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Referentenentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer
Energieerzeugung

A. Problem und Ziel

Deutschland hat sich das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2045 treibhausgasneutral zu sein. Um
dieses Ziel zu erreichen, muss der Stromsektor bereits bis 2035 weitgehend ohne die Emis-
sion von Treibhausgasen auskommen. Bis zum Jahr 2030 soll der Anteil erneuerbarer
Energien am Bruttostromverbrauch auf 80 Prozent ansteigen, und das bei steigendem
Stromverbrauch durch die Dekarbonisierung von Sektoren auf3erhalb des Energiebereichs.
Mit dem EEG 2023 wurden die Ausbaupfade entsprechend angepasst und wichtige Mal3-
nahmen zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien umgesetzt. Mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf werden weitere Maflnahmen ergriffen, die darauf zielen, den
Ausbau der Photovoltaik zu beschleunigen und zu steigern. Diese gehen hervor aus der
Photovoltaik (PV)-Strategie, die das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz
(BMWK) im Mai 2023 unter Einbindung der Branche, der Bundeslénder und der Bundes-
tagsfraktionen vorgestellt hat. Es bildet als ,Solarpaket |“ einen ersten Schritt zur Umset-
zung dieser Strategie. Es ist geplant, weitere MaRnahmen in einem ,Solarpaket II“ zusam-
menzufassen.

B. Losung

Fur das Erreichen der Ausbauziele fur erneuerbare Energien sind massive Anstrengungen
erforderlich. Zum Jahresende 2022 waren in Deutschland insgesamt knapp 150 Gigawatt
(GW) Kapazitat zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien installiert. Die Photovol-
taik hatte dabei einen Anteil von 67,4 GW, d.h. rund 45 Prozent. Nachdem der jahrliche
Zubau an Photovoltaik zwischen 2014 und 2017 eine Talsohle durchschritt, konnte er seit-
her deutlich auf zuletzt ca. 7,3 GW in 2022 gesteigert werden. Um die im EEG 2023 ge-
setzten Ziele zur Steigerung der installierten Leistung von Solaranlagen bis 2040 zu errei-
chen, wird bereits dieses Jahr ein Zubau von 9 GW (2023) und danach von 13 GW (2024)
bzw. 18 GW (2025) angestrebt. Im Jahr 2026 soll der jahrliche Leistungszubau auf 22 GW
gesteigert und fur die Folgejahre auf diesem hohen Niveau stabilisiert werden. Dabei soll
sich der Zubau jeweils hélftig auf Dach- und Freiflachenanlagen aufteilen, um sowohl dem
Anliegen eines Zubaus zu maoglichst niedrigen Kosten durch Freiflachenanlagen als auch
dem Anliegen verbrauchsnaher Stromerzeugung und Flachenschonung durch Solaranla-
gen auf Dachern, an Gebauden und auf sonstigen gebaudenah versiegelten Flachen Rech-
nung zu tragen.

Ein beschleunigter Ausbau erneuerbarer Energien ist die treibende Kratft fur die Transfor-
mation zur Klimaneutralitat. Gleichzeitig mussen alle Teile des gesamtem Stromsystems
inklusive des Einsatzes von erneuerbarem Strom in den Sektoren Warme, Verkehr und
Industrie gut ineinandergreifen, um das Ziel einer sicheren, bezahlbaren und klimaneutralen
Stromversorgung zu gewahrleisten. Die Regelungen des Solarpakets | sollen zu beiden
dieser Ziele beitragen: Die Regelungen zielen zum einen darauf, den Ausbau der Photovol-
taik zu erleichtern und zu beschleunigen. Gleichzeitig sollen sie dazu beitragen, den Aus-
bau der Photovoltaik so zu gestalten, dass das Gesamtsystem der Energieversorgung op-
timiert wird.
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C. Alternativen

Keine. Das Gesetz ist erforderlich, um die ambitionierten deutschen Klimaziele und die Aus-
bauziele fir Solarenergie zu erreichen. Die einzelnen gesetzlichen Maflinahmen gehen auf
die Photovoltaik-Strategie des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz (PV-
Strategie) zurlick, die mit Blick auf das Zieljahr 2035 Handlungsfelder und MalRhahmen
aufzeigt, mit denen der Ausbau der Photovoltaik deutlich vereinfacht und beschleunigt wer-
den kann. Der Schwerpunkt der PV-Strategie liegt zunachst auf der kurz- und mittelfristigen
Perspektive mit dem Ziel, schnellstmoglich eine hohe Zahl von MaRnahmen umzusetzen
und eine Reihe von Hemmnissen abzubauen, so dass der Ausbau der Photovoltaik be-
schleunigt werden kann.

In die Entwicklung der PV-Strategie sind die Branche, die Bundeslander und die Bundes-
tagfraktionen eingebunden gewesen. Im Rahmen des 1. Solargipfels wurde ein erster Ent-
wurf der PV-Strategie vorgestellt und mit Vertreterinnen und Vertretern der Branche, der
Bundeslander und der Bundestagsfraktionen diskutiert. Im Anschluss an den 1. Solargipfel
erhielt das BMWK mehr als 600 schriftliche Stellungnahmen zum Entwurf der PV-Strategie.
Die Stellungnahmen wurden vom BMWK gesichtet und im Rahmen des 2. Solargipfels am
5. Mai 2023 die finale PV-Strategie vorgestellt. Die PV-Strategie hat dabei auch eine Prio-
risierung der MalRnahmen vorgenommen. Im vorliegenden Gesetz werden auf dieser
Grundlage die drangendsten und ergebnistrachtigsten Malinahmen umgesetzt.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Mit dem Gesetz zu SofortmafRnahmen flir einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren
Energien und weiteren MafRnahmen im Stromsektor vom 08. Juli 2022 wurden die PV-Aus-
bauziele im EEG 2023 angehoben, wodurch sich der Finanzierungsbedarf erhéhte. Nun
muss der PV-Ausbau noch weiter beschleunigt werden, um die Ausbaupfade und Ziele si-
cher zu erreichen. Hiermit geht keine grundlegende Erhéhung der Haushaltsausgaben ein-
her. Das vorliegende Gesetz sorgt dafiir, dass Birokratie abgebaut wird, fasst Regelungen
klarer und gerechter, 6ffnet weitere Dachflachenpotentiale, ermdglicht mehr Teilhabe durch
breitere Mieterstrommaglichkeiten und die Gemeinschaftliche Gebaudeversorgung und be-
schleunigt Genehmigungs- und Netzanschlussprozesse. Dies fuhrt dazu, dass PV-Anlagen
schneller und ginstiger errichtet werden kdnnen und trégt dazu bei, die Ziele uns Ausbau-
pfade verlasslicher zu erreichen.

Hierfur sind im Gesetz gleichermal3en kostensteigernde und kostensenkende MalRnahmen
vertreten. Im Ergebnis wird erwartet, dass das Gesetz auf den Haushalt leicht kostensen-
kend wirken kann.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger

Fur Birgerinnen und Birger kann Erfullungsaufwand insofern entstehen, wie sie von den
erweiterten Moglichkeiten des Mieterstroms oder der Gemeinschaftlichen Geb&udeversor-
gung Gebrauch machen wollen. Hier entsteht einmaliger Erfillungsaufwand fir den Ab-
schluss des jeweiligen Vertrags.
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E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft
Das Gesetz senkt durch eine Vielzahl von Burokratieabbauma3nahmen den Erfullungsauf-
wand der Wirtschaft. Eine Erhdohung des Erfullungsaufwandes entesteht im Wesentlichen

lediglich, wenn Unternehmen den Mieterstromzuschlag oder die Gemeinschaftliche Geb&u-
deversorgung nutzen wollen.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Der Erfullungsaufwand der Verwaltung wird durch die Erméglichung digitaler Bescheide im
Erneuerbare-Energien-Gesetz reduziert.

F. Weitere Kosten
Die MalRnahmen haben keine Auswirkungen auf die sonstigen Kosten der Wirtschaft und

auf die sozialen Sicherungssysteme. Signifikante Auswirkungen auf Einzelpreise und auf
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, werden nicht erwartet.
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Referentenentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer
Energieerzeugung

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1066), das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 6) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Angabe zu § 11 folgende Angaben eingeflgt:
,§ 11a Recht zur Verlegung von Leitungen

§ 11b Recht zur Uberfahrt wahrend der Errichtung*.
2. 8 3 Nummer 43 wird wie folgt gefasst:

,43. Steckersolargeréat ein Gerat, das aus einer oder wenigen Solaranlagen, einem
Wechselrichter, einer Anschlussleitung und einem Stecker zur Verbindung mit
dem Endstromkreis eines Letztverbrauchers besteht".

3. 8§ 6 wird wie folgt geédndert:

a) Inden Abséatzen 1, 3 und 5 wird das Wort ,Freiflachenanlagen® jeweils durch die
Woérter ,Solaranlagen des ersten Segments* ersetzt.

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,vereinbarungen uber Zuwendungen nach diesem Paragrafen bedtrfen der Schrift-
form und dirfen bereits vor Erteilung der fur die Anlage erforderlichen Genehmigung
geschlossen werden, jedoch nicht vor dem Beschluss des Bebauungsplans fur die Fla-
che, auf der die Anlage errichtet werden soll, soweit vor Erteilung der fur die Anlage
erforderlichen Genehmigung ein Bebauungsplan beschlossen wird.“.

4. § 8 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 5 Satz 3 werden die Worter ,mit einer installierten Leistung von bis zu
10,8 Kilowatt* durch die Wérter ,nach Absatz 1 Satz 2“ ersetzt.

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz eingefugt:

»(5a) Ein oder mehrere Steckersolargerate mit einer installierten Leistung von
insgesamt bis zu 2 Kilowatt und einer Wechselrichterleistung von insgesamt bis zu
800 Voltampere, die hinter der Enthahmestelle eines Letztverbrauchers betrieben
werden und der unentgeltlichen Abnahme zugeordnet werden, kénnen unter



c)

d)

-5- Bearbeitungsstand: 27.06.2023 15:06

Einhaltung der fur die Ausfiihrung eines Netzanschlusses malf3geblichen Regelun-
gen angeschlossen werden. Registrierungspflichten nach der Marktstammdaten-
registerverordnung bleiben unberihrt; zusatzliche Meldungen von Anlagen nach
Satz 1 beim Netzbetreiber dirfen nicht verlangt werden.*

Absatz 6 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wértern ,acht Wochen,“ die Woérter ,mit dem Er-
gebnis ihrer Netzvertraglichkeitsprifung® eingeflgt.

bb) Dem Wortlaut des Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,den durch den Netz-
betreiber ermittelten Verknupfungspunkt und” vorangestellt.

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefigt:
,Ubermitteln Netzbetreiber Anschlussbegehrenden im Fall von Anlagen nach
Absatz 1 Satz 2 nicht fristgemalf? die Information, dass der bereits bestehende
Netzanschluss kein geeigneter Verknlpfungspunkt ist, kbnnen die Anlagen
unter Einhaltung der fiir die Ausfihrung eines Netzanschlusses mal3geblichen
Regelungen an dem bestehenden Verknipfungspunkt des Grundstiicks nach
Absatz 1 Satz 2 angeschlossen werden.*

Absatz 7 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Wérter ,Satz 1 und 2 gestrichen.

bb) In Satz 2 Nummer 4 wird die Angabe ,8 9 Absatz 1 bis 2a“ durch die Angabe
,8 9 Absatz 1 bis 2“ ersetzt.

cc) Satz 4 wird wie folgt gedndert:

aaa) Hinter dem Wort ,Monat,“ werden die Woérter ,mit dem Ergebnis ihrer
Netzvertraglichkeitsprifung“ eingefligt.

bbb) Dem Wortlaut der Nummer 2 werden die Woérter ,den durch den Netz-
betreiber ermittelten Verknupfungspunkt und® vorangestellt.

ccc) In Nummer 5 wird die Angabe ,8 9 Absatz 1 bis 2a“ durch die Angabe
,8 9 Absatz 1 bis 2“ ersetzt.

dd) Satz 6 wird wie folgt gefasst:

,Im Ubrigen sind Absatz 6 Satz 2 bis 4 entsprechend anzuwenden.*

8 9 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

Absatz 1 wird folgender Satz angefligt:

,oatz 1 ist nicht anzuwenden auf Steckersolargerate mit einer installierten Leistung
von insgesamt bis zu 2 Kilowatt und mit einer Wechselrichterleistung von insge-
samt bis zu 800 Voltampere, die hinter der Entnahmestelle eines Letztverbrau-
chers betrieben werden.”

Absatz 3 werden folgende Satze angeflgt:

~Abweichend von Satz 1 werden mehrere Solaranlagen, die ausschliellich auf, an oder
in einem Geb&ude oder einer Larmschutzwand angebracht sind und die nicht hinter
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demselben Netzverknipfungspunkt betrieben werden, nicht zusammengefasst. Bei der
Zusammenfassung nach Satz 1 bleiben Steckersolargerate unbericksichtigt,

1. deren installierte Leistung insgesamt bis zu 2 Kilowatt betragt,
2. deren Wechselrichterleistung insgesamt bis zu 800 Voltampere betragt und
3. die hinter der Entnahmestelle eines Letztverbrauchers betrieben werden.*
c) Absatz 8 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 3 wird die Angabe ,2024“ durch die Angabe ,2025“ ersetzt.
bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefugt:

.Betreiber von Windenergieanlagen, die vor dem 31. Dezember 2023 in Be-
trieb genommen wurden, sind verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2023 einen
Antrag auf Zulassung einer bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung bei der zu-
standigen Landesluftfahrtbehérde zu stellen.”

6. § 10a wird wie folgt geéndert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
,§ 10a Messstellenbetrieb; Ubergangsregelung fiir Steckersolargerate®.
b) Der bisherige Text wird Absatz 1.
c) Es werden folgende Absatze angefugt:

»,(2) Abweichend von § 3 Absatz 3a des Messstellenbetriebsgesetzes hat der
Messstellenbetreiber Messstellen an Zahlpunkten von Steckersolargeraten im
Sinne von 8§ 8 Absatz 5a Satz 1 spatestens innerhalb von vier Monaten ab der
Aufforderung durch die Bundesnetzagentur an den Netzbetreiber zur Prifung der
im Marktstammdatenregister eingetragenen Daten nach § 13 Absatz 1 der Mark-
stammdatenregisterverordnung mit einer modernen Messeinrichtung als Zweirich-
tungszahler oder einem intelligenten Messsystem auszustatten, ohne dass es ei-
ner gesonderten Beauftragung durch den Anschlussnehmer oder Anschlussnutzer
bedarf.

(3) Steckersolargerate im Sinn von § 8 Absatz 5a durfen an der Entnahme-
stelle eines Letztverbrauchers bereits vor dem Einbau einer modernen Messein-
richtung als Zweirichtungszéhler oder eines intelligenten Messsystems mit einer
bereits vorhandenen Messeinrichtung betrieben werden. Die Richtigkeit der von
der Messeinrichtung ermittelten Messwerte wird zu Zwecken der Abrechnung und
Bilanzierung langstens bis zum Ablauf der Frist nach Absatz 2 Satz 1 vermutet;
diese Vermutung kann nur durch den Nachweis einer technischen Stérung oder
einer Manipulation der Messeinrichtung widerlegt werden.*

7. 8 10b Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird das Wort ,Anlagenbetreiber durch die Woérter ,Betreiber von Anla-
gen mit einer installierten Leistung von mehr als 25 Kilowatt” ersetzt.

b) Es wird folgender Satz angefiigt:
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.8 9 Absatz 3 ist zur Ermittlung der installierten Leistung entsprechend anzuwen-
den.”

8. In § 11 Absatz 1 werden die Worter ,den Anspruch nach 8§ 19 in Verbindung mit § 21°
durch die Worter ,einen Anspruch nach § 19 Absatz 1 Nummer 2“ ersetzt.

9. Nach § 11 werden folgende Paragraphen eingefugt:

.8 11a
Recht zur Verlegung von Leitungen

(1) Der Eigentiimer und der Nutzungsberechtigte eines Grundsttickes haben auf dem
Grundstuck die Errichtung, Instandhaltung und den Betrieb von Leitungen und sonstigen
Einrichtungen zum Anschluss von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien an den Verkntpfungspunkt nach § 8 Absatz 1 bis 3 zu dulden. Der Betreiber der
Leitung und von ihm beauftragte Dritte sind berechtigt, das Grundstiick zu diesem Zweck
zu betreten und zu befahren. Der Betreiber darf in der Regel nur die Grundstticke nutzen,
die erforderlich sind, um den wirtschaftlich glinstigsten Anschluss zu errichten. Die Dul-
dungspflicht besteht nicht, wenn dadurch die Nutzung des Grundsttickes unzumutbar be-
eintrachtigt wird. Bei Leitungen zum Anschluss von Anlagen nach 8§ 8 Absatz 1 Satz 2 gilt
die Pflicht nur gegentiber Gemeinden. Die Leitung und sonstige Einrichtungen werden
keine wesentlichen Bestandteile des Grundstiicks im Sinn des § 94 Absatz 1 des Burgerli-
chen Gesetzbuches.

(2) Hat der Grundstuckseigentimer die Nutzung des Grundstiicks nach Absatz 1 zu
dulden, zahlt der Betreiber dem Grundstiickseigentiimer bei Inbetriebnahme der Leitung
einmalig 5 Prozent des Verkehrswertes der in Anspruch genommenen Schutzstreifenfla-
che. Schadensersatzanspriiche des Grundstickeigentiimers und des Nutzungsberechtig-
ten bleiben unberthrt.

(3) Der Grundstuckseigentimer und der Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, alle
Mafnahmen zu unterlassen, die den Bestand oder den Betrieb der Leitung oder sonstiger
Einrichtungen gefahrden oder beeintrachtigen. Der Grundstiickseigentiimer kann die Ver-
legung der Leitung verlangen, wenn diese an der bisherigen Stelle fir ihn nicht mehr zu-
mutbar ist. Der Betreiber tragt die Kosten der Verlegung.

(4) Wenn der Betrieb der Leitung eingestellt wird, haben der Eigentimer und der Nut-
zungsberechtigte die Leitung und die sonstigen Einrichtungen noch drei Jahre unentgeltlich
zu dulden, es sei denn, dass ihnen dies nicht zugemutet werden kann. Der Betreiber hat
dem Grundsttickseigentimer und dem Nutzungsberechtigten die dauerhafte Betriebsein-
stellung unverziglich anzuzeigen.

(5)Fur die Durchsetzung des Anspruches des Betreibers findet § 83 Absatz 2 entspre-
chende Anwendung.

§11b
Recht zur Uberfahrt wahrend der Errichtung

(1)Der Eigentimer und der Nutzungsberechtigte eines Grundsttickes haben die Uber-
fahrt und die Uberschwenkung des Grundstiickes zur Errichtung von Windenergieanlagen
und die Ertiichtigung des Grundstiicks fiir die Uberfahrt durch den Betreiber der Windener-
gieanlagen und von ihm beauftragte Dritte zu dulden. Der Betreiber darf nur die
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Grundstticke nutzen, die fur den Transport erforderlich sind. Die Duldungspflicht besteht
nicht, wenn dadurch die Nutzung des Grundstiickes unzumutbar beeintrachtigt wird. Der
Betreiber hat nach der letzten Uberfahrt den urspriinglichen Zustand unverziiglich wieder-
herzustellen.

(2)Ist die Uberfahrt des Grundstiicks nach Absatz 1 zu dulden, zahlt der Betreiber dem
Nutzungsberechtigten, der unmittelbar in der Nutzung des Grundstticks eingeschrankt war,
nach Errichtung der Windenergieanlage [...] EUR je Tag und in Anspruch genommenen
Quadratmeter. Schadensersatzanspriiche des Grundsttickeigentiimers und des Nutzungs-
berechtigten bleiben unberthrt.

(3)Fur die Durchsetzung des Anspruches des Betreibers findet 8 83 Absatz 2 entspre-
chende Anwendung.”

10. 8§ 19 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt geandert:
a) Das erste Wort ,oder” wird durch ein Komma ersetzt.
b) Nach der Angabe ,Nummer 3 werden die Worter ,oder Nummer 4“ eingeflgt.
11. § 21 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Nach der Angabe ,8 11 wird die Angabe ,Absatz 1 Satz 2“ eingeflgt.
bb) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefiigt:
,2. Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von weniger als 200 Kilo-
watt, fir den keine Zahlung nach Nummer 1, 3 oder 4 geltend gemacht wird
gt?eantJﬂ?‘I,t“Che Abnahme); dabei verringert sich in diesem Fall der Anspruch

cc) Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Nummern 3 und 4.

dd) In der neuen Nummer 3 werden die Woérter ,den Marktwert* durch das Wort
,null* ersetzt.

ee) In der neuen Nummer 4 wird die Angabe ,8 53 Absatz 2“ durch die Angabe
,8 53 Absatz 4“ ersetzt.

ff) Es wird folgender Satz angefugt:

,0er nach Satz 1 eingespeiste und zur Verfigung gestellte Strom gilt als nach § 19
Absatz 1 Nummer 2 vergiteter Strom.”

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) Indem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,Wohngebaude® durch die
Worter ,Gebaude oder einer Nebenanlage dieses Gebaudes” ersetzt.

bbb) In Nummer 1 wird nach den Wartern ,innerhalb dieses Gebaudes” ein
Komma und die Worte ,dieser Nebenanlage® eingefiigt und das Wort
~Wohngebauden“ durch das Wort ,Gebauden® ersetzt.
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bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefiigt:

,Der Anspruch nach Satz 1 besteht bei Gebauden, die nicht Wohngebaude
sind, dann nicht, wenn es sich bei dem Anlagenbetreiber oder dem Dritten und
dem Letztverbraucher um zueinander in einer der in Artikel 3 Absatz 3 des
Anhangs | der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber
die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1),
die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2021/1237 (ABI. L 270 vom 29.7.2021,
S. 39) geandert worden ist, genannten Beziehungen stehende Unternehmen
handelt.”

12. § 21b wird wie folgt geéndert:

13.

a)

b)

d)

In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wir das Wort ,oder durch ein Komma ersetzt und
das Komma am Ende durch die Worter ,oder Nummer 4,“ ersetzt.

Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefiigt:
,Eine Anlage kann der Ausfallverguitung nicht zugeordnet werden, wenn sie inner-
halb der letzten 24 Monate zumindest zeitweise der unentgeltlichen Abnahme zu-

geordnet war.*

In Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,und nicht fur“ durch die Wérter ,,, die unent-
geltliche Abnahme und“ ersetzt.

In Absatz 4 und 5 wird jeweils die Angabe ,§ 21 Absatz 1 Nummer 3“ durch die
Angabe ,8 21 Absatz 1 Nummer 4“ ersetzt.

§ 21c wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst: ,Verfahren fiir die Zuordnung und den Wech-
sel”

Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefiigt:

»<Anlagen mit einer installierten Leistung von weniger als 200 Kilowatt, fir die der
Anlagenbetreiber keine andere Zuordnung getroffen hat, gelten der Verauf3erungs-
form der Einspeisevergtitung in der Variante der unentgeltlichen Abnahme zuge-
ordnet.”

bb) Der neue Satz 4 wird wie folgt gefasst:

~Abweichend von Satz 3 gilt eine ausgeférderte Anlage mit Beendigung des An-
spruchs auf Zahlung nach der fiur sie mal3geblichen Fassung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes als der VerauRerungsform der Einspeisevergitung in der Va-
riante fur ausgeforderte Anlagen nach 8§ 21b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 21
Absatz 1 Nummer 4 zugeordnet, soweit der Anlagenbetreiber keine andere Zuord-
nung getroffen hat.”

cc) Es wird folgender Satz angefigt:

,Die Zuordnung einer Anlage entspricht der Geltendmachung des entsprechenden
Anspruchs.*



14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.
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c) Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefugt:

.Bei einer erstmaligen Zuordnung oder einem Wechsel zum Mieterstromzu-

schlag nach 8§ 21 Absatz 3 von Anlagen auf Geb&auden, die nicht Wohnge-

baude sind, sind zusatzlich abzugeben,
1. eine Eigenerklarung, dass der Anlagenbetreiber oder der Dritte und
der Letztverbraucher nicht in einer gemaf 8 21 Absatz 3 Satz 2 den An-
spruch auf Mieterstromzuschlag ausschlieenden Beziehung zueinan-
der stehen und

2. eine Selbstverpflichtung, dass jede Anderung des Inhalts der Erkla-
rung nach Nummer 1 unverzuglich dem Netzbetreiber mitgeteilt wird.”

In 8 23b wird die Angabe ,8 21 Absatz 1 Nummer 3“ durch die Angabe ,§ 21 Absatz 1
Nummer 4“ ersetzt.

§ 24 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Satz 4 wird wie folgt gefasst:
~,Abweichend von Satz 1 werden Solaranlagen, die ausschlieRlich auf, an oder in
einem Gebaude oder einer Larmschutzwand angebracht sind und die nicht hinter
demselben Netzverknipfungspunkt betrieben werden, nicht zusammengefasst.*

b) Es wird folgender Satz angefugt:

.Bei der Zusammenfassung nach Satz 1 bleiben Steckersolargerate unbertcksichtigt,

1. deren installierte Leistung insgesamt bis zu 2 Kilowatt betragt,

2. deren Wechselrichterleistung insgesamt bis zu 800 Voltampere betragt und

3. die hinter der Entnahmestelle eines Letztverbrauchers betrieben werden.”

In § 25 Absatz 2 wird die Angabe ,8 21 Absatz 1 Nummer 3“ durch die Angabe ,8§ 21
Absatz 1 Nummer 4 ersetzt.

§ 30 Absatz 1 Nummer 9 wird aufgehoben.

§ 30a wird wie folgt geandert.

a) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,Schriftform® durch das Wort ,Textform* ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte ,dem Schriftftormerfordernis nach Absatz 3
Satz 2" durch die Worte ,den Anforderungen an die Zustellung nach § 73 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes” ersetzt.

In § 31 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort ,schriftlich® gestrichen.

In 8§ 35 Absatz 4 werden nach der Angabe ,8 399 Absatz 5 Nummer 4 und § 39j in

Verbindung mit § 39e Absatz 1 die Worter ,sowie § 13 Absatz 1 der Innovationsaus-

schreibung® eingefigt.

In & 36e Absatz 1 wird die Angabe ,,30 Monate“ durch die Angabe ,33 Monate* ersetzt.

In 8 37 Absatz 2 wird nach Nummer 1 folgende Nummer 1a eingeflgt:



23.

24.

25.

26.
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»1a. bei Anlagen, die auf einem entwéasserten Moorboden errichtet werden sollen, die
Eigenerklarung des Bieters, dass er gepruft hat, dass durch die Errichtung der
Anlage kein zusatzliches Hemmnis fUr eine zukinftige Wiedervernassung des
Moorbodens entsteht.*

§ 38h wird folgender Satz angefugt:

~<Abweichend von § 38b Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt bei einer Erh6hung der Leistung
durch die Ersetzung folgendes:

Die Zahlungsberechtigung verliert im Zeitpunkt der Ersetzung ihre Wirksamkeit fir die
ersetzte Anlage und erfasst stattdessen die ersetzende Anlage fur den Teil des einge-
speisten Stroms, dessen Anteil am eingespeisten Strom dem Anteil der ersetzten An-
lage zur Leistung der ersetzenden Anlage entspricht.

Fur den Uber die Leistung der ersetzten Anlage hinausgehenden Anteil des eingespeis-
ten Stroms ist der Zahlungsanspruch nach § 19 nicht ausgeschlossen; dieser Anspruch
richtet sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes.”

In § 39g Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,und 8§ 39i Absatz 5 und die Worter ,,zu-
zuglich 0,5 Cent pro Kilowattstunde in den Ausschreibungen der Kalenderjahre 2023

bis 2025 fur Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschlief3lich 500 Kilowatt"
gestrichen.

8§ 39i Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Der anzulegende Wert ist flr alle bezuschlagten Gebote in den Ausschreibun-
gen in den Kalenderjahren 2024 und 2025 fir Biomasseanlagen mit einer installierten
Leistung bis einschlief3lich 500 Kilowatt der jeweilige Zuschlagswert zuzlglich 0,5 Cent
pro Kilowattstunde..

§ 48 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ wird wie folgt geandert:

aa) In Doppelbuchstabe bb wird das Wort ,oder” am Ende gestrichen.

bb) In Doppelbuchstabe cc wird der Punkt am Ende durch das Wort ,,, oder” er-
setzt.

cc) Es wird folgender Doppelbuchstabe dd angeflgt:

,dd) auf Flachen befindet, deren Flurstiicke zum Zeitpunkt des Beschlusses
Uber die Aufstellung des Bebauungsplans als Ackerland oder Griinland
genutzt worden sind und in einem benachteiligten Gebiet lagen, auf dem
aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 37c Absatz 2 Freiflachenanla-
gen bezuschlagt werden koénnen.”

b) InAbsatz 1 Satz 1 Nummer 6 werden nach dem Wort ,Baugesetzbuchs* die Wérter
» die kein entwasserter, landwirtschaftlich genutzter Moorboden ist,“ eingefiigt.

c) Absatz 2a Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 1 wird gestrichen.

bb) Die Nummern 2 und 3 die Nummern 1 und 2.



27.

28.

d)

e)

f)
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cc) In der bisherigen Nummer 3 werden die Wérter ,und im Ubrigen vor dem 1.
Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres” gestrichen.

Dem Absatz 2a wird folgender Satz angeflgt:

,Der Anlagenbetreiber kann die Entscheidung nach Satz 2 Nummer 2, fur wel-
che der beiden Anlagen er den erh6hten anzulegenden Wert in Anspruch neh-
men mdochte, mit Wirkung zum 1. Januar des Folgejahres andern, indem er
dies dem Netzbetreiber vor dem 1. Dezember eines Jahres mitteilt.”

In Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,1. April 2012“ durch die Angabe
,1. Marz 2023“ ersetzt.

Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Fur Solaranlagen nach Absatz 2 sind § 38b Absatz 2 Satz 1 und § 38h Satz 2
Nummer 2 entsprechend anzuwenden.”

§ 52 wird wie folgt gedndert:

a)

b)
c)

In Absatz 1 Nummer 5 wird die Angabe ,8 21 Absatz 1 Nummer 2“ durch die An-
gabe ,8 21 Absatz 1 Nummer 3“ ersetzt.

Absatz 1b wird gestrichen.

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefigt:

,Bei einem Pflichtversto nach Absatz 1 Nummer 1, 3, 4 oder 8, der aufgrund des
Defekts einer technischen Einrichtung eintritt, entféllt die zu leistende Zahlung fur

den Kalendermonat, in dem der Pflichtverstol3 eintritt, und flir den darauffolgenden
Kalendermonat.”

§ 53 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

(2) ., Abweichend von Absatz 1 verringert sich der Anspruch nicht, solange
die unentgeltliche Abnahme nach § 21 Absatz 1 Nummer 2 in Anspruch genom-
men wird.”

Es wird folgender Absatz angefligt:

»(4) Fur Strom aus ausgeforderten Anlagen, fur die ein Anspruch auf Einspei-
severgltung nach § 19 Absatz 1 in Verbindung mit 8 21 Absatz 1 Nummer 4 gel-
tend gemacht wird, ist abweichend von Absatz 1 von dem anzulegenden Wert der
Wert abzuziehen, den die Ubertragungsnetzbetreiber nach 8§ 51 Absatz 1 Nummer
4 Buchstabe b des Energiefinanzierungsgesetzes auf ihrer Internetseite veroffent-
licht haben. Der Wert nach Satz 1 verringert sich um die Halfte fir Strom aus aus-
geforderten Anlagen, die mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet sind.”

29. § 55 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,24 Monate“ durch die Angabe ,27 Mo-
nate“ ersetzt.
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bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:
,Wenn und soweit ein Zuschlag nach § 35a entwertet wird, berechnet sich die
Hohe der Ponale nach Satz 1 Nummer 1 aus der entwerteten Gebotsmenge
multipliziert mit 30 Euro pro Kilowatt.*

cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt geandert:

aaa) Die Worte ,1 und®werden gestrichen.

bbb) In Nummer 1 wird die Angabe ,24 Monate“ durch die Angabe ,27 Mo-
nate“ ersetzt.

ccc) In Nummer 2 wird die Angabe ,26 Monate“ durch die Angabe ,29 Mo-
nate“ ersetzt.

ddd) In Nummer 3 wird die Angabe ,28 Monate“ durch die Angabe ,31 Mo-
nate“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:

~NVenn und soweit ein Zuschlag nach § 35a entwertet wird, berechnet sich die Hohe

der Pbnale nach Satz 1 Nummer 1 aus der entwerteten Gebotsmenge multipliziert mit 60
Euro pro Kilowatt.*

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

bb) Im neuen Satz 3 werden nach dem Wort ,Ponale” die Worte ,nach Satz 1
Nummer 2“ eingefugt.

In 8 56 Nummer 2 werden vor dem Wort ,gesamten® die Worter ,nach § 19 Absatz 1
Nummer 2 verglteten Strom sowie flir den“ eingefligt.

In § 70 Satz 1 wird nach dem Wort ,nach die Angabe ,8 11 Absatz 1 Satz 2 und”
eingeflgt.

In § 71 Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort ,Kalenderjahres* die Worter ,ein-
schlielRlich der im Fall eine kaufménnischen Abnahme nach § 11 Absatz 1 Satz 2“ ein-
geflgt.

Dem § 80a wird folgender Satz angefiigt:

,Die Inanspruchnahme einer unentgeltlichen Abnahme nach § 21 Absatz 1 Nummer 2
gilt nicht als Zahlung im Sinne des Satz 1.

In 8 91 Nummer 1 Buchstabe c wird die Angabe ,8 53 Absatz 2“ durch die Angabe ,8
53 Absatz 4“ ersetzt.

In § 98 werden die bisherigen Absatze 5 und 6 die Absétze 4 und 5.
§ 100 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingeflgt:

»,(1a) Fur Strom aus Anlagen nach Absatz 1 ist abweichend von Absatz 1 das Fol-
gende anzuwenden:



b)

c)

d)
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1. 8 10b Absatz 1 dieses Gesetzes ist anstelle von 8 10b Absatz 1 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung
anzuwenden,

2. Der Anspruch auf unentgeltliche Abnahme nach § 21 Absatz 1 Nummer 2 und
die Regelung zur Zuordnung nach § 21c Absatz 1 Satz 2 dieses Gesetzes
sind entsprechend anzuwenden. Im Fall einer Zuordnung zur unentgeltlichen
Abnahme nach Satz 1 sind die § 21b Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 2, §
21c Absatz 1 Satz 5, § 53 Absatz 2 und 8§ 80a Satz 2 dieses Gesetzes auf
diese Anlagen ebenfalls entsprechend anzuwenden.

3. Fur Anlagen, die nach dem 29. Juli 2022 in Betrieb genommen wurden, sind
statt § 100 Absatz 14 Satz 3 Nummer 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung 8§ 48 Absatz 2a Satz 2 Num-
mer 2 und Satz 3 dieses Gesetzes anzuwenden.*

Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

,#Auf Vereinbarungen, die vor dem [einfugen: Tag des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] geschlossen wurden, ist 8 6 Abs. 4 S. 1 in der am [einflgen: Tag vor Inkraft-
treten dieses Gesetzes] geltenden Fassung anzuwenden.®

In Absatz 7 wird die Angabe ,§ 21 Absatz 1 Nummer 3 durch die Angabe ,§ 21
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ ersetzt, die Angabe ,21c Absatz 1 Satz 3" durch die
Angabe ,21c Absatz 1 Satz 4 und Satz 5“ ersetzt, und hinter der Angabe ,§ 53 die
Angabe ,Absatz 4“ eingeflgt.

Es werden folgende Absatze angeflgt:

(14),Anlagen, die vor dem 1. Januar 2026 in Betrieb genommen werden, kdn-
nen abweichend von § 21 Absatz 1 Nummer 2 der unentgeltlichen Abnahme zu-
geordnet werden, wenn ihre installierte Leistung weniger als 400 Kilowatt betragt.

(15)Fur Solaranlagen, die vor Inkrafttreten der auf Grundlage von 8§ 95 Num-
mer 3 dieses Gesetzes durch das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klima-
schutz erlassenen Verordnung in Betrieb genommen werden, bleibt die Voraus-
setzung des 8§ 48 Absatz 1 Nummer la, dass das auf dem Grundsttick bestehende
Wohngebaude nicht dazu geeignet ist, dass auf, an oder in ihm eine Solaranlage
errichtet werden kann, unbericksichtigt.

(16) Auf Anschlussbegehren, die nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem
[einfligen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes| gestellt werden, ist § 8 in der
am [einflgen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung anzu-
wenden.

(17)8 9 Absatz 3 Satz 3 und 4, § 10a Absatz 2 und 3, § 24 Absatz 1 Satz 4
und 5 und 8§ 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe dd sind
nicht anzuwenden auf Anlagen, die vor dem [einfligen: Tag des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes]in Betrieb genommen worden sind.

(18) 8 21 Absatz 3 ist nicht anzuwenden auf Strom aus Solaranlagen, die vor
dem [einflgen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] in Betrieb genommen wor-
den sind und die auf, an oder in einem Gebaude, das nicht Wohngebaude ist, oder
einer Nebenanlage dieses Gebaudes installiert sind.

(19)Fdr Anlagen, deren anzulegender Wert in einem Zuschlagsverfahren ei-
nes Gebotstermins nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem [einfigen: Tag des



37.

38.
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Inkrafttretens dieses Gesetzes] ermittelt worden ist, sind § 30 Absatz 1 Nummer 9,
§ 37 Absatz 2 und § 39g Absatz 1 Satz 3 und § 39i Absatz 5 in der am [einflgen:
Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fassung anzuwenden.

(20)Fur Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem [einfugen:
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] in Betrieb genommen werden, ist § 48
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 in der am [einfigen: Tag vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes] geltenden Fassung anzuwenden.

(21)Fudr Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem [einfugen:
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] in Betrieb genommen worden sind, ist zu-
satzlich § 48 Absatz 2a Satz 2 Nummer 1 in der am [einfugen: Tag vor dem In-
krafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fassung des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes anwendbar.

(22)Far Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem [einflgen:
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] in Betrieb genommen worden sind, ist 8
48 Absatz 3 in der am [einflgen: Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] gel-
tenden Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes anzuwenden.

(23)Fur Solaranlagen, die vor dem [einflgen: Tag des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] Solaranlagen an demselben Standort ersetzen, ist § 38h beziehungs-
weise § 48 Absatz 4 in der am [einfigen: Tag vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes] geltenden Fassung anzuwenden.*

§ 101 wird wie folgt gefasst:

,8101

Beihilferechtlicher Genehmigungsvorbehalt

Die Bestimmungen der 88 38h Satz 2 und 48 Absatz 4 Satz 2 dirfen erst nach der
beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europaische Kommission und nur nach
MalRgabe dieser Genehmigung angewandt werden. Bis zu dieser Genehmigung ist
8 48 Absatz 4 Satz 2 in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung anzuwenden.”

In Anlage 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 23d“ durch die Angabe ,§ 23c" ersetzt.

39. Anlage 3 Ziffer | Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

In Buchstabe b wird das Komma am Ende durch das Wort ,und® ersetzt,

b) Buchstabe c wird aufgehoben,

c) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c.

Artikel 2

Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. | S. 1970; 3621), das zuletzt

durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:
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Die Inhaltsubersicht wird wie folgt ge&ndert:

a) Nach der Angabe zu § 42a wirdfolgende Angabe eingefugt:

.8 42b  Gemeinschaftliche Gebaudeversorgung®.

b) Nach der Angabe zu 8§ 49c wird folgende Angabe eingefugt:

,§ 49d Register zur Erfassung und Uberwachung von Energieanlagen sowie Energieanlagenteilen; Verordnungs-
ermachtigung®.

§ 3 wird wie folgt geéandert:

a) Nach Nummer 20. wird folgende Nummer eingeflgt:
,20a. Gebaudestromanlage eine Erzeugungsanlage, die aus solarer Strahlungs-
energie elektrische Energie erzeugt, die ganz oder teilweise im Rahmen eines Ge-
baudestromnutzungsvertrags durch die teilnehmenden Letztverbraucher gemaf 8
42b Absatz 1 verbraucht wird.*

b) Die bisherige Nummer 20a wird Nummer 20b.

§ 12 Absatz 3a wird wie folgt gedndert:

a) Die Worter ,Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie” werden durch die Wor-
ter ,Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz“ ersetzt.

b) Die Worter ,Anlagen zur Erzeugung elektrischer Energie“ werden durch die Waorter
,Energieanlagen und Energieanlagenteilen” ersetzt.

§ 13b wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort ,Systemanalyse® die Warter ,oder der
Langfristanalyse” eingefigt.

b) InAbsatz 5 Satz 9 werden nach dem Wort ,Systemanalyse* die Wérter ,oder Lang-
fristanalyse* eingeflgt.

8§ 42a wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 Satz 7 wird gestrichen. Absatz 3 wird wie folgt geéndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,ein Jahr* durch die Worter ,zwei Jahre“ ersetzt.
bb) Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:
,Die stillschweigende Verlangerung des Vertragsverhaltnisses auf einen be-
fristeten Zeitraum oder eine langere Kindigungsfrist als ein Monat sind un-
wirksam.”
cc) Folgender Satz wird angefugt:
,Bei einer Beendigung des Mietverhaltnisses endet der Mieterstromvertrag,

ohne dass es einer ausdricklichen Kiindigung bedarf, mit der Riickgabe der
Raume.”
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b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worter ,Fur Mieter von Wohnraumen darf* voran-
gestellt, das nachfolgende Wort ,Der” durch das Wort ,der” ersetzt und das Wort
.darf‘ gestrichen.

6. Nach § 42a wird folgender § 42b eingefugt:

,8 42b
Gemeinschaftliche Gebaudeversorgung

(1) Ein Letztverbraucher kann elektrische Energie, die durch den Einsatz einer Ge-
baudestromanlage erzeugt wurde, die in, an oder auf demselben Gebaude installiert ist, in
dem der Letztverbraucher Mieter von Raumen, Wohnungseigenttimer im Sinn des § 1 Ab-
satz 1 des Wohnungseigentumsgesetzes oder sonst Eigentimer von Raumen ist, nutzen,
wenn

1. die Nutzung ohne Durchleitung durch ein Netz erfolgt,

2. die Strombezugsmengen des Letztverbrauchers viertelstlindlich gemessen werden
und

3. er einen Gebaudestromnutzungsvertrag nach MalRgabe der folgenden Absatze mit
dem Betreiber der Gebaudestromanlage geschlossen hat (teilnehmende Letztverbrau-
cher).

§ 21 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist auf eine Gebaudestromanlage nicht
anzuwenden.

(2) Im Gebaudestromnutzungsvertrag vereinbaren der Betreiber der Gebaudestrom-
anlage und der teilnehmende Letztverbraucher

1. das Rechtdesteilnehmenden Letztverbrauchers zur Nutzung der elektrischen Energie,
die durch die Gebaudestromanlage erzeugt wurde, im Umfang des aufgrund eines Auf-
teilungsschliissels ermittelten Anteils und legen einen entsprechenden Aufteilungs-
schlussel fest, und

2. eine Vereinbarung Uber den Betrieb, die Erhaltung und die Wartung der Gebau-
destromanlage sowie die Kostentragung hierfir.

(3) Der Betreiber der Gebaudestromanlage ist nicht verpflichtet, die umfassende Ver-
sorgung der teilnehmenden Letztverbraucher mit Strom sicherzustellen. Der Betreiber in-
formiert den teilnehmenden Letztverbraucher, dass die Gebaudestromanlage den Strom-
bedarf der teilnehmenden Letztverbraucher nicht vollstandig und nicht jederzeit decken
kann, sodass ein erganzender Strombezug durch den teilnehmenden Letztverbraucher not-
wendig ist. Die freie Lieferantenwahl darf in dem Geb&audestromnutzungsvertrag nicht ein-
geschrankt werden.

(4) Auf einen Gebaudestromnutzungsvertrag sind
1. die 8840, 41, 42 Absatz 1 nicht anzuwenden,

2. die 88 40a und 40b Absatz 1 bis 4 mit der Maf3gabe entsprechend anzuwenden, dass
dem teilnehmenden Letztverbraucher abweichend von § 40b Absatz 1 Satz 2 Nummer
1 keine monatliche, vierteljahrliche oder halbjahrliche Abrechnung angeboten werden
muss, und
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3. 8 42a Absatz 2 und 3 mit Ausnahme von § 42a Absatz 2 Satz 4 und 6 entsprechend
anzuwenden.

(5) Die durch die Gebaudestromanlage erzeugte elektrische Energie wird rechnerisch
auf alle teilnehmenden Letztverbraucher aufgeteilt, wobei die rechnerisch aufteilbare
Strommenge begrenzt ist auf die Strommenge, die innerhalb eines 15-Minuten-Zeitinter-
valls in der Solaranlage erzeugt oder von allen teilnehmenden Letztverbrauchern ver-
braucht wird, je nachdem welche dieser Strommengen geringer ist. Die rechnerische Auf-
teilung dieser Strommenge zwischen den teilnehmenden Letztverbrauchern erfolgt anhand
des zwischen dem teilnehmenden Letztverbraucher und dem Betreiber vereinbarten Auf-
teilungsschliussels. Im Zweifel ist die durch die Gebaudestromanlage erzeugte elektrische
Energie zu gleichen Teilen auf die teilnehmenden Letztverbraucher zu verteilen. In beiden
Fallen ist die einem einzelnen teilnehmenden Letztverbraucher im Wege der rechnerischen
Aufteilung innerhalb eines 15-Minuten-Zeitintervalls zuteilbare Strommenge begrenzt auf
die durch ihn in diesem Zeitintervall verbrauchte Strommenge. Der Betreiber der Gebau-
destromanlage teilt dem zustandigen Verteilernetzbetreiber den Aufteilungsschlissel mit.“.

7. Nach § 49c wird ein neuer 8§ 49d mit folgendem Inhalt eingefugt:

,§ 49d

Register zur Erfassung und Uberwachung von Energieanlagen sowie Energieanla-
genteilen; Verordnungserméachtigung

(1) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz wird erméchtigt, ein
zentrales, Uiber das Internet zugéngliches Register zur Erfassung und Uberwachung
von Energieanlagen sowie Energieanlagenteilen zu errichten, erhalten, betreiben und
weiterzuentwickeln. Die Befugnis nach Satz 1 kann an eine dem Ministerium nachge-
ordnete Behdrde Ubertragen werden. Das Register dient dazu,

1. die Sicherheit und Zuverlassigkeit des Energieversorgungssystems zu wahren,
2. das Betriebserlaubnisverfahren von Erzeugungsanlagen im Hinblick auf techni-
sche Mindestanforderungen zu digitalisieren und auf eine einheitliche Datenbasis

zu stellen,

3. Bdurokratie und Aufwand abzubauen, Prozesse transparenter zu gestalten und zu
beschleunigen sowie

4. die Integration von Anlagen, die Elektrizitat aus erneuerbaren Energien erzeugen,
zu verbessern.

(2) Das Register nach Absatz 1 Satz 1 umfasst insbesondere Daten uber:

1. die Gultigkeit von Einheiten- und Komponentenzertifikaten von Erzeugungseinhei-
ten,

2. das Ablaufdatum von Einheiten- und Komponentenzertifikaten,

3. eine individuelle Registrierungsnummer, die jedem Einheiten- und Komponen-
tenzertifikat von dem Betreiber des Registers zugewiesen wird sowie

4. die sonstigen fur den Netzanschluss von Erzeugungsanlagen erforderlichen Daten
der Einheiten- und Komponentenzertifikate.
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Das Nahere regelt eine Rechtsverordnung nach 8§ 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1,
2,3,4,9,und 10.

(3) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung, Verwaltungsakt oder 6ffentlich-rechtlichen Vertrag einer fachlich
qualifizierten Stelle im Wege der Beleihung die Befugnis zur Errichtung, zur Erhaltung,
zum Betrieb und zur Weiterentwicklung des Registers nach Absatz 1 Satz 1 zu Uber-
tragen. Als fachlich qualifizierte Stelle kommen juristische Personen des Privatrechts,
rechtsfahige Personengesellschaften, teilrechtsfahige Personenvereinigungen oder
andere geeignete Stellen im Sinne des Absatzes 4 in Betracht. Die Beleihung bedarf
des Einverstandnisses der Beliehenen. Die dieser lUbertragene Befugnis kann insbe-
sondere auch die Prifung der Giiltigkeit von Nachweisen Uber die Erfullung von tech-
nischen Mindestanforderungen und deren offentliche Zuganglichmachung umfassen.
Die Beleihung ist vom Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz im Bundes-
anzeiger bekannt zu geben.

(4) Die zu Beleihende ist geeignet, wenn sie die notwendige Gewahr fir die ord-
nungsgemalRe Erflllung der ihr Gbertragenen Aufgaben bietet. Dies ist der Fall, wenn

1. die Personen, die nach Gesetz, dem Gesellschaftsvertrag oder der Satzung die
Geschaftsfuhrung und Vertretung ausiben, zuverlassig sind und sie, ihre Ange-
stellten oder Mitglieder tber die erforderlichen fachlichen Kenntnisse verfiigen,

2. sie die zur Erfullung ihrer Aufgaben notwendige Ausstattung und Organisation hat
und

3. sichergestelltist, dass die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten so-
wie von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen eingehalten werden.

(5) Im Falle der Beleihung nach Absatz 3 erstatten die Betreiber von Ubertra-
gungsnetzen mit Regelzonenverantwortung der Beliehenen die Personal- und Sach-
mittel, die flur den Betrieb, die Erhaltung und die Weiterentwicklung des Registers im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 erforderlich sind, als Gesamtschuldner. Die Beliehene hat
dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz jahrlich im Voraus spatestens
bis zum 15. Oktober einen Kostenplan fir das Folgejahr vorzulegen.

(6) Der Betreiber des Registers im Sinne des Absatzes 1 muss bei Errichtung,
Erhaltung, Betrieb und Weiterentwicklung des Registers

1. europarechtliche und nationale Regelungen hinsichtlich der Vertraulichkeit, des
Datenschutzes und der Datensicherheit beachten,

2. Betriebs- und Geschéaftsgeheimnisse wahren sowie

3. die erforderlichen technischen und organisatorischen MaBhahmen zur Sicherstel-
lung von Datenschutz und Datensicherheit ergreifen, und zwar

a) unter Beachtung der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
turlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S.
72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung und

b) unter Beriicksichtigung der einschlagigen Standards und Empfehlungen des
Bundesamtes flr Sicherheit in der Informationstechnik.
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(7) Der Betreiber des Registers nimmt seine Aufgaben und Befugnisse im Zusam-
menhang mit dem Register nach Absatz 1 nur im 6ffentlichen Interesse wahr. Er ist
dabei zu einer diskriminierungsfreien Behandlung samtlicher Nutzer und Nutzergrup-
pen des Registers verpflichtet. Die Erzielung von Gewinnen oder Uberschiissen durch
den Betrieb des Registers ist ihm untersagt. Der Bertreiber haftet gegentber Nutzern
des Registers nur bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit.

(8) Die Beliehene nach Absatz 3 unterliegt der Rechts- und Fachaufsicht des Bun-
desministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz. Das Bundesministerium fur Wirtschaft
und Klimaschutz kann die Aufsicht an eine ihm nachgeordnete Behdrde tbertragen. Im
Rahmen der Beleihung nach Absatz 3 Satz 1 kénnen nahere Bestimmungen zur Aus-
gestaltung der Aufsicht getroffen werden.

(9) Der Betreiber des Registers nach Absatz 1 Satz 1 berichtet der Bundesregie-
rung erstmals zum 31. Dezember 2024 und danach alle zwei Jahre Uber den aktuellen
Stand und Fortschritt der Registers nach Absatz 1 Satz 1. In dem Bericht ist insbeson-
dere darauf einzugehen, wie das Register technisch weiterentwickelt wurde, wie seine
Nutzung und diejenige der in es eingepflegten Daten zur Erreichung der in Absatz 1
Satz 3 genannten Ziele beigetragen haben, wie durch die Digitalisierung die Prozesse
der Energieversorgung vereinfacht wurden und welche organisatorischen und techni-
schen Malinahmen zur Verbesserung der 6¢ffentlichen Datenverfligbarkeit getroffen
wurden.

(10)Die Beleihung nach Absatz 3 endet, wenn die Beliehene aufgeltst ist. Das
Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz kann eine durch Verwaltungsakt er-
folgte Beleihung ungeachtet dessen jederzeit mit Nebenbestimmungen verbinden so-
wie sie unbeschadet der § 48 und § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes zurtick-
nehmen oder widerrufen, wenn die Beliehene die ihr Ubertragenen Aufgaben nicht
sachgerecht erfullt. Die im Falle der Beleihung durch Rechtsverordnung oder offentlich-
rechtlichen Vertrag vorgesehenen Moglichkeiten zur Beendigung der Beleihung blei-
ben unberthrt. Die Beliehene kann jederzeit schriftlich vom Bundesministerium fir
Wirtschaft und Klimaschutz die Beendigung der Beleihung verlangen. Dem Begehren
ist innerhalb einer angemessenen Frist zu entsprechen, die zur Ubernahme und Fort-
fihrung der Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 durch einen geeigneten Dritten erforderlich
ist. Diese Frist betragt in der Regel sechs Monate.

(11)Im Falle der Staatshaftung wegen Ansprichen Dritter kann der Bund gegen-
Uber der Beliehenen nach Absatz 3 bei Vorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlassig-
keit Ruckgriff nehmen.”

Dem § 94 wird folgender Satz angefigt:

,Im Falle der Vollstreckung von Verwaltungsmal3nahmen aufgrund einer Rechtsverord-

nung nach 8 111f betragt die Mindesthhe des Zwangsgeldes 250 Euro.”

9.

§ 111e wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,8 1 durch die Angabe ,88 1 und 1a“ ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird das Wort ,und® durch ein Komma ersetzt.
cc) In Nummer 2a wird das Komma am Ende durch das Wort ,und® ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
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aa) Die Worte ,Elektrizitats- und Gaswirtschaft® werden durch die Worte ,Elektri-
zitats-, Gas- und Warmewirtschaft“ ersetzt.

bb) In Nummer 1 Buchstabe b wird das Wort ,und” durch ein Komma ersetzt.
cc) In Nummer 2 Buchstabe ¢ wird das Wort ,und” durch ein Komma ersetzt.
dd) In Nummer 2 Buchstabe d wird der Punkt durch das Wort ,und” ersetzt.
ee) Es wird folgende Nummer 3 angefligt:

»3. in der Warmewirtschaft insbesondere Daten Uber Warmeerzeugungsan-
lagen, Warmenetze und Warmespeicher sowie deren Betreiber.*

10. § 111f wird wie folgt ge&ndert:

a) In Nummer 1 werden die Worte ,die zu erfassenden Energieanlagen® durch das
Wort ,Anlagen” ersetzt.

b) Nummer 2 Buchstabe b wird folgender Doppelbuchstabe angefligt:
,dd) energiewirtschaftlich relevante Anlagen fir Abwarme,*.
c) Nummer 6 wird wie folgt geandert:

aa) Im Nummerntext werden die Worte ,,, soweit diese nicht bereits der Bundes-
netzagentur vorliegen; in diesen Fallen kann eine Speicherung der Daten im
Marktstammdatenregister ohne ihre Ubermittlung geregelt werden“ gestri-
chen.

bb) Nach Buchstabe f wird folgender Nummerntext eingefigt:

,Buchstabe a bis e gelten fir Warmeerzeugungsanlagen, Warmenetze, War-
mespeicher und deren Betreiber entsprechend,”.

Artikel 3

Anderung der Marktstammdatenregisterverordnung

Die Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBI. | S. 842), die zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1237) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe ¢ wird die Angabe ,Absatz 5 durch die
Angabe ,Absatz 6“ ersetzt.

2. 8§16 Absatz 4 MaStRV wird wie folgt gefasst:

»(4) Andere als die in Absatz 3 genannten Behorden erhalten auf Anforderung von
der Bundesnetzagentur Daten, die nach § 15 Absatz 1 nicht veroffentlicht werden, ein-
schlie3lich personenbezogener Daten, soweit dies zur Erfillung der gesetzlichen Auf-
gaben dieser Behdrden im Einzelfall erforderlich ist. Sofern sich die Anforderung von
Daten nach Satz 1 ausschlieBlich auf Daten von Anlagen bezieht, kann die Ubermitt-
lung der Daten nach Satz 1 im automatisierten Abrufverfahren erfolgen, wenn es sich
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bei der gesetzlichen Aufgabe der in Satz 1 genannten Behorden jeweils um eine dau-
erhaft angelegte Aufgabe handelt. Fir Abrufmdglichkeiten nach Satz 2 gilt Absatz 3
Satz 2 entsprechend. Die Bundesnetzagentur hat jeweils Uber die Abrufe Aufzeichnun-
gen zu fertigen, die die bei der Durchfiihrung der Abrufe verwendeten Daten, den Tag
und die Uhrzeit der Abrufe, die MaStR-Nummer des abrufenden Marktakteurs und die
abgerufenen Daten enthalten missen. Die protokollierten Daten durfen nur fir Zwecke
der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungs-
gemalen Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verwendet werden. Die Protokollda-
ten sind durch geeignete Vorkehrungen gegen zweckfremde Verwendung und gegen
sonstigen Missbrauch zu schiitzen und nach sechs Monaten zu I6schen.”

§ 18 wird wie folgt gedndert:
a) Die Absétze 1 und 2 werden aufgehoben.
b) Die Absatzbezeichnung ,(3)“ wird gestrichen.
8§ 19 wird wie folgt gefasst:
,Die Bundesnetzagentur veroffentlicht spatestens zum letzten Kalendertag eines
Monats den Zubau der erneuerbaren Energien im vorangegangenen Monat auf einer

von ihr betriebenen Internetseite.”

In § 21 wird die Angabe ,§ 95 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe d“ durch die Angabe ,8
95 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe e ersetzt.

In § 23 Absatz 2 werden die Woérter ,8 52 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und*
gestrichen und wird das Wort ,bleiben” durch das Wort ,bleibt” ersetzt.

Die Anlage wird wie folgt gefasst:

»<Anlage
Im Markstammdatenregister zu erfassende Daten
Abklrzung Bedeutung
=) Pflichtangabe
R Voraussetzung fur die Registrierung
A automatische Eintragung durch das System
NP Netzbetreiberprifung
\4 vertraulich
V*1 vertraulich nach MaRgabe von 8§15 Absatz 1

Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a (Einheiten < 30 kW)

V*2 vertraulich nach MalRgabe von §15 Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b (Betriebs- und Geschéfts-
geheimnisse)

V*3 vertraulich nach MaRgabe von 8§ 15 Absatz 1
Satz 1 Nr. 2 (natirliche Person)

*4 bei natlirlichen Personen

*5 bei Personen, die keine nattirlichen Personen sind

*6 bei Anlagenbetreibern

*7 bei Netzbetreibern
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*8 bei Einheiten mit Inbetriebnahme nach dem
30. Juni 2017

*9 bei Einheiten mit Inbetriebnahme vor dem 1. Ja-
nuar 2023

*10 ab einer Nettonennleistung von 10 MW

*11 ab einer Nettonennleistung von 1 MW

*12 ab einer Nettonennleistung von 100 kW

*13 ab einer Nettonennleistung von 25 kW

*14 nicht bei Anlagenbetreibern, die ausschlie3lich So-
laranlagen und Stromspeicher mit einer Nettonenn-
leistung von insgesamt unter 100 kW betreiben

Wi Windenergie

SO solare Strahlungsenergie

BI Biomasse

WA Wasserkraft

VE Verbrennungsenergie ohne EEG-Anlagen

SSP Stromspeicher

GSP Gasspeicher

GS Geothermie, Solarthermie, Grubengas, Klar-
schlamm, Druckentspannung

SSA Steckerfertige Solaranlage

Tabelle |

Zu erfassende Daten zu Markakteuren und Behorden

Nr. Datum Art der Angabe Vertraulichkeit Netzbetreiberpri-
fung
I.1 Allgemeine Daten
1.1 Name des Marktakteurs R V*3 NP*6
1.1.2 Adressdaten R V*3 NP*6
1.1.3 Region auf NUTS-II-Ebene | A*6 V*3
1.1.4 Rechtsform R*5 NP*6
1.1.5 Eintrag in ein Register (z. B. | R*5
Handelsregister)
1.1.6 Registergericht und Regis- | P*5
ter-Nummer
1.1.7 Geburtsdatum R*4 V*3
1.1.8 Tatigkeitsbeginn R*7
1.1.9 Tatigkeitsende R*7
1.1.10 Betriebsnummer der Bun- V*3
desnetzagentur
.1.11 Marktpartneridentifikations- | P V*3
nummer
[.1.12 ACER-Code P*14 V*3
1.1.13 Umsatzsteueridentifikati- P*14 V*3
onsnummer
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1.1.14 Kontaktdaten des  An-|R \%
sprechpartners fur die Bun-
desnetzagentur und An-
schlussnetzbetreiber

1.1.15 Registrierungsdatum A V*3

.2 Zusatzliche Daten zu Anlagenbetreibern

l.2.1 Kleinst-, Klein- oder mittle- | P*5*14
res Unternehmen

1.2.2 ausschlief3lich Einklnfte | P*4*14 V*3
aus nichtselbststandiger Ar-
beit auRer Einkunften aus
Anlagenbetrieb

1.2.3 Hauptwirtschaftszweig auf | P*14 V*3
Ebene der NACE-Gruppe

I.3 Zusétzliche Daten zu Stromlieferanten

1.3.1 Direktvermarktungsunter- R V*3
nehmen

1.3.2 StromgrofRhandler V*3

1.3.3 Belieferung von Letztver- | R V*3
brauchern

1.3.4 Belieferung von Haushalts- | R V*3
kunden mit Strom

I.4 Zusatzliche Daten zu Gastransportkunden

1.4.1 Gasgrof3handler R V*3

1.4.2 Belieferung von Letztver- | R V*3
brauchern (Gaslieferant)

1.4.3 Belieferung von Haushalts- | R V*3

kunden mit Gas

I.5 Zusatzliche Daten zu Strom- und Gasnetzbetreibern

I.5.1 Allgemeine Daten

1.5.1.1 geschlossenes Verteilernetz | R
1.5.1.2 Bundeslander
1.5.1.3 mehr als 100.000 ange-|R

schlossene Kunden

I.5.2 Zusatzliche Daten zu Stromnetzbetreibern

1.5.2.1

Bilanzierungsgebiete

P

1.5.2.2 Zusatzliche Daten zu Bilanzierungsgebieten

1.5.2.2.1 Bezeichnung P
1.5.2.2.2. Energy Identification Code | R
fur Gebiete (Y-EIC)
1.5.2.2.3 Regelzone R

Tabelle Il

Zu erfassende Daten zu Stromerzeugungseinheiten, EEG-Anlagen und

KWK-Anlagen

Nr.

Datum |
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Art der Angabe in den ver- Abweichungen bei
schiedenen Status Registrierungs-
pflicht, Vertraulich-
in Pla-|in Be- | stillge- Ver- Netzbe- |keit und Pflicht zur
nung/ im | trieb legt trau- treiber- Netzbetreiberpri-
Bau lichkeit | prufung |fung
II.1 Daten zur Stromerzeugungseinheit
I1.1.1 Allgemeine Daten
1.1.1.1 Name der Einheit R R SSA: [I]: A. SSA: [lI]:
A.
11.1.1.2 Standort der Einheit (Ad- | R R V*1 NP
resse oder Flurstticke)
11.1.1.3 Standort der Einheit (ge- | R R V*1
ografisch)
11.1.1.4 Energy Identification pP*12
Code fir technische Res-
source (W-EIC)
P*10
11.1.1.5 geplantes Inbetriebnah- | R
medatum
11.1.1.6 Inbetriebnahmedatum R NP
.1.1.7 Bruttoleistung R R NP WIE: [I]: P, []: P.
Bl, GS: [V]: NP*8.
KE: [1]: /.
11.1.1.8 Nettonennleistung P R NP WI: [1: R.
SO: [y A.
SO: [V]: NP*8.
WA: [V]: NP*8.
SP:  [V]: NP*8.
KE: [I]: /.
11.1.1.9 Schwarzstartféahigkeit P*11 V*2 NP
11.L1.1.10 Inselbetriebsfahigkeit P*11 V*2 NP
11.1.11 Praqualifikation  Regel- pP*12 V*2
leistung
11.1.1.12 Fernsteuerbarkeit durch P*9 NP
Netzbetreiber
11.1.1.13 Fernsteuerbarkeit durch P*13
Direktvermarkter
11.1.1.14 Art der Einspeisung R NP SSA: [l]: A.
11.11.1.15 Technologie der Strom- R WL [I]: P, [I]: P.
erzeugung SO: /.
BI: [1: P.
GS: [y P.
SP: [I]: R.
11.11.1.16 Energietrager R R NP
11.1.1.17 Hauptbrennstoff R R Wi [/, [} /.
SOo: [ /4, [ 1
BI: [I]: /.
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11.1.1.18 Grenzkraftwerk WA: [l P*11.
VE: [y P*11.
SSP: [lll: P nur bei
Pumpspeichern mit
einer Nettonennleis-
tung > 1 MW
11.1.1.19 Datum der endglltigen R NP
Stilllegung
11.1.1.20 Einsatzverantwortlicher P*10
11.1.1.21 Anschlussnetzbetreiber R NP
11.1.1.22 vom  Anschlussnetzbe- R SSA:[Il]: /.
treiber vergebene Identi-
fikationsnummer
11.1.1.23 MaStR-Nummer des An- | A A
lagenbetreibers
11.1.1.24 Registrierungsdatum A A
11.1.1.25 Anlage nach dem EEG R NP VE: [II]: /.
WI: [l]: A.
SO: [lI]: A.
11.1.1.26 Datum des Betreiber- R bei Betreiberwech-
wechsels sel
11.1.1.27 Verwendung als Not- R WI: [H]: /.
stromaggregat So: [I]: /.
I1.1.2 Zusatzliche Daten zu Genehmigungen (nur bei Projekten und Neueinheiten)
11.2.1 Art der Genehmigung R P
11.1.2.2 Genehmigungsdatum R P
11.1.2.3 Genehmigungsbehdrde | R P
11.1.2.4 Aktenzeichen der Ge-|P P
nehmigung gemaR Ge-
nehmigungsbehdrde
11.1.2.5 Frist, innerhalb derer | P P
nach der Genehmigung
mit der Errichtung oder
dem Betrieb der Anlage
begonnen werden muss
11.1.2.6 Wasserrechtsnummer WA: [I]: P, [II]: P.
11.1.2.7 Ablaufdatum der Was- WA: [I]: P, [ll]: P.
serrechtsgenehmigung
11.1.2.8 Registrierungsdatum A A A
I1.1.3 Zuséatzliche Daten zu Verbrennungsenergie-Einheiten
11.1.3.1 Name des Kraftwerks P*10 P*10
11.1.3.2 Name des Kraftwerks- | P*10 P*10
blocks
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11.1.3.3 Datum des Baubeginns | P*10
11.1.3.4 Nettonennleistung im p*12 NP
Kombibetrieb
11.1.3.5 MaStR-Nummern der P*12
SEE, die mit der SEE im
Kombibetrieb verbunden
sind
11.1.3.6 ausschlie3liche Verwen- pP*12
dung im Kombibetrieb
11.1.3.7 weiterer Hauptbrennstoff P
11.1.3.8 Datum des Beginns der p*12
gesetzlichen Hinderung
an der Stilllegung (Netz-
reserve)
11.1.3.9 Datum Ubergang in die P nur bei Braunkohle
Sicherheitsbereitschaft
11.1.3.10 Datum des Beginns der P
vorlaufigen oder endgiilti-
gen Stilllegung
11.1.3.11 Datum der Beendigung P
der vorlaufigen Stillle-
gung
11.1.3.12 KWK-Anlage R NP
I1.1.4 Zusatzliche Daten zu Einheiten in Notstromaggregaten
1.1.4.1 Einsatzort P
I1.1.5 Zusétzliche Daten zu Biomasse-Einheiten
11.1.5.1 Biomasseart (Brennstoff) A NP
11.1.5.2 KWK-Anlage R NP
I1.1.6 Zuséatzliche Daten Solareinheiten (ohne Solarthermie)
11.1.6.1 Allgemeine Daten
11.L1.6.1.1 |Lage (Art des Errich-|R R NP
tungsorts)
11.L1.6.1.2 | Wechselrichterleistung P R NP*8
11.L1.6.1.3 | Anzahl der Module P SSA: [Il]: /.
11.L1.6.1.4 | Hauptausrichtung P SSA: [Il]: /.
11.1.6.1.5 | Neigungswinkel der P SSA: [Il]: /.
Hauptausrichtung
11.1.6.1.6 | Nebenausrichtung P SSA:[Il]: /.
11.L1.6.1.7 | Neigungswinkel der Ne- P SSA: [l]: /.
benausrichtung
11.1.6.1.8 | Leistungsbegrenzung P*9
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11.1.6.2 Zusatzliche Daten zu Einheiten in Freiflachenanlagen

11.1.6.2.1 | in Anspruch genommene P
Flache

11.1.6.2.2 | in Anspruch genommene P
Ackerflache

11.L1.6.2.3 | Art der Flache P

11.1.6.3 Zusatzliche Daten zu Einheiten

in baulichen Anlagen (Geb&ude und Fassade)

11.1.6.3.1 | Nutzung des Gebaudes P SSA: [Il]: A.
11.1.6.4 Zusatzliche Daten zu steckerfertigen Solaranlagen
11.L1.6.4.1 | Z&hlernummer R V

I1.1.7 Zuséatzliche Daten zu Windenergie-Einheiten

11.1.7.1 Allgemeine Daten

I1.1.7.1.1 | an Land oder auf See R R NP
11.L1.7.1.2 | Name des Windparks P P
11.L1.7.1.3 | (Naben)-Hbéhe P P
11.L1.7.1.4 | Rotordurchmesser P P
11.L1.7.1.5 | Angaben zu Auflagen zu P
Abschaltungen oder
Leistungsbegrenzungen
11.L1.7.1.6 | Hersteller P NP*8
11.L1.7.1.7 | Typenbezeichnung P
11.1.7.1.8 | Rotorblattenteisungssys- P
tem
11.L1.7.1.9 | Einrichtung zur bedarfs- P NP
gesteuerten Nachtkenn-
zeichnung
11.1.7.2 Zusatzliche Daten zu Wind auf See
I1.1.7.2.1 | Nordsee oder Ostsee R R
11.L1.7.2.2 | Wassertiefe P
11.L1.7.2.3 | Kistenentfernung P
11.1.8 Zuséatzliche Daten zu Wasserkraft-Einheiten
11.1.8.1 Name des Kraftwerks P*10 P*10
11.1.8.2 Art des Zuflusses P nur bei Laufwasser
11.1.8.3 Datum des Beginns der P
vorlaufigen oder endgdlti-
gen Stilllegung
11.1.8.4 Datum der Beendigung P
der vorlaufigen Stillle-
gung

11.1.9 Zusatzliche Daten zu Speichereinheiten
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[1.1.9.1 Zusétzliche Daten zu Batterien
11.1.9.1.1 | Wechselrichterleistung P R NP*8
11.1.9.1.2 | Batterietechnologie R
11.1.9.1.3 | AC- oder DC- gekoppel- P
tes System
11.1.9.2 Zusatzliche Daten zu Pumpspeichern
11.L1.9.2.1 | Pumpspeicher mit oder R
ohne naturlichen Zufluss
11.1.9.2.2 | Leistungsaufnahme im P
Pumpbetrieb
11.L1.9.2.3 | kontinuierliche Regelbar- P
keit im Pumpbetrieb
I1.2 Daten zu EEG-Anlagen
I1.2.1 Allgemeine Daten
.2.1.1 installierte Leistung R NP
11.2.1.2 Inbetriebnahmedatum R NP
nach EEG
11.2.1.3 Registrierungsdatum A A A
1.2.1.4 Betrieb durch eine Bur- NP WL [I]: P*11, [l]:
gerenergiegesellschaft P*11.
nach § 22b EEG SO: [Il]: P*11
I1.2.2 Zuséatzliche Daten bei Teilnahme an Ausschreibung nach dem EEG
11.2.2.1 Zuschlagsnummer P NP SO: [I1]: P*13.
11.2.2.2 zugeordnete Gebots- NP SO: [1]: P*13.
mengen
I1.2.3 Zuséatzliche Daten zu Biomasse-Anlagen
11.2.3.1 ausschlie3liche Verwen- P
dung von Biomasse nach
Biomasseverordnung
11.2.3.2 Zusétzliche Daten bei Verwendung von gasformiger Biomasse
11.2.3.2.1 | Hochstbemessungsleis- P NP Nur bei EEG-Inbe-
tung triebnahmedatum
vor dem 1. August
2014
11.2.3.3 Zusatzliche Daten bei Verwendung von Biogas
11.2.3.3.1 | Gaserzeugungskapazitat P
11.2.3.4 Zusatzliche Daten bei Verwendung von Biomethan
11.2.3.4.1 | Datum des erstmaligen P
ausschlie3lichen Einsat-
zes von Biomethan

I1.2.4 Zusatzliche Daten zu Windenergie-Anlagen
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11.2.4.1 Pilotwindanlage P NP Nur bei EEG-Inbe-
triebnahmedatum ab
dem 1. Januar 2017
11.2.4.2 Prototypanlage P Nur bei EEG-Inbe-
triebnahmedatum
vor dem 1.Januar
2017
11.2.4.3 Verhéltnis der Ertrags- P
einschatzung zum Refe-
renzertrag nach Ertrags-
gutachten
11.2.4.4 Verhéltnis des Ertrags P
zum Referenzertrag nach
Ablauf des Referenzzeit-
raums von funf Jahren
11.2.4.5 Verhéltnis des Ertrags P
zum Referenzertrag nach
Ablauf des Referenzzeit-
raums von zehn Jahren
11.2.4.6 Verhéltnis des Ertrags P
zum Referenzertrag nach
Ablauf des Referenzzeit-
raums von 15 Jahren
I1.2.5 Zusatzliche Daten zu Ertiichtigungsmafinahmen an Wasserkraft-Anlagen
11.2.5.1 Art der Ertlichtigung P
11.2.5.2 Datum der  Ertlchti- P
gungsmafinahme
11.2.5.3 prozentuale  Erhthung P
des Leistungsvermdgens
11.2.5.4 zulassungspflichtige Er- P
tichtigungsmaflnahme
I1.3 Daten zu KWK-Anlagen
11.3.1 Allgemeine Daten
11.3.1.1 thermische Nutzleistung R
11.3.1.2 elektrische ~ KWK-Leis- R NP
tung
11.3.1.3 Inbetriebnahmedatum R NP
11.3.1.4 Registrierungsdatum A A A
I1.3.2 Zusatzliche Angaben bei Teilnahme an Ausschreibung
11.3.2.1 Zuschlagsnummer P
Tabelle I

Zu erfassende Daten zu Stromverbrauchseinheiten, Gaserzeugungs- und
Gasverbrauchseinheiten
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Nr. Datum Art der Angabe in den Abweichungen bei Registrie-
verschiedenen Status rungspflicht,  Vertraulichkeit
) ) ) und Pflicht zur Netzbetreiber-
in  Pla-|inBe-|still- |ver- Netzbe- prafung
nung/ im |trieb |ge- |trau- |treiber-
Bau legt |[lich prufung
I11.1 Allgemeine Daten
I1.L1.1 | Name der Einheit
I1.L1.2 | Standort der Einheit|R V*1 NP
(Adresse oder Flursti-
cke)
I11.1.3 | Standort der Einheit R V*1
(geografisch)
Il1.1.4 | geplantes Inbetriebnah- | R
medatum
[11.1.5 | Inbetriebnahmedatum R
I11.L1.6 |Datum der endgiiltigen R
Stilllegung
I11.1.7 | Netzbetreiber
[11.1.8 | vom Anschlussnetzbe-
treiber vergebene Iden-
tifikationsnummer
I11.1.9 | Registrierungsdatum A A A
[11.1.10 | Datum des Betreiber- R bei Betreiberwechsel
wechsels
[11.2 Daten zu Stromverbrauchseinheiten
I11.2.1 | Anzahl angeschlosse- P
ner Stromverbrauchs-
einheiten > 50 MW
I11.2.2 | Einsatzverantwortlicher P wenn angeschlossene
Stromverbrauchseinheiten >
50 MW vorhanden sind
I11.3 Daten zu Gaserzeugungseinheiten
I11.3.1 | Technologie R NP
I11.3.2 | Erzeugungsleistung R NP
I11.4 Daten zu Gasverbrauchseinheiten
I1.4.1 | Gasverbrauch far R
Stromerzeugung
I11.4.2 | maximale Gasbezugs- R nur bei gasverbrauchenden
leistung zur Stromer- Stromerzeugungseinheiten
zeugung
I11.4.3 | MaStR-Nummern der P P nur bei gasverbrauchenden
gasverbrauchenden Stromerzeugungseinheiten
Stromerzeugungsein-
heiten
Tabelle IV

Zu erfassende Daten zu Strom- und Gasspeichereinheiten

Art der Angabe in den verschie-
denen Status
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Nr. Datum in Planung/|in Be- |stillge- | Vertrau- | Netzbetreiber-
im Bau trieb legt lichkeit prufung

IV.1 Daten zu Gasspeichereinheiten

IV.1.1 | Speichername

IV.1.2 | Speicherart R R NP
IV.1.3 | maximal nutzbares Arbeitsgasvolu- R NP
men

IV.1.4 | maximale Einspeicherleistung

IV.1.5 | maximale Ausspeicherleistung

IV.1.6 | Energy Identification Code fir techni-
sche Ressourcen (W-EIC)

IV.2 Daten zu Stromspeichereinheiten

IV.2.1 | nutzbare Speicherkapazitéat ‘ R ‘ R ‘ | ‘ NP*8

Tabelle V

Zu erfassende Daten zu technischen Stromerzeugungs- und Stromver-
brauchslokationen und technischen Gaserzeugungs- und Gasverbrauchslo-

kationen
Nr. Datum in Be- | Vertraulichkeit
trieb
V.1 Allgemeine Daten
V.1.1 Name der technischen Lokation ‘ P ‘

V.2 Daten zu technischen Stromlokationen

V.2.1 Allgemeine Daten

V.2.1.1 | Spannungsebene R
V.2.1.2 | Bilanzierungsgebiet R
V.2.1.3 | Netzanschlusspunktbezeichnung P
V.2.1.4 | Status Netzanschlusspunkt R

V.2.2 Daten zu technischen Stromerzeugungslokationen

V.2.2.1 | Nettoengpassleistung P Nicht bei Einheiten, die an die Niederspannung an-
geschlossen sind

V.2.3 Daten zu technischen Stromverbrauchslokationen

V.2.3.1 | Netzanschlusskapazitat ‘ P ‘

V.3 Daten zu technischen Gaslokationen

V.3.1 Allgemeine Daten

V.3.1.1 | Gasqualitdt am Netzanschluss P

V.3.1.2 | Netzanschlusspunktbezeichnung P

V.3.1.3 | Status Netzanschlusspunkt R

V.3.2 Daten zu technischen Gaserzeugungslokationen

v.3.2.1 | maximale Einspeiseleistung ‘ P ‘

V.3.3. Daten zu technischen Gasverbrauchslokationen

Vv.3.3.1 | maximale Ausspeiseleistung ‘ P ‘ “
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Artikel 4

Anderung des Messstellenbetriebsgesetzes

In 8§ 3 Absatz 3a des Messstellenbetriebsgesetzes vom 29. August 2016 (BGBI. | S.

2034), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Mai 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 133)
geandert worden ist, werden jeweils die Worter ,grundzustandige” und ,grundzustandigen”
gestrichen.

Artikel 5

Anderung der KWK-Ausschreibungsverordnung

Die Verordnung zur Einfihrung von Ausschreibungen zur Ermittlung der Héhe der Zu-

schlagszahlungen fir KWK-Anlagen und fur innovative KWK-Systeme vom 10. August
2017 (BGBI. | S. 3167), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Marz 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 81) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 4 Satz 1 werden die Worte ,,dem Schriftftormerfordernis nach 8 9 Absatz 1 Satz 2“
durch die Worte ,den Anforderungen an die Zustellung nach § 73 des Energiewirt-
schaftsgesetzes” ersetzt.

In 8 9 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort ,Schriftftorm” durch das Wort , Textform® ersetzt.
§ 10 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 4 Nummer 1 wird das Wort ,schriftlichen® gestrichen.

b) In Absatz 5 wird das Wort ,schriftlich® gestrichen.

Artikel 6

Anderung des Energiefinanzierungsgesetzes

Das Energiefinanzierungsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1237, 1272), das zuletzt

durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2512) geédndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1.

In 8 2 Nummer 18 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb wird die Angabe ,Nummer 1°
durch die Angabe ,Doppelbuchstabe aa“ ersetzt.

In § 40 Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe ,Absatz 3 bis 5“ durch die Angabe ,Absatz
2 bis 4 ersetzt.

In 8 51 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b wird die Angabe ,8 53 Absatz 2“ durch die
Angabe ,8 53 Absatz 4 ersetzt.

8 67 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geandert:



b)
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aa) In Satz 2 wird die Angabe ,Absatz 1“ gestrichen.

bb) Satz 3 wird gestrichen.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach der Angabe ,Buchstabe c* die Worter ,,auf Antrag” ein-
gefugt und die Worter ,jeweils beantragten® durch die Worter ,aufgrund der

Prognosedaten nach 8§ 29 Absatz 2 anzunehmenden® ersetzt.

bb) In Satz 2 wird nach der Angabe ,§ 32 Nummer 3 Buchstabe c* die Angabe
,und Buchstabe e* eingeflgt.

cc) In Satz 3 wird die Angabe ,Buchstabe d und e“ durch die Angabe ,Buchstabe
c oder e ersetzt.

5. Anlage 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Ziffer 5 wird wie folgt gedndert:

aa) Am Ende von Ziffer 5.8 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.

bb) Am Ende von Ziffer 5.9 wird der Punkt durch das Wort ,und® ersetzt.

cc) Nach Ziffer 5.9 wird folgende Ziffer 5.10 eingefugt:
,9.10 die aufgrund von § 49d Absatz 5 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes
an den Betreiber des Registers im Sinne von § 49d Absatz 1 Satz 1 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes erstatteten Personal- und Sachmittel, die fur den Be-
trieb, die Erhaltung und die Weiterentwicklung dieses Registers erforderlich

sind.”

In Ziffer 9.1 wird die Angabe ,8§ 21 Absatz 1 Nummer 3“ durch die Angabe ,8 21
Absatz 1 Nummer 4 ersetzt.

In Ziffer 9.3 wird die Angabe ,8 53 Absatz 2“ durch die Angabe ,§ 53 Absatz 4*
ersetzt.

Artikel 7

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

Deutschland hat sich das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2045 treibhausgasneutral zu sein. Um
dieses Ziel zu erreichen, muss der Stromsektor bereits bis 2035 weitgehend ohne die Emis-
sion von Treibhausgasen auskommen. Bis zum Jahr 2030 soll der Anteil erneuerbarer
Energien am Bruttostromverbrauch auf 80 Prozent ansteigen, und das bei steigendem
Stromverbrauch durch die Dekarbonisierung von Sektoren auf3erhalb des Energiebereichs.
Mit dem EEG 2023 wurden die Ausbauziele entsprechend angepasst und wichtige Malf3-
nahmen zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien umgesetzt. Mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf werden weitere relevante MalRnahmen ergriffen, die darauf
zZielen, den Ausbau der Photovoltaik zu beschleunigen und zu steigern. Diese gehen hervor
aus der Photovoltaik (PV)-Strategie, die das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) im Mai 2023 unter Einbindung der Branche, der Bundeslander und der
Bundestagsfraktionen erarbeitet hat. Es bildet als ,Solarpaket 1“ einen ersten Schritt zur
Umsetzung dieser Strategie. Weitere Malinahmen werden in einem ,Solarpaket 11 zusam-
mengefasst werden.

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Fur das Erreichen der Ausbauziele fiir erneuerbare Energien sind massive Anstrengungen
erforderlich. Zum Jahresende 2022 waren in Deutschland insgesamt knapp 150 Gigawatt
(GW) Kapazitat zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien installiert. Die Photovol-
taik hatte dabei einen Anteil von 67,4 GW, d.h. rund 45 Prozent. Nachdem der jahrliche
Zubau an Photovoltaik zwischen 2014 bis 2017 eine Talsohle durchschritt, konnte er seither
deutlich auf zuletzt ca. 7,3 GW in 2022 gesteigert werden. Um die im EEG 2023 gesetzten
Ziele zur Steigerung der installierten Leistung von Solaranlagen bis 2040 zu erreichen, wird
bereits dieses Jahr ein Zubau von 9 GW (2023) und danach 13 GW (2024) bzw. 18 GW
(2025) angestrebt. Im Jahr 2026 soll der jahrliche Leistungszubau auf 22 GW gesteigert
und fur die Folgejahre auf diesem hohen Niveau stabilisiert werden. Dabei soll sich der
Zubau haélftig auf Dach- und Freiflachenanlagen aufteilen, um sowohl dem Anliegen eines
Zubaus zu mdglichst niedrigen Kosten durch Freiflachenanlagen als auch dem Anliegen
verbrauchsnaher Stromerzeugung und Flachenschonung durch Solaranlagen auf Dachern,
an Gebauden und auf sonstigen gebaudenah versiegelten Flachen Rechnung zu tragen.

Ein beschleunigter Ausbau erneuerbarer Energien ist die treibende Kraft fir die Transfor-
mation zur Klimaneutralitat. Gleichzeitig miussen alle Teile des gesamtem Stromsystems
inklusive des Einsatzes von erneuerbarem Strom in den Sektoren Warme, Verkehr und
Industrie gut ineinandergreifen, um das Ziel einer sicheren, bezahlbaren und klimaneutralen
Stromversorgung zu gewahrleisten. Die Regelungen des Solarpakets | sollen zu beiden
dieser Ziele beitragen: Die Regelungen zielen zum einen darauf, den Ausbau der Photovol-
taik zu erleichtern und zu beschleunigen. Gleichzeitig sollen sie dazu beitragen, den Aus-
bau der Photovoltaik so zu gestalten, dass das Gesamtsystem der Energieversorgung op-
timiert wird.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
Um diese Ziele fur den Ausbau der Photovoltaik zu verwirklichen, sind weiter erhebliche

Anstrengungen in allen Rechts- und Wirtschaftsbereichen erforderlich. Mit Anpassungen
insbesondere im Erneuerbare-Energien-Gesetz werden Weichen gestellt, um die mit dem
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EEG 2023 beschlossenen Ausbauziele in systemvertraglicher Form zu erreichen. Die we-
sentlichen Inhalte lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Freiflachenanlagen starker zubauen: Die Flachenkulissen innerhalb und aul3er-
halb der Ausschreibungen werden vereinheitlicht, insbesondere werden auch
Anlagen aul3erhalb der Ausschreibungen in benachteiligten Gebieten ermog-
licht, soweit die jeweilige Landesregierung von ihrer Verordnungsermachtigung
Gebrauch gemacht hat.

PV-Zubau auf dem Dach erleichtern: Zu den Regelungen im Bereich der PV-
Dachanlagen zahlen unter anderem, die Pflicht zur Direktvermarktung flexibler
auszugestalten und die gesetzlichen Anforderungen an die Technik, die von
Kleinanlagen in der Direktvermarktung vorzuhalten ist, abzusenken. Zudem wer-
den die Regelungen zur Anlagenzusammenfassung vereinheitlicht und verein-
facht, da diese in der Vergangenheit zu Rechtsunsicherheit und teilweise zu un-
sachgemalRen Ergebnissen flhrten. Darliber hinaus werden bereits errichtete
oder konkret geplante Geb&aude im Aul3enbereich fur die Vergitung von PV-
Dachanlagen zugelassen, bei gleichzeitigem Ausschluss von Fehlanreizen, wie
sie in der Vergangenheit aufgetreten sind (sog. ,Solarstadl). Schlie3lich wird
eine Regelung zum sog. Repowering von Dachanlagen getroffen.

Mieterstrom vereinfachen und gemeinschaftliche Gebaudeversorgung ermogli-
chen: Ziel ist, dass PV-Strom auf verschiedene Weise von Wohnungs- oder Ge-
baudeeigentimern und Mietenden ohne grofen Burokratieaufwand genutzt
werden kann. Es wird eine ,Gemeinschaftliche Gebaudeversorgung“ eingefihrt,
mit der zukinftig die gemeinsame Eigenversorgung mit Photovoltaik einfach
mdglich wird. Parallel wird das bereits etablierte Mieterstrommodell weiter opti-
miert, indem es erstmals auch fir die Belieferung von gewerblichen Stromver-
brauchern getffnet wird und birokratische Anforderungen reduziert werden.
Beide Modelle bleiben fir die Mietenden freiwillig.

Nutzung von Steckersolargeraten erleichtern: Steckersolargerate (auch: ,Bal-
kon-PV*) bieten eine niedrigschwellige Moglichkeit, sich an der Energiewende
zu beteiligen. Die bestehenden Regelungen werden daher weiter vereinfacht.
Insbesondere ist zukinftig bei der Installation einer Balkon-PV-Anlage nur noch
die Meldung im Marktstammdatenregister erforderlich, die Netzbetreibermel-
dung entfallt. Aulerdem wir die Marktstammdatenregistermeldung erheblich
vereinfacht. Auch bei der Anlagenzusammenfassung werden Sonderregelun-
gen fur Balkon-PV getroffen, um die Nutzung so einfach wie moglich zu gestal-
ten und unerwiinschte Wechselwirkungen mit anderen Balkon-PV-Anlagen oder
Dachanlagen auszuschlief3en.

Netzanschlisse beschleunigen: Das Verfahren fur den Anschluss von PV-Anla-
gen an das Stromnetz soll fur alle Beteiligten beschleunigt werden. Die hier ge-
troffenen Regelungen umfassen unter anderem ein Wegenutzungsrecht fir An-
schlussleitungen von EE-Anlagen. Zudem wird das ,vereinfachte Netzan-
schlussverfahren®, wie es bisher auf Anlagen bis 10,8 Kilowatt (kW) vorgesehen
war, ausgeweitet: Anlagen bis 30 Kilowatt kW installierter Leistung, die sich auf
einem Grundstick mit bereits bestehendem Netzanschluss befinden, kénnen
kiinftig angeschlossen werden, wenn eine Rickmeldung des Netzbetreibers
nach Eingang des initialen Anschlussbegehrens ausbleibt. Zudem werden auch
maogliche spatere Prozessschritte mit einer hdheren Verlasslichkeit ausgestaltet.
Fur Anlagen bis 30 kW installierter Leistung soll auch hier gelten: erfolgt eine
Ruckmeldung nicht fristgerecht, kann angeschlossen werden.
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1R Alternativen

Keine. Das Gesetz ist fur die Erreichung der ambitionierten deutschen Klimaziele und die
Ausbauziele flr Solarenergie erforderlich. Die einzelnen gesetzlichen MaBhahmen gehen
auf die Photovoltaik-Strategie des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz (PV-
Strategie) zuriick, die mit Blick auf das Zieljahr 2035 Handlungsfelder und MalRnhahmen
aufzeigt, mit denen der Ausbau der Photovoltaik deutlich vereinfacht und beschleunigt wer-
den kann. Der Schwerpunkt der PV-Strategie liegt zunachst auf der kurz- und mittelfristigen
Perspektive mit dem Ziel, schnellstmoglich eine hohe Zahl von MaRnahmen umzusetzen
und eine Reihe von Hemmnissen abzubauen, so dass der Ausbau der Photovoltaik be-
schleunigt und ein PV-Zubau in der pro Jahr erforderlichen Hohe erreicht werden kann.

In die Entwicklung der PV-Strategie sind die Branche, die Bundeslander und die Bundes-
tagfraktionen eingebunden gewesen. Im Rahmen des 1. Solargipfels wurde ein erster Ent-
wurf zur PV-Strategie vorgestellt und mit Vertreterinnen und Vertretern der Branche, der
Bundeslander und der Bundestagsfraktionen diskutiert. Im Anschluss an den Solargipfel
erhielt das BMWK mehr als 600 schriftliche Stellungnahmen zum Entwurf der PV-Strategie.
Die Stellungnahmen wurden vom BMWK gesichtet und im Rahmen des 2. Solargipfels am
5. Mai 2023 die finale PV-Strategie vorgestellt und veréffentlicht. Die PV-Strategie hat dabei
auch eine Priorisierung der MaRnahmen vorgenommen. Im vorliegenden Gesetz werden
auf dieser Grundlage die drangendsten und ergebnistrachtigsten Mal3hahmen umgesetzt.

Die Schaffung eines zentralen Registers zur Erfassung und Uberwachung von Energiean-
lagen und Energieanlagenteilen aufgrund des neuen § 49d EnWG ist zwingend erforderlich,
um die Netzsicherheit und Systemstabilitat auch kinftig zu wahren und gleichzeitig den
Netzanschluss von Energieanlagen, insbesondere Erneuerbare-Energien-Anlagen, zu ver-
einfachen und zu beschleunigen. Damit das Register die ihm zugedachte Wirkung voll ent-
falten kann, muss seine Nutzung verbindlich und vorhersehbar ausgestaltet werden. Es
muss das volle Vertrauen der Branche geniel3en. Eine gesetzliche Regelung ist deshalb
zwingend erforderlich.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fur alle Artikel dieses Gesetzes aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (GG). Das vorliegende Gesetz féllt in
den Bereich des Rechts der Wirtschaft, das auch die Energiewirtschaft einschlie3lich der
Erzeugung und Verteilung von Energie umfasst.

Eine bundesgesetzliche Regelung im Sinne des Artikel 72 Absatz 2 GG ist zur Wahrung
der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz, das
Energiewirtschaftsgesetz, die Marktstammdatenregisterverordnung, das Messstellenbe-
triebsgesetz, die KWK-Ausschreibungsverordnung und das Energiefinanzierungsgesetz re-
geln den bundeseinheitlichen energiewirtschaftlichen Rahmen der Energieversorgung in
Deutschland und insbesondere die Transformation der deutschen Stromversorgung hin zu
Treibhausgasneutralitat. Die Stromversorgung ist bundeseinheitlich zu regeln. Ein Bezug
auf Landesgrenzen wirde zu Wettbewerbsverzerrungen im landeribergreifend organisier-
ten Strommarkt fihren.

Soweit insbesondere der Artikel 1 dieses Gesetzes der Forderung der erneuerbaren Ener-
gien durch den Ausbau der Photovoltaik dienen, ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz
auch aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 GG. Die Bestimmungen fallen in den Bereich der
Luftreinhaltung, denn das Ziel dieses Gesetzes ist die Steigerung des Anteils erneuerbarer
Energien in der Form solarer Strahlungsenergie an der Stromversorgung, um eine nach-
haltige und treibhausgasneutrale Energieversorgung zu erreichen und so das Klima als Teil
der natirlichen Umwelt zu schiitzen. Ziel und Gegenstand dieses Gesetzes ist folglich auch
der Klimaschutz und damit der Schutz der natirlichen Zusammensetzung der Luft.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar. Es dient u.a. der Umset-
zung der Vorgaben aus dem Sekundarrecht. Es ist insbesondere mit der Richtlinie (EU)
2018/2001 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur For-
derung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen sowie der Richtlinie (EU)
2019/944 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen
Vorschriften fur den Elektrizitatsbinnenmarkt und zur Anderung der Richtlinie 2012/27/EU
vereinbar.

Soweit die Anderungen beihilferechtliche Relevanz haben, werden sie mit einem Genehmi-
gungsvorbehalt versehen. Dies betrifft lediglich die Einfihrung einer Vergitung fur die zu-
satzliche Leistung von Dach-Solaranlagen, die Anlagen an demselben Ort ersetzen.

Der Anwendungsbereich vilkerrechtlicher Vertrage wird durch diesen Entwurf nicht berlhrt.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das Gesetz tragt in vielfacher Hinsicht zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung sowie
zum Burokratieabbau bei. Es werden verschiedene gesetzliche Klarstellungen vorgenom-
men (etwa bei der finanziellen Beteiligung und dem Netzanschlussprozess) und in erhebli-
chem Umfang Burokratie abgebaut (s. die folgenden Erlauterungen zum Erfillungsauf-
wand).

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Gesetz steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der VN-
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient.

Das Gesetz ist mit den Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung vereinbar. Das Gesetz
tragt zu Prinzip 1 ("Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen
und bei allen Entscheidungen anwenden") bei, indem es Malinahmen zur Erreichung der
Treibhausgasneutralitat des Stromsektors enthélt und die Teilhabe an der Energiewende
verbessert. Es steht mit Prinzip 3 ("Naturliche Lebensgrundlagen erhalten") im Einklang, da
es die Verwendung fossiler Energie reduziert. Schlie3lich stimmt es mit Prinzip 5 ("Sozialen
Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern") tiberein. Die verbes-
serte Teilhabe an der Energiewende etwa durch die Gemeinschaftliche Geb&udeversor-
gung dient der gleichberechtigten Chance, sich an der wirtschaftlichen Entwicklung zu be-
teiligen.

Das Gesetz steht weiterhin mit SDG 7 ("Bezahlbare und saubere Energie"), SDG 9 ("In-
dustrie, Innovationen und Infrastruktur") und SDG 13 (" Maflinahmen zum Klimaschutz") im
Einklang. Das Gesetz dient der besseren Erreichung der Ausbauziele Photovoltaik des
EEG 2023 und leistet so einen Beitrag zur Erreichung der Indikatoren 7.2.a und 7.2.b. Die
durch das Gesetz verbesserte Schaffung einer nachhaltigen Energieversorgung leistet ei-
nen Beitrag zum Unterziel 9.1. Als Beitrag zum EEG 2023 als maf3geblichem Instrument
zur Erreichung der Klimaziele im Strombereich begiinstigt das Gesetz die Erreichung des
Indikators 13.1.a. Zuséatzlich hat das Gesetz positive Auswirkungen auf SDG 1 ("Keine Ar-
mut"). Durch die Anderungen beim Mieterstrommodell, die Einfiihrung der Gemeinschaftli-
chen Gebaudeversorgung und die Erleichterungen fir Steckersolargerate ("Balkon-PV")
wird die Teilhabe an der Energiewende gefdrdert. Auch die Erreichung von SDG 8 ("Men-
schenwirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum") wird durch das Gesetz begunstigt, indem
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die Schaffung einer nachhaltigen Energieversorgung Planungssicherheit gibt, Investitions-
anreize setzt und somit zu einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum beitragt.

Eine Behinderung anderer Nachhaltigkeitsziele durch das Regelungsvorhaben wurde nicht
festgestellt.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Mit dem Gesetz zu SofortmalRnahmen fir einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren
Energien und weiteren MaBhahmen im Stromsektor vom 08. Juli 2022 wurden die PV-Aus-
bauziele im EEG 2023 angehoben, wodurch sich der Finanzierungsbedarf erhohte. Nun
muss der PV-Ausbau noch weiter beschleunigt werden, um die Ausbaupfade und Ziele si-
cher zu erreichen. Hiermit geht keine grundlegende Erh6hung der Haushaltsaufgaben ein-
her. Das vorliegende Gesetz sorgt dafiir, dass Birokratie abgebaut wird, fasst Regelungen
klarer und gerechter, 6ffnet weitere Dachflachenpotenziale, erméglicht mehr Teilhabe durch
neue Mieterstromregelungen und beschleunigt Genehmigungs- und Netzanschlusspro-
zesse. Dies fuhrt dazu, dass PV-Anlagen schneller errichtet und gebaut werden kénnen
und trégt dazu bei, die Ziele und Ausbaupfade verlasslicher zu erreichen.

Folgende in diesem Gesetz enthaltene Mallnahmen wirken voraussichtlich kostenerh6-
hend:

e Bei der finanziellen Beteiligung werden Anlagen auf ,sonstigen baulichen Anla-
gen“ und die ,besonderen Solaranlagen (Agri-PV, Parkplatz-PV und Moor-PV)
zusatzlich zugelassen. Der Zubau dieser Anlagen lag im Jahr 2022 bei ca. 200
MW. Der Grof3teil der PV-Freiflachenanlagen ist bereits durch das EEG 2023
erfasst (Zubau und Bestand von Anlagen, die die bisherige Regelung 2022 in
Anspruch nehmen konnten: 20 GW). Die nun hinzukommenden Anlagen bedeu-
ten bei vollstandiger Inanspruchnahme der finanziellen Beteiligung maximale
jahrliche Haushaltsausgaben von 0,4 Mio. Euro pro Jahr.

e Die Neuregelung der Anlagenzusammenfassung von Dachanlagen kann dazu
fihren, dass Anlagen, die verschiedenen Eigentiimern gehdren, auf einem
Grundsttck nicht mehr zusammengefasst werden. Gegeniber der bestehenden
Regelung kann durch die neue Regelung die durchschnittliche PV-Dachanla-
gengrof3e leicht sinken, weil Anlagen nicht mehr zusammengefasst werden. Die
durchschnittliche Vergutungshdhe kann dadurch leicht steigen. Der Effekt kann
jedoch nicht abgeschéatzt werden, da nicht bekannt ist, wie viele Anlagenkons-
tellationen betroffen sind. Ein typischer Fall sind z.B. Supermarkte auf Gewer-
begrundstiicken. Grundsatzlich dirften dies au3erdem auch Uberwiegend Anla-
gen sein, die hohe Eigenverbrauchsanteile aufweisen. Eigenverbrauch wirkt auf
den Forderbedarf aber wiederum kostensenkend. Dadurch verringert sich die
Kostenwirkung der Regelung. Im Ergebnis wird nur eine geringfligige Kostener-
héhung erwartet, die nicht naher beziffert werden kann.

e Es ist moglich, dass der Betrieb von Balkon-PV-Anlagen, die im Ausnahmefall
eine Forderung beanspruchen, aufgrund der Ausnahme in § 24 EEG 2023 zu
geringfugig hoheren Haushaltskosten fuhren kann. Da diese Betriebsform bei
Balkon-PV-Anlagen aber die Ausnahme darstellt, kénnen diese Kosten nicht
prognostiziert werden.

o ,Solarstadl“-Regelung: Es werden Gebaude im Aul3enbereich, die nach 2012
und vor dem 1. Marz 2023 gebaut werden, fir die PV-Dachanlagenvergitung
zugelassen. Laut Branchenangaben betrifft dies rund 35.000 Gebaude im Au-
Renbereich, die seit 2012 neu gebaut wurden. Die Regelung lasst nur jetzt
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bestehenden Geb&ude zu, d.h. Missbrauch der Regelung fir zukinftige Ge-
b&aude ist ausgeschlossen. Das Potenzial ist damit begrenzt und wird insgesamt
auf 1 GW geschatzt. Es wird angenommen, dass das gesamte Potenzial Uber 5
Jahre erschlossen wird und 0,2 GW pro Jahr Dacher mit PV-Anlagen bebaut
werden. Daraus ergeben sich Haushaltsausgaben von 10 Mio. Euro pro Jahr.

o Die Erweiterung des Mieterstromzuschlags auf Nicht-Wohngeb&ude diirfte ge-
genuber dem durchschnittlichen Zubau geférderter Mieterstromanlagen der letz-
ten drei Jahre zu zusétzlicher Mieterstromvergitung auf schatzungsweise 400
Gebauden pro Jahr mit einer zusatzlichen Kapazitat von rund 11 MW pro Jahr
fuhren, woraus sich zusatzliche Haushaltsausgaben von 0,2 Mio. Euro pro Jahr
ergeben.

Folgende MalRnahmen werden als kostensenkend eingeordnet:

Die grofite kostensenkende Wirkung durfte sich durch steigende Eigenverbrauchsanteile
durch die neuen Mieterstromregelungen sowie das neue Modell der Gemeinschaftlichen
Gebéaudeversorgung ergeben. Dazu wurde folgende maximale Abschétzung vorgenommen
(Quelle Consentec, Vorhaben ,PV-Strategie 2030):

Gebaudetyp Erzeugung Ruckspeisung Eigenverbrauch

3 bis 4 Wohnung ca. 14,9 Mrd. kwWh ca. 8,1 Mrd. kwWh ca. 6,8 Mrd. kwWh

5 bis 6 Wohnungen | ca. 3,6 Mrd. kWh ca. 1,4 Mrd. kwWh ca. 2,2 Mrd. kwWh

7 bis 12 Wohnungen | ca. 7,8 Mrd. kWh ca. 3,3 Mrd. kWh ca. 4,5 Mrd. kWh

Es wird angenommen, dass die Eigenverbrauchsmengen des neuen Mieterstrommodells
nur schrittweise erschlossen werden konnen und das o.g. theoretische Potenzial aufgrund
von Restriktionen wie anderen Dachnutzungen, Dachbebauung und/oder -verschattung o-
der einem anderen Betreibermodell der Anlagen nicht erreicht werden kann. Bei einer an-
genommenen Nutzung des Mieterstrommodells in jahrlich 100.000 Gebauden (derzeit wer-
den jahrlich rund 300.000 PV-Anlagen auf den 0.g. Gebaudetypen zugebaut) wiirde der
Eigenverbrauch jahrlich um 0,1 Mrd. kWh pro Jahr ansteigen. Dies fuhrt zu verringerten
Haushaltsausgaben von 12 Mio. Euro pro Jahr.

Daruiber hinaus sorgt auch ein verminderter Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft fur gerin-
gere Haushaltsausgaben. Denn bei geringeren Erfullungskosten kénnen Anlagenbetreiber
niedrigere Gebote in den Ausschreibungen abgeben bzw. kann die gesetzliche Verglitung
ggf. im Rahmen des laufenden Monitorings abgesenkt werden (soweit nicht gegenlaufige
Effekte wie Lieferkettenprobleme oder die gestiegene Inflation entgegenwirken). Das Ge-
setz enthélt eine Vielzahl von Entbirokratisierungsmafnahmen, nahere Ausfihrungen wer-
den beim Erfillungsaufwand gemacht. Der genaue Effekt auf den Haushalt ist allerdings
nicht zu beziffern.

Die restlichen MalRnahmen dieses Gesetzes haben keine Kostenwirkung und sind kosten-
neutral.

Fazit: Kostensteigernde und kostensenkende MalRnahmen sind gleichermal3en vertreten.
Im Ergebnis wird erwartet, dass das Gesetz auf den Haushalt leicht kostensenkend wirken
kann.
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Das Gesetz senkt durch eine Vielzahl von Burokratieabbaumaf3nahmen den Erfullungsauf-
wand der Wirtschaft:

Tabelle: Reduzierungen des jahrlichen Aufwandes der Wirtschaft

Zeitauf- Perso- S:th' Sach- sgri-t
. Rechts- wand in | Lohnsatz | nalauf- - Fall- auf- :
| B norm el Minuten | in Euro/h | wand in anelis zahl | wandin an'.
pro Fall Tsd.€ | € Tl ez || e
. pro Fall : Tsd. €
Entfallen der
. § 8 Ab-
1 | Netzbetreiber- | Zo0 5o | 200000 | -20 3580 | -240 - - - -240
meldung fur EEG 2023
Balkon-PV
Absenkung
der  techni-
schen Anfor-|§ 10b
2 derungen in | EEG 2023 1000 -30 54,70 -27 -25 1000 -25 -52
der Direktver-
marktung
Vereinfa-
chung der
Meldepflicht | § 48
3 bei Voll- und | EEG 2023 60.000 -3 35,80 -110 - - - -110
Teileinspei-
sung
Vereinfa-
chung der | Anlage
4 MaStR-Mel- zur 200.000 -10 35,80 -120 - - - -120
dung fur Bal- | MaStRV
kon-PV
Systemrele-
vanz durch|§13b
5 Langfristana- | ENWG 30 -1.000 80,40 -65 - - - -65
lyse
Reduktion der
Anforderun- §42
6 gen an Mie- a 20.000 -60 35,80 -720 - - - -720
EnWG
terstromver-
trage
Einfihrung
birokratiear-
mes  Modell § 42b
7 der Gemein- 80.000 -600 35,80 -28.600 | - - - -28.600
. EnWG
schaftlichen
Gebaudever-
sorgung

Zu Nummer 1: Der Entfall der Netzbetreibermeldung fur Steckersolargerate in § 8
Absatz 5a EEG 2023 senkt den Erfillungsaufwand der Wirtschaft, da nur noch eine
Meldung im Marktstammdatenregister erforderlich ist. Es wird von einem mittleren
Zubau von 200.000 Steckersolargeraten jahrlich ausgegangen.

Zu Nummer 2: Die Absenkung der technischen Anforderungen fur die Steuerbar-
keit kleiner Anlagen in der Direktvermarktung in 8 10b EEG 2023 senkt den Erfll-

lungsaufwand der Wirtschaft,

da weniger Anlagenbetreiber zum Vorhalten
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technischer Einrichtungen verpflichtet werden. Es wird geschéatzt, dass rund 1000
PV-Anlagen bis 25 kW jahrlich in die Direktvermarktung wechseln.

Zu Nummer 3: Die Vereinfachung der Meldepflicht bei gleichzeitigem Betrieb ei-
ner Voll- und einer Teileinspeiseanlage in § 48 EEG 2023 reduziert den Erfillungs-
aufwand der Wirtschaft, da Anlagenbetreiber und Netzbetreiber nur noch bei Ande-
rungen an den Anlagen Informationen austauschen missen. Es wird geschatzt,
dass rd. 5% der relevanten Gesamtanlagenzahl bis 1 MW Voll- und Teileinspeise-
anlagen auf einem Dach gemeinsam betreiben. Die Fallkombination wird derzeit
nicht statistisch ausgewertet. Es entfallt damit regelmafig ein jahrliches, wiederkeh-
rendes Schreiben mit gleichem Inhalt. Das Schreiben ist jetzt nur noch erforderlich,
wenn sich Anderungen ergeben. Dies ist eher selten der Fall.

Zu Nummer 4: Die Anderungen der Anlage zum Marktstammdatenregister senken
den Erfullungsaufwand der Wirtschaft, indem die bei der Registrierung eines Ste-
ckersolargerats anzugebenden Daten reduziert werden.

Zu Nummer 5: Durch die Anderung des § 13b EnWG reduziert sich der Erfiillungs-
aufwand wie folgt:

o Der Erfullungsaufwand fur Wirtschaft und Verwaltung reduziert sich fir die
Falle, in denen Genehmigungsverfahren nicht mehr in kurzer Zeitabfolge
wiederholt auf Basis der Bedarfsanalysen durchgefiihrt werden miussen,
sondern die Feststellung der Systemrelevanz zukunftig fur einen langeren
Zeitraum auf Grundlage der Langfristanalyse erfolgen kann.

o Der Erfillungsaufwand fur die Wirtschaft reduziert sich zudem dadurch, dass
der Weiterbetrieb der Kraftwerke, insbesondere die daflir benétigte Perso-
nalplanung, fUr die betroffenen Kraftwerke nicht mehr kurzfristig und mit star-
ken Unsicherheiten bezliglich der Zeitdauer und der wiederholten Feststel-
lung der Systemrelevanz behaftet, sondern mittel- bis langfristig erfolgen
kann. Dies ermdglicht einen gezielteren Einsatz von Ressourcen.

Zu Nummer 6: Durch den Wegfall der Prifpflicht der bislang erforderlichen 40%igen
Wohnnutzung der Gebéude, in welchen Mieterstromzuschlag gezahlt wird, entfallt
Zeitaufwand auf Seiten des Betreibers und des Verteilnetzbetreibers. Bisher wurden
rund 1500 Anlagen pro Jahr in diesem Segment zugebaut. Insgesamt wird ge-
schéatzt, dass rd. 100.000 Gebaude Mieterstrom oder die Gemeinschaftliche Gebau-
deversorgung nutzen werden. Mieterstrommodelle werden bei gréReren Anlagen
eingesetzt und sind komplexer. Daher wird angenommen, dass ca. 20.000 Geb&ude
Mieterstromregelungen nutzen werden und der Rest die Gemeinschaftliche Gebau-
deversorgung anwendet. Der vermiedene Aufwand wird auf ca. 60 Min. pro Jahr
geschatzt; es handelt sich um eine Tatigkeit mit einem niedrigen Qualifikationsni-
veau.

Zu Nummer 7: Durch die Einfihrung der Gemeinschaftlichen Gebaudeversor-
gung wird die Umsetzung von einem dem Mieterstrom ahnlichen Modell zur lokalen
Eigenversorgung von Mehrfamilienhdusern unbirokratisch ermdglicht. Wie in Num-
mer 8 erlautert, wird geschatzt, dass rund 80.000 Gebaude die Gemeinschaftliche
Gebéaudeversorgung anwenden koénnen. Insbesondere entfallen hierbei die Pflicht
zur Versorgung mit Reststrom und die Lieferantenpflichten, welche mit einem hohen
Mafl3 an Aufwand fur Informationspflichten einhergehen. Die eingesparte Zeit pro
Projekt wird auf jahrlich ca. 10 Arbeitsstunden auf Seite des Betreibers geschatzt.
Hier handelt es sich um eine Téatigkeit mit einem niedrigen Qualifikationsniveau.
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Der Erfullungsaufwand der Verwaltung wird durch die Ermdéglichung digitaler Bescheide
verringert, da die Schriftform nicht mehr gewahrt werden muss.

Zeitauf- Perso- | Sachauf-

Nr. | Bezeichnung | Rechtsnorm | Fallzahl Ui Lelinseiz || el | e 0| el %&31:::?; Suef?/va;td
Minuten in Euro/h | wand in € zahl Tsd. € in Tsd. €
pro Fall Tsd. € pro Fall : :

Ermdglichung § 30a

1 digitaler Be- EEG 2023 2.500 -10 33,80 -5,63 - - -5,63

scheide

Folgende Malinahmen erhéhen den Erfillungsaufwand von Burgerinnen und Bulrgern,
Wirtschaft und Verwaltung:

Aus den gesetzlichen Anderungen beim Mieterstrom entsteht Erfiillungsaufwand fiir Biirge-
rinnen und Birger sowie fur die Wirtschaft, wenn sie infolge der Ausdehnung des Anwen-
dungsbereiches der Mieterstromregelungen in § 21 Abs. 3 EEG und § 42a EnWG nun in
hoherem Mal3e als bisher Mieterstromkonzepte umsetzen und den Mieterstromzuschlag in
Anspruch nehmen.

Ein Erfullungsaufwand entsteht fir die Wirtschaft fir die Einfuhrung von den fir die Ge-
meinschaftlichen Gebaudeversorgung nach § 42b EnWG erforderlichen Prozessen fir
Messwesen und Abrechnung.

Fur die Wirtschaft und Verwaltung entsteht im Einzelnen folgender Erfullungsaufwand:

Im Einzelnen
Nummer  des | Regelung Wirkung der Vorgabe Einmaliger/jahrlicher EU-Vorgabe
Anderungsbe- Erfullungsaufwand
fehls Norm-Adressat / Infor-
mationspflicht (IP)
Artikel 1 Num- | § 48 Absatz 1 Satz 1 | Erweiterung des Anwen- Jahrlicher Erfullungs-
mer 7 Buch-| Nummer Buchstabe | dungsbereichs fur die For- | aufwand

stabe a Doppel-
buchstabe cc

¢ Doppelbuchstabe
dd EEG

derung

\Y

Artikel 1 Num-
mer 7 Buch-
stabe d

8 48 Absatz 3 EEG

Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs fur die For-
derung

Jahrlicher Erfullungs-
aufwand

\Y

Fur die Wirtschaft kann einmaliger Erflllungsaufwand entstehen, wenn sie als Betreiber
einer Anlage oder als teilnehmender Letztverbraucher die Gemeinschaftliche Gebaude-
versorgung nutzen mochten. Der Erfullungsaufwand besteht in dem Abschluss des Ge-
baudestromnutzungsvertrages. Darlber hinaus entsteht Erflllungsaufwand fur die Anbie-
ter von Mieterstrom nach § 42a EnWG durch eine Meldung beim Marktstammdatenregis-
ter. Da dieser Aufwand signifikant geringer ist als der Aufwand fir die bisher zur Verfi-
gung stehende Moglichkeit des Mieterstroms, wird dieser relative Minderaufwand oben
aufgefuhrt. Fur die Einrichtung von neuen Standardprozessen in den IT-Systemen der
Messstellenbetreiber, Verteilnetzbetreiber und Lieferanten entsteht ein einmaliger Erful-
lungsaufwand in Hohe von ca. 40.000 EUR pro System bei etwa 20 betroffenen Syste-
men, also etwa 800.000 EUR.
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Daruiber hinaus entsteht fur die Wirtschaft durch die Einfigung von § 49d Absatz 5 Satz 1
ein jahrlicher Erfullungsaufwand in Hohe von rund 1.750 Euro. Dies resultiert aus dem ad-
ministrativen Aufwand der Ubertragungsnetzbetreiber fiir die Auszahlung von Sach- und
Personalmitteln fur den Betrieb, die Erhaltung und die Weiterentwicklung des Registers im
Sinne des Absatzes 1. Hierbei werden eine quartalweise Rechnungsstellung der Beliehe-
nen sowie ein Aufwand von 8 Stunden mittlerer Qualifikation pro Fall angenommen. Ein
einmaliger Aufwand fur die vier Ubertragungsnetzbetreiber besteht nicht, da Prozesse fiir
analoge Auszahlungen bereits bestehen.

Fur die Verwaltung entsteht durch die Einfiigung von 8 49d EnWG insgesamt ein jahrlicher
Erflllungsaufwand in Héhe von rund 10.000 Euro sowie ein einmaliger Erfullungsaufwand
in Hohe von rund 3.000 Euro.

Im Einzelnen ergibt sich folgender Erfullungsaufwand:

laufender Erfullungsaufwand einmaliger Erfullungsaufwand
Fall- Perso- Sach- Ge- Fall- Personal- | Sach- | Gesamt-
zahl nalkos- kosten samt- zahl kosten- kos- aufwand
pro ten-auf- | gesamt auf- aufwand ten
Jahr wand wand gesamt ge-
gesamt samt
pro Fall
Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. Tsd. €
€
Abs. 3: einmali- 1 2,820 2,820
ger Aufwand
fur BMWK fir
die Beleihung
der Registerbe-
treiberin
Abs. 5: jahrli- 1 3,750 3,750
che Erstellung
eines Kosten-
plans durch die
Beliehene
Abs. 8: Auf- 12 0,282 3,384
sicht durch
BMWK Uber die
Beliehene
Abs. 9: zwei- 0,5 5,963 2,982
jahrliche Er-
stellung eines
Berichtes
durch die Be-
liehene
Summe  Erfil- 10,116 2,820
lungsaufwand

Dabei liegen folgende Annahmen beim Personalaufwand zugrunde:

Personalaufwand
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Einsatz unterschiedlicher Personalqualifikationen pro Fall
Mittlerer Dienst | gehobener Dienst Héherer Dienst
h h h

Abs. 3: einmaliger Aufwand fir BMWK

fur die Beleihung der Registerbetrei-

berin 40

Abs. 5: jahrliche Erstellung eines Kos-

tenplans durch die Beliehene 20 40

Abs. 8: Aufsicht durch BMWK uber die

Beliehene 4

Abs. 9: zweijahrliche Erstellung eines

Berichtes durch die Beliehene 10 30 60

Bei den Lohnkosten wurden die vom Statistischen Bundesamt ermittelten Lohnsatze fir
die Verwaltung zugrunde gelegt (33,80 Euro/Stunde mittlerer Dienst, 46,50
Euro/Stunde gehobener Dienst, 70,50 Euro/Stunde hoherer Dienst).

5. Weitere Kosten

Die MalRnahmen haben keine Auswirkungen auf die sonstigen Kosten der Wirtschaft und
auf die sozialen Sicherungssysteme. Signifikante Auswirkungen auf Einzelpreise und auf
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, werden nicht erwartet.

Der Aufwand in Verbindung mit dem Betrieb des Registers nach dem neuen § 49d Absatz 1
des Energiewirtschaftsgesetzes wird in der auf Grundlage von 8§ 49 Absatz 4 des Energie-
wirtschaftsgesetzes ergehenden Verordnung zur Anderung der Elektrotechnische-Eigen-
schaften-Nachweis-Verordnung (NELEV), in der das Register naher ausgestaltet wird, be-
ziffert und bilanziert.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Keine.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Mal3nahmen ist angesichts der langfristigen Ausbauziele fir erneuer-
bare Energien grundséatzlich nicht sinnvoll. Lediglich das vereinfachte Anschlussverfahren
fur Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 50 Kilowatt wird entsprechend der
europarechtlichen Grundlage auf Anschlussbegehren bis zum 30.06.2024 befristet.

Mafnahmen innerhalb des Erneuerbare-Energien-Gesetzes werden Teil der dort vorgese-
henen regelmafRigen Evaluierung (8 99 EEG 2023).
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes)
Zu Nummer 1

Die Anderung des Inhaltsverzeichnisses ist redaktionelle Folgeanderung der Einfiigung
der 88 11a und 11b EEG 2023.

Zu Nummer 2

Die neue 8§ 3 Nummer 43 EEG 2023 definiert den Begriff des Steckersolargeréts. Dieser
Begriff ist an die in der DIN VDE-AR-N 4105 verwendete Begrifflichkeit angelehnt. Materi-
ellrechtliche Verwendung findet der Begriff in den Ausnahmen von Zusammenfassungsre-
gelungenin 8 9 und § 24 EEG 2023.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Mit der begrifflichen Anderung in § 6 Absatz 1, 3 und 5 EEG 2023 wird der Anwendungs-
bereich der finanziellen Beteiligung der Kommunen Uber Freiflachenanlagen hinaus auch
auf sonstige Solaranlagen im Sinne der Definition des § 3 Nummer 41a EEG 2023 zu So-
laranlagen des ersten Segments ausgeweitet. Hierdurch dirfen nun neben Betreibern von
Freiflachenanlagen auch Betreiber von Solaranlagen auf, an oder in baulichen Anlagen, die
weder Gebaude noch Larmschutzwand sind, den von der Errichtung ihrer Anlagen betroffe-
nen Gemeinden eine finanzielle Beteiligung anbieten. Die Norm umfasst nun auch Solar-
anlagen auf Gewassern sowie besondere Solaranlagen, soweit sie in Verbindung mit einer
sonstigen baulichen Anlage errichtet werden. Dies gilt fir Anlagen, die eine finanzielle For-
derung auf Basis des EEG oder im Rahmen der Innovationsausschreibungen nach der In-
nAusV erhalten und — vorbehaltlich von Absatz 5 — auch fir ungeférderte Anlagen. Mit der
Erweiterung des Anwendungsbereiches wird eine weitere Starkung des bereits bisher ver-
folgten Zwecks der Akzeptanzsteigerung vor Ort verfolgt.

Im Fall von Anlagenkombinationen aus Solar- und Speicheranlagen wird fir die tatsachlich
eingespeiste Strommenge im Sinn des § 6 EEG auch derjenige mit der Solaranlage er-
zeugte Strom berlicksichtigt, der erst nach Zwischenspeicherung in der Speicheranlage tat-
sachlich in das offentliche Netz eingespeist wird.

Zu Buchstabe b

Mit der Anpassung in 8 6 Absatz 4 Satz 1 EEG 2023 gilt die Vorgabe, dass eine Vereinba-
rung der finanziellen Beteiligung erst nach Beschluss des Bebauungsplans zulassig ist, nun
sowohl fur Freiflachenanlagen als auch fir Windenergieanlagen. Damit wird beriicksichtigt,
dass in einzelnen Féllen auch die Errichtung einer Windenergieanlage den vorherigen Be-
schluss eines Bebauungsplans voraussetzt. So wird einheitlich sichergestellt, dass die Ent-
scheidung der Gemeinde Uber den Bebauungsplan unbeeinflusst von einer méglichen Zah-
lung des Anlagenbetreibers erfolgt. Damit wird eine Ungleichbehandlung dieser beiden An-
lagenkategorien beseitigt. Aul3erdem wird mit der Neufassung von 8 6 Absatz 4 Satz 1 EEG
2023 klargestellt, dass diese zeitliche Vorgabe nur gilt, wenn fur die Flache, auf der die
Anlage errichtet wird, vor Erteilung der fir die Anlage erforderlichen Genehmigung ein Be-
bauungsplan beschlossen wird.

Falls ein Bebauungsplanbeschluss vor Erteilung der Genehmigung nicht vorgesehen ist,
kann gleichwohl eine Vereinbarung tber eine finanzielle Beteiligung erfolgen.Damit wird die
in der Praxis zuvor bestehende Unsicherheit darlber, ob in diesen Fallen Uberhaupt eine
finanzielle Beteiligung zuléssig ist, beseitigt.



-47 - Bearbeitungsstand: 27.06.2023 15:06

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Durch die Anderung des § 8 Absatz 5 EEG 2023 wird der vereinfachte Netzanschluss nach
Absatz 5 Satz 3 auf Anlagen mit bis zu 30 kW installierter Leistung, die sich auf einem
Grundstuck mit bereits bestehendem Netzanschluss befinden, ausgeweitet. Hierdurch soll
insbesondere Betreibenden von PV-Dachanlagen die Moglichkeit gegeben werden, Anla-
gen unter Einhaltung der technischen Regeln anzuschliel3en, wenn der Netzbetreiber den
Zeitplan nach Absatz 5 Satz 1 nicht innerhalb von einem Monat Ubermittelt.

Zu Buchstabe b

§ 8 Absatz 5a EEG 2023 dient dazu, Steckersolargeraten, fur die keine Einspeiseverguitung
begehrt wird, einen sofortigen Anschluss zu ermdglichen. Eines oder mehrere Steckerso-
largeréte mit einer installierten Leistung von insgesamt bis zu 2 Kilowatt und einer Wech-
selrichterleistung von insgesamt bis zu 800 Voltampere, die hinter der Enthahmestelle eines
Letztverbrauchers betrieben und der unentgeltlichen Abnahme zugeordnet werden, kénnen
demnach unter Einhaltung der fir die Ausfiihrung eines Netzanschlusses maf3geblichen
Regelungen angeschlossen werden. In der Konsequenz dieser Regelung genugt in Zukunft
die Registrierung zum Marktstammdatenregister (MaStR) gemafd 8§ 5 oder § 7 der Markt-
stammdatenregisterverordnung innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme. Eine vorge-
schaltete Netzvertraglichkeitsprifung durch den Netzbetreiber erfolgt nicht. Satz 2 Halbsatz
2 stellt klar, dass auch sonstige Meldungen (z.B. aufgrund von Technischen Anschlussbe-
dingungen oder Technischen Anschlussregelungen) nicht zur Voraussetzung fir den Netz-
anschluss und die Inbetriebnahme des Steckersolargerats gemacht werden diirfen. Da § 8
EEG 2023 nur den Netzanschlussprozess regelt, schlie3t der letzte Halbsatz nicht aus,
dass der Netzbetreiber zu einem spéateren Zeitpunkt, nach Inbetriebnahme und Meldung
beim Marktstammdatenregister, Informationen tber das Steckersolargerat verlangt. Er-
ganzt werden die Regelungen durch eine vereinfachte Eingabemaske bei der MaStR-Re-
gistrierung (vgl. die Neufassung der Anlage zur Marktstammdatenregisterverordnung in die-
sem Gesetz).

Aufgrund des neuen § 21c Absatz 1 Satz 3 EEG 2023 ist auch fur die Zuordnung der Anlage
zur unentgeltlichen Abnahme keine Meldung beim Netzbetreiber erforderlich, da bei aus-
bleibender sonstiger Zuordnung eine Anlage nun als der unentgeltlichen Abnahme zuge-
ordnet gilt.

Nach der Registrierung zum Markstammdatenregister fordert die Bundesnetzagentur be-
reits nach bestehender Praxis die Netzbetreiber auf, die im Marktstammdatenregister hin-
terlegten Daten der Anlagen zu priifen. Diese Aufforderung nach § 13 Absatz 1 Satz 2 der
Marktstammdatenregisterverordnung erfolgt automatisiert und ohne Ansehung der GrolR3e
der Anlage. Die Prufpflicht der Netzbetreiber beschréankt sich auf einen Abgleich mit den
ihnen vorliegenden Daten; weitere Anstrengungen, um eine bessere Prifung vornehmen
zu kdnnen, missen nicht vorgenommen werden. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass
keine zu grol3en Anlagen als Steckersolargeréte registriert werden. Ziel des Verfahrens ist
es einerseits, dass der Netzbetreiber Kenntnis von der Inbetriebnahme des Steckersolar-
gerats erhalt. Zudem soll so sichergestellt werden, dass bei Bedarf der nach § 10a Absatz
2 EEG 2023 erforderliche Zahlerwechsel durch den Messstellenbetreiber erfolgen kann.
Nach 8§ 17 der Marktstammdatenregisterverordnung dirfen die Netzbetreiber dartiber hin-
aus auf die Daten zugreifen, um ihre gesetzlichen Aufgaben zu erfillen; zu diesen gehort
auch die Information des Messtestellenbetreibers zum Zwecke eines ggf. erforderlichen
Zahlerwechsels. Die Information des Messstellenbetreibers durch den Netzbetreiber ist be-
reits in den Festlegungen der Bundesnetzagentur zur Marktkommunikation abgebildet.
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Zu Buchstabe ¢

Die Anderungen in § 8 Absatz 6 EEG 2023 dienen der Klarstellung und der Beschleunigung
auch dieses Prozessschritts im Netzanschlussprozess, wie ihn die Absétze 5 und 6 vorse-
hen.

In Satz 1 wird nun ausdriicklich festgehalten, dass Netzbetreiber innerhalb der Frist aus
Absatz 6 Satz 1 auch das Ergebnis ihrer eigenen Netzvertraglichkeitspriufung zu tbermitteln
haben. Das Vorliegen des Ergebnisses der netztechnischen Prifung, ob Kapazitatseng-
passe vorliegen und welcher Verkniipfungspunkt sich fur den Anschluss und die Aufnahme
des erzeugten Stroms eignet, ist Voraussetzung fir die Ubermittlung der in Absatz 6 Satz
1 gelisteten Informationen.

Auch die Ergdnzung in Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 stellt klar, dass der vom Netzbetreiber
ermittelte Netzverknupfungspunkt als Ergebnis der Netzvertraglichkeitsprufung mitzuteilen
ist.

Zur erheblichen Beschleunigung des Anschlusses von Anlagen mit einer installierten Leis-
tung von bis zu 30 kW, die sich auf einem Grundstiick mit bereits bestehendem Netzan-
schluss befinden, wird ein neuer Satz 4 eingefligt. Hiernach kénnen diese Anlagen, &hnlich
wie bereits in der Regelung in Absatz 5 Satz 3 vorgesehen, an dem bereits bestehenden
Netzverknupfungspunkt angeschlossen werden, wenn der Netzbetreiber nicht innerhalb der
Frist von Satz 1 (acht Wochen) mitteilt, dass der bestehende Netzverknipfungspunkt nicht
geeignet ist. Hiermit wird die Position von Anlagenbetreibenden dahingehend gestarkt, dass
bei Ausbleiben der bezeichneten Rickmeldung, die Anlage an dem bestehenden Netzver-
knupfungspunkt unter Einhaltung der technischen Regeln angeschlossen werden darf.

Dies erganzt das Gerlst an Regelungen zur Beschleunigung des Anschlusses von Anlagen
zur Erzeugung Erneuerbarer Energien in der Niederspannung: Mit der Einfihrung des § 3
Absatz 3a des Messstellenbetriebsgesetzes wurde bereits der zeitlich spatere Schritt der
Zahlersetzung beschleunigt. Hier wird dem grundzustandigen Messtellenbetreiber eine
Frist zur Zahlersetzung spatestens innerhalb eines Monats vorgeschrieben. Erfolgt die Zah-
lersetzung nicht fristgerecht, hat der Anlagenbetreiber nach sechs Wochen ein Selbstvor-
nahmerecht. Somit ergibt sich in Zukunft auf allen Prozessschritten ein stringentes Gerist
an Fristen fir einen zugigen Netzanschlussprozess, die insbesondere fir Anlagen, die in
der Niederspannung angeschlossen werden, mit einer héheren Verbindlichkeit belegt sind.

Zu Buchstabe d

Die Anderungen in § 8 Absatz 7 EEG 2023 sind Folgeanderungen aufgrund der Anpassun-
gen in Absatz 6, sowie im Fall des Satz 2 Nummer 4 und Satz 4 Nummer 5 aufgrund der
Anpassungen in 8 9 EEG durch das Gesetz zum Neustart der Digitalisierung der Energie-
wende vom 21. April 2023. Insbesondere wird in Satz 6 nun nicht mehr auf die entspre-
chende Anwendbarkeit des Absatz 5 Satz 3 abgestellt, sondern auf den neu eingefligten
Absatz 6 Satz 3, was den Anknupfungspunkt fiir die Regelung zum Ausbleiben einer Rick-
meldung nach einem Monat klarer fasst.

Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Durch den neu angefiigten § 9 Absatz 1 Satz 3 EEG 2023 wird klargestellt, dass Satz 1
nicht auf Steckersolargerate mit einer installierten Leistung von insgesamt bis zu 2 Kilowatt
und mit einer Wechselrichterleistung von insgesamt bis zu 800 Voltampere, die hinter der
Entnahmestelle eines Letztverbrauchers betrieben werden, anzuwenden ist. Die zweite Al-
ternative des Absatzes 1 Satz 1 sieht unabhéngig von der installierten Leistung der Anlage
eine Verpflichtung zur Steuerbarkeit vor, wenn Anlagen hinter einem Netzanschluss mit
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mindestens einer steuerbaren Verbrauchseinrichtung nach § 14a des Energiewirtschafts-
gesetzes betrieben werden. Diese Rechtsfolge ist unangemessen bei den genannten, tech-
nisch einfach ausgelegten Steckersolargeraten, welche keinerlei Flexibilitatspotenzial auf-
weisen. Satz 3 statuiert daher eine Ausnahme von der grundsatzlich leistungsunabhangi-
gen Steuerungspflicht in derartigen Fallen.

Zu Buchstabe b

Die Anderung des § 9 Absatz 3 EEG 2023 schafft eine neue Ausnahme zur Zusammen-
fassung von Dach-Solaranlagen. Wenn diese hinter verschiedenen Netzverknipfungs-
punkten betrieben werden, findet zukunftig keine Zusammenfassung nach 8 9 Absatz 3
EEG 2023 mehr statt. Damit wird den netztechnischen Auswirkungen dieser Anlagen bes-
ser Rechnung getragen.

Der neue Satz 4 schafft auRerdem eine Ausnahme fir Steckersolargeréte. Diese auch als
,Balkon-PV* bezeichneten Anlagen konnen die niedrigschwellige Teilhabe an der Energie-
wende fordern. Anlagen werden von den Vorgaben des europaischen Netzkodex (nach der
Verordnung (EU) 2016/631 der Kommission vom 14. April 2016 zur Festlegung eines Netz-
kodex mit Netzanschlussbestimmungen fur Stromerzeuger, ABI. L 112/1) bis zu einer
Wirkleistung von 0,8 kW als insignifikant angesehen (Artikel 5 Absatz 3 des Kodex). Daher
kénnen sie von der Zusammenfassung ausgenommen werden. Die Regelung sieht vor,
dass an der Entnahmestelle eines Letztverbrauchers (was in den meisten Fallen der Woh-
nung oder dem Wohnhaus entspricht) Steckersolargerate mit einer installierten Leistung
von bis zu 2000 Watt und einer Wechselrichterleistung von bis zu 800 Voltampere betrieben
werden konnen, ohne mit anderen Anlagen nach 8§ 9 Absatz 3 Satz 1 EEG 2023 zusam-
mengefasst zu werden. Mehrere hinter der gleichen Entnahmestelle betriebene Steckerso-
largerate werden durch Satz 3 kumuliert betrachtet, um bei einer Uberschreitung der
Schwellenwerte durch mehrere Anlagen die Anlagenzusammenfassung nach Satz 1 grei-
fen zu lassen. Dies ist sachgerecht, da mehrere Anlagen unterhalb der Schwellenwerte, die
diese gemeinsam Uberschreiten, die gleichen Netzwirkungen haben wie eine grof3e Anlage,
die alleine die Schwellenwerte Uberschreitet.

Zu Buchstabe c

Mit der Anderung in § 9 Absatz 8 EEG 2023 wird die Frist zur Ausstattung von Windener-
gieanlagen mit Systemen zur bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung (BNK) erneute um ein
Jahr verlangert. Die Frist galt bisher bis zum 31.12.2023. Bei Verletzung der Pflicht fallen
die Ponalen nach § 52 EEG 2023 an. Aufgrund verschiedener Faktoren kann ein erhebli-
cher Anteil der Anlagenbetreiber die geforderte Frist nicht einhalten. Die Antragsverfahren
fur die nachtragliche Ausstattung von bestehenden Windenergieanlagen sind komplex und
erfordern langen zeitlichen Vorlauf. Auch der Arbeitskraftemangel und Lieferkettenprob-
leme verzogern die BNK-Montage. Bei bestimmten BNK-Systemen sind Befliegungen fir
eine abschliel3ende Freigabe des BNK-Betriebs durchzuftihren. Die Ressourcen der geeig-
neten Luftfahrzeuge sind jedoch begrenzt. Bei bestimmten BNK-Herstellern sind hohe Auf-
tragsbestande aufgelaufen, deren Zulassungsverfahren mit hohem Zeitaufwand verbunden
sind. Damit sichergestellt wird, dass die Frist zur Installation der BNK-Systeme im n&achsten
Jahr eingehalten wird, werden die Betreiber zusatzlich verpflichtet, bis Ende 2023 die erfor-
derliche Anzeige bei der zustandigen Landesluftfahrtbehdrde auf nachtragliche Ausstattung
mit einer BNK einzureichen. Dies ist ein notwendiger Zwischenschritt zur Ausstattung der
Anlagen mit BNK, der ohne die Fristverlangerung ohnehin hatte stattfinden missen.

Zu Nummer 6

§ 10a EEG 2023 stellt das Scharnier zwischen den fachrechtlichen Bestimmungen des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes und dem Messstellenbetriebsgesetz dar. Wahrend der Ein-
bau und Betrieb von Messeinrichtungen und Messsystemen grundsatzlich umfassend und
abschliel3end im Messstellenbetriebsgesetz geregelt sind, sieht § 10a Satz 2 bereits heute
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eine Sonderregelung fur den Bereich des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (Messstellenbe-
trieb durch den Anlagenbetreiber selbst) vor. Diese Regelungen werden durch die neu an-
gefugten Abséatze 2 und 3 um eine gesonderte Ubergangsvorschrift ergénzt, um in bestimm-
ten Féllen die Inbetriebnahme von Steckersolargeréaten auch vor dem zur korrekten Ein-
speisemessung erforderlichen Einbau eines Zweirichtungszéhlers bzw. eines intelligenten
Messsystems zu ermdglichen.

Der neu angefiigte Absatz 2 schafft eine Sonderregelung fiir die messtechnische Ausstat-
tung von Messstellen an Z&hlpunkten von Steckersolargeraten mit einer installierten Leis-
tung von insgesamt bis zu 2 Kilowatt und einer Wechselrichterleistung von insgesamt bis
zu 800 Voltampere, die hinter der Entnahmestelle eines Letztverbrauchers betrieben wer-
den und der unentgeltlichen Abnahme zugeordnet werden (vgl. den durch dieses Gesetz
eingefligten § 8 Absatz 5a EEG 2023).

Die Regelung bestimmt dabei zweierlei: Einerseits wird klargestellt, dass jede Einspeisung
in das Stromnetz — selbst in geringfliigigem Umfang — durch einen hierfur geeigneten, ord-
nungsgemal geeichten Zweirichtungszahler bzw. ein intelligentes Messsystem gemessen
werden muss, damit eine ordnungsgemalie Abrechnung und Bilanzierung méglich ist. Dies
folgt auch aus § 4 Absatz 3 der Stromnetzzugangsverordnung. Andererseits wird den Mess-
stellenbetreibern im Interesse einer effizienten und wirtschaftlichen Umstellung abweichend
von der Ublicherweise nach dem Messstellenbetriebsgesetz geltenden Monatsfrist (8 3 Ab-
satz 3a Satz 1 des Messstellenbetriebsgesetzes) eine Frist von vier Monaten fir einen ge-
gebenenfalls erforderlichen Zahlertausch eingerdumt. Dies ermdglicht den Messstellenbe-
treibern eine Bundelung mehrerer Einbaufalle und stellt sicher, dass Ressourcen prioritéar
fur die energiewirtschaftlich bedeutsameren Pflichteinbaufélle von intelligenten Messsyste-
men eingesetzt werden konnen. Diese Ubergangsfrist ist zugleich geeignet, die Eingriffe in
die energiewirtschaftlichen Abrechnungs- und Bilanzierungsprozesse durch inkorrekte
Messwerte infolge des ,Ruckwartsdrehens® von Ferraris-Z&hlern hinreichend zu begren-
zen.

Absatz 3 Satz 1 gestattet die Inbetriebnahme von Steckersolargeraten, welche unter die
Definition und die HOchstgrenzen des neuen § 8 Absatz 5a EEG 2023 fallen, auch wenn
die entsprechende Messstelle zu diesem Zeitpunkt nur mit einem nicht-rticklaufgesperrten
Ferraris-Zahler ausgestattet ist, bis zum Einbau einer modernen Messeinrichtung als Zwei-
richtungszahler oder eines intelligenten Messsystems. Durch diese Regelung wird klarge-
stellt, dass die vorhandenen Messgeréte verwendet werden diirfen, auch wenn sie fur die-
sen Zweck nicht vorgesehen sind, vgl. § 31 Absatz 1 des Mess- und Eichgesetzes. Der
Verweis auf Steckersolargerate nach 8§ 8 Absatz 5a EEG 2023 stellt zudem klar, dass auch
hier die Registrierungspflichten nach der Marktstammdatenregisterverordnung bestehen
bleiben. Anlagen sind ordnungsgemaf im Marktstammdatenregister zu registrieren.

Absatz 3 Satz 2 stellt eine gesetzliche Fiktionsregelung auf, dass die auf diese Weise ge-
gebenenfalls durch Rickspeisungen veranderten Messwerte zu Zwecken der Abrechnung
und Bilanzierung bis zum Einbau eines Zweirichtungszéhlers beziehungsweise eines intel-
ligenten Messsystems als richtig gelten, langstens jedoch fiir die Ubergangsfrist nach Ab-
satz 2 Satz 1. Die Vermutung kann nur durch den Nachweis einer technischen Stérung oder
einer Manipulation der Messeinrichtung widerlegt werden; das blof3e Vorhandensein eines
Steckersolargerates im Sinne von 8§ 8 Absatz 5a EEG 2023 kann die Vermutung jedoch
nicht widerlegen Die auf diesem Weg ermittelten Werte dirfen fur die Abrechnung verwen-
det werden, vgl. 8 33 des Mess- und Eichgesetzes. Die enge zeitliche Begrenzung der Ab-
rechnung und Bilanzierung auf Basis der gegebenenfalls durch Riickspeisungen verander-
ten Messwerte tragt dem verfassungsrechtlichen VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz insbeson-
dere gegeniber den betroffenen Netzbetreibern und Stromlieferanten Rechnung und dient
dazu, negative Auswirkungen auf das Stromsystem insgesamt zu minimieren. Die aufgrund
dieser Regelung gebildeten Werte bilden auch die Berechnungsgrundlage fir sonstige auf
den Strombezug abstellende Abrechnungsverfahren, etwa bei der Stromsteuer.
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Zu Nummer 7

Durch die Anderung des § 10b Absatz 1 EEG 2023 werden die gesetzlichen Vorgaben zur
technischen Ausstattung kleinerer Anlagen in der Direktvermarktung gelockert. Hintergrund
ist, dass Direktvermarktungsunternehmen regelmafig nur auf gréRere Anlagen steuernd
zugreifen und die Einspeisung kleinerer Anlagen mittlerweile gut prognostizieren kénnen.
Es ist daher nicht erforderlich, im Verhaltnis Anlagenbetreiber — Direktvermarktungsunter-
nehmen in diesem Segment gesetzliche Vorgaben zur technischen Ausstattung zu machen.
Es bleibt den Parteien unbenommen, bei Bedarf eine bestimmte technische Ausstattung
vertraglich zu vereinbaren. Weitere gesetzliche Vorgaben zur technischen Ausstattung blei-
ben unberuhrt.

Zu Nummer 8
Die Anderung in 8 11 Absatz 1 EEG 2023 passt einen Verweis an.
Zu Nummer 9

Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien planen, er-
richten und finanzieren den Netzanschluss selbst. Der neue 8§ 11a EEG 2023 schafft eine
Duldungspflicht fur die Verlegung und den Betrieb von Anschlussleitungen fir Erneuerbare-
Energien Anlagen gegen Entschadigung, wie sie auch beim Stromnetz- oder Breitbandaus-
bau Ublich ist. Ziel der Regelung ist es, den Anschluss von Erneuerbaren-Energien Anlagen
an das Netz zu beschleunigen.

Durch Absatz 1 wird ein gesetzliches Schuldverhaltnis geschaffen. Zur Duldung verpflichtet
ist neben dem Grundstiickseigentiimer auch der Nutzungsberechtigte. Nutzungsberechtige
sind alle Personen, die von den Leitungen in ihrem Recht beeintrachtigt werden kdénnen,
wie zum Beispiel land- oder forstwirtschaftliche Péachter der Grundstiicke, Inhaber be-
schrankt personlicher Dienstbarkeiten und sonstige Niel3brauchberechtigte. Die Vorschrift
verpflichtet sowohl private Eigentiimer wie die 6ffentliche Hand. Hinsichtlich der &ffentlichen
Hand handelt es sich um eine Klarstellung. Denn dass die offentliche Hand ihre Grundstu-
cke auch den Betreibern von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien
zur Verfigung stellen missen, ist in der Rechtsprechung bereits anerkannt (BGH, Urtell
vom 11. November 2008, KZR 43/07), muss aber in der Praxis teilweise erst gerichtlich
erstritten werden. Dadurch verzdgert sich die Inbetriebnahme von erneuerbaren Energien
Anlagen. Dies macht die Klarstellung erforderlich.

Inhaber des Nutzungsrechts ist der Betreiber der Leitung. Dieser kann, muss aber nicht
identisch sein mit dem Betreiber der Erneuerbaren-Energien Anlage. Der Betreiber ist be-
rechtigt, die Leitung zu errichten, zu betreiben und Instand zu halten und zu setzen sowie
das Grundstuck hierfur zu betreten und zu befahren. Die Duldungspflicht besteht dabei nur
fur Anschlussleitungen, die zum Verknipfungspunkt nach 8§ 8 Absatz 1 bis 3 EEG 2023
fuhren. Die Anschlussleitungen umfassen sowohl die elektrischen Leitungen wie die Steuer-
und Kommunikationsleitungen. Der Betreiber sollte grundsétzlich den Weg wahlen, der wirt-
schaftlich am gunstigsten ist. Dies durfte in der Regel der kirzeste Weg sein. Um zum
Beispiel die kostspielige Querung von Baugrundstiicken, Straen und Fliissen zu vermei-
den, kann in manchen Fallen auch ein lAngerer Weg der wirtschaftlich ginstigste sein.
Diese Pflicht besteht jedoch nur in der Regel, da aus artenschutzrechtlichen Griinden oder
aufgrund anderer rechtlicher Vorgaben es erforderlich sein kann, vom wirtschaftlich gins-
tigsten Weg abzuweichen. Fir die Berechnung des wirtschaftlich gunstigsten Weges sind
insbesondere die Kosten der Leitung, des Tiefbaus sowie fur die Entschadigung zu beach-
ten.

Absatz 1 Satz 5 beschrénkt die Duldungspflicht auf Gemeinden bei Anlagen mit einer in-
stallierten Leistung von insgesamt hochstens 30 Kilowatt, die sich auf einem Grundstiick
mit bereits bestehendem Netzanschluss befinden. Ein Duldungsanspruch gegeniber
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Privaten besteht nicht. Denn bei diesen Anlagen ist die Nutzung fremder Grundstticke in
der Regel nicht erforderlich, da nach § 8 Absatz 1 Satz 2 der Verknuipfungspunkt des Grund-
stiicks mit dem Netz als glnstigster Verknipfungspunkt gilt.

Eine dingliche Sicherung des Rechts ist mit der Schaffung des gesetzlichen Schuldverhalt-
nisses nicht mehr notwendig. Denn das gesetzliche Schuldverhaltnis gilt auch gegenuber
zukunftigen Grundstickseigentimern. Aul3erdem wird ausdriicklich geregelt, dass es sich
bei der Leitung nicht um einen wesentlichen Bestandteil des Grundstiicks handelt, sondern
um einen Scheinbestandteil im Sinn des 8§ 95 Absatz 1 des Birgerlichen Gesetzbuches.
Die Leitung fallt damit durch die Verlegung nicht in das Eigentum des Grundstuickeigentu-
mers. Dies tragt zusatzlich dazu bei, den Anschluss von Erneuerbaren-Energie Anlagen zu
beschleunigen.

Absatz 2 regelt die Falligkeit und die Hohe der Entschédigung als Ausgleich fur die Wert-
minderung des Grundstlcks. Die Beeintrachtigung der Grundstiickswerte durch die Verle-
gung von unterirdischen Stromkabeln wird als geringfiigig, aber nicht vollkommen bedeu-
tungslos eingestuft. Sie ist jedenfalls deutlich geringer als die Belastung durch ein Erdkabel
beim Stromnetzausbau und stattdessen eher vergleichbar mit der Belastung durch ein Ka-
bel beim Breitbandausbau. Zu beachten ist bei der Festlegung der Wertminderung auch,
dass keine dingliche Sicherung des Rechts erfolgt. Es wird davon ausgegangen, dass der
Wert der in Anspruch genommenen Flache sich nicht um mehr als finf Prozent mindert.
Ausschlaggebend ist der Verkehrswert vor Verlegung der Leitung. Die Orientierung am Ver-
kehrswert hat dabei auch eine Lenkungswirkung fiir den Betreiber, Grundstiicke mit einem
gunstigeren Verkehrswert wie Wege und landwirtschaftliche Flachen zu nutzen anstatt Bau-
grundstlicke zu queren. Die gesetzliche Festlegung und damit der Wegfall von Verhandlun-
gen Uber die Hohe der Entschadigung soll den Vertragsschluss beschleunigen.

Schadensersatzanspriuche des Grundstickseigentimers oder des Nutzungsberechtigten
bleiben daneben bestehen. Diese kdnnen zum Beispiel entstehen, wenn der Betreiber bei
der Verlegung fremdes Eigentum beschadigt oder die Flachen wahrend des Baus nicht
mehr landwirtschaftlich genutzt werden kénnen.

Der Absatz 3 regelt weitere Pflichten und Rechte der Parteien. Der Grundstuckseigentimer
und der Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, Handlungen zu unterlassen, welche die Lei-
tung oder den Betrieb gefahrden. Dazu kann zum Beispiel eine bestimmte Art der Bepflan-
zung gehdren. Der Grundstiickseigentimer hat auRerdem das Recht, die Verlegung der
Leitung zu fordern, wenn der Leitungsverlauf ihm nicht mehr zumutbar ist.

Absatz 4 beschrénkt die Duldungspflicht des Eigentiimers auf den Zeitraum, in dem die
Leitung betrieben wird zuziglich drei Jahre. Die Verlangerung um drei Jahre dient dazu,
dass der Betreiber die Leitung auch fur ein Repowering-Projekt wiederverwenden kann und
sie wahrend des Austauschs der Anlagen aul3er Betrieb setzen kann, ohne das Duldungs-
recht zu verlieren. Die Einstellung des Betriebs ist dem Grundstiickseigentimer anzuzei-
gen.

Die Regelung greift in das Eigentumsrecht nach Artikel 14 GG des Grundstiickseigentu-
mers und des Nutzungsberechtigen sein, sofern es sich um Private handelt. Die Duldungs-
pflicht bestimmt Inhalt- und Schranken des Eigentums. Da eine Anschlussleistung das
Grundstick deutlich geringer als ein Erdkabel beim Stromnetzausbau beeintrachtigt und
von der H6he der Beeintrachtigung ungeféhr vergleichbar mit einem Breitbandkabel ist, ist
eine solche Pflicht ausreichend. Eine Enteignung wie beim Netzausbau mdglich (8 45
EnWG), ist nicht erforderlich. Die Duldungspflicht ist dagegen das mildere Mittel und geeig-
net, um das Ziel zu erreichen. Ziel der Regelung, ist den Anschluss von Erneuerbaren-
Energien Anlagen zu beschleunigen. Der zligige Ausbau der Erneuerbaren Energien liegt
im Uberragenden 6ffentlichen Interesse und dient der 6ffentlichen Sicherheit. Die Verhalt-
nismagigkeit der Regelung ist u.a. durch die Entschadigung gewabhrt.
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Sofern sich der Grundstiickseigentimer oder Nutzungsberechtigte weigert, den Anspruch
des Betreibers anzuerkennen, kann dieser auch im Wege des Eilrechtsschutzes durchge-
setzt werden. Absatz 5 regelt, dass in diesem Fall die Eilbedurftigkeit vermutet wird. Dies
tragt ebenfalls dazu bei, den Anschluss zu beschleunigen

Der neu eingefugte § 11b EEG 2023 regelt die Nutzung fremder Grundstiicke fur die Uber-
fahrt und die Uberschwenkung bei der Errichtung von Windkraftanlagen. Die Regelung
dient dazu, den Transport von grof3en Windenergieanlagenteilen zu vereinfachen und
dadurch die Errichtung von Windenergieanlagen zu beschleunigen.

Durch Absatz 1 wird ein gesetzliches Schuldverhéltnis geschaffen. Zur Duldung verpflichtet
ist neben dem Grundstiickseigentimer auch der Nutzungsberechtigte. Nutzungsberech-
tigte sind alle Personen, die in ihrem Recht beeintrachtigt werden kénnen, wie zum Beispiel
land- oder forstwirtschaftliche Pachter der Grundstiicke, Inhaber beschrankt personlicher
Dienstbarkeiten und sonstige Niel3brauchberechtigte. Die Vorschrift verpflichtet sowohl pri-
vate Eigentiimer als auch die 6ffentliche Hand.

Inhaber des Nutzungsrechts ist der Betreiber der Windenergieanlage. Der Betreiber und
von ihm beauftragte Dritte sind berechtigt, das Grundstiick zu tberfahren und zu tber-
schwenken sowie fiir die Uberfahrt zu ertiichtigen. Fiir die Ertiichtigung kénnen sie das
Grundstuck betreten und befahren.

Die ,Uberfahrt‘ umfasst alle logistischen Ablaufe wahrend des Transports wie Betreten, Be-
fahren, Umladen oder kurzfristige transportbedingte Zwischenlagerungen. Lediglich Uber-
schwenkt wird das Grundsttick, wenn das Fahrzeug und die Ladung den Boden des Grund-
stuickes nicht bertihren. Da eine reine Uberschwenkung des Grundstiicks keine wesentliche
Beeintrachtigung des Grundstlicks darstelle, hat der Betreiber in diesem Fall keine Ent-
schadigung zu leisten, sondern lediglich den urspriinglichen Zustand wiederherzustellen,
sofern z.B. Zaune entfernt werden oder Baume gefallt werden mussten.

Fur den Fall der Uberfahrt regelt Absatz 2 die Falligkeit und die Hohe der Entschadigung
als Ausgleich fir die Nutzung des Grundstiicks. Die H6he der Entschadigung richtet sich
nach der Dauer der Inanspruchnahme und der GréRRe der genutzten Flache. Zahlungsemp-
fanger ist der Nutzungsberechtigte, der durch die Uberfahrt oder Uberschwenkung unmit-
telbar in seiner Nutzung eingeschrankt wird. Ist das Grundstiick zur land- oder forstwirt-
schaftlichen Nutzung verpachtet, ist Zahlungsempfanger der Pachter und nicht der Grund-
stuckseigentimer. Denn es handelt sich lediglich um eine temporare Nutzung, die die re-
gulare Nutzung des Grundstucks einschranken kann, aber den Wert des Grundstticks nicht
mindert. Die gesetzliche Festlegung und damit der Wegfall von Verhandlungen Uber die
Hohe der Entschadigung soll den Vertragsschluss beschleunigen.

Schadensersatzanspriche des Grundstickseigentimers oder des Nutzungsberechtigten
bleiben daneben bestehen. Diese kdnnen zum Beispiel entstehen, wenn der Betreiber bei
der Uberfahrt fremdes Eigentum beschadigt oder die Flachen voriibergehend nicht land-
wirtschaftlich genutzt werden kdnnen.

Zu Nummer 10

In 8§ 19 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2023 werden redaktionelle Folgeanderungen vorgenom-
men.

Zu Nummer 11

Durch die Anderungen in § 21 Absatz 1 EEG 2023 wird eine neue Vergiitungsform einge-
fuhrt. In der Einspeisevergutung in Form der unentgeltlichen Abnahme reduziert sich der
anzulegende Wert auf null. Hiervon profitieren zum einen Anlagen mit einer installierten
Leistung tber 100 kW und einem hohen Eigenverbrauch. Nach geltendem Recht sind diese
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Anlagen zur Direktvermarktung verpflichtet. Die geringen Uberschussmengen fiihren aller-
dings dazu, dass die Kosten fir die Direktvermarktung die Profite der Einspeisung tiberwie-
gen konnen. In Extremfallen werden die Uberschussmengen daher abgeregelt, statt dem
Stromsystem zur Verflgung gestellt zu werden, oder Anlagen trotz vorhandener Dachfla-
che auf unter 100 kW dimensioniert, um nicht der Direktvermarktungspflicht zu unterliegen.
Zum anderen gibt es Anlagenbetreiber, die wegen anderweitiger Férderprogramme keine
EEG-Vergltung in Anspruch nehmen kénnen. In beiden Fallen sorgt die unentgeltliche Ab-
nahme dafir, dass die Mengen dem System zur Verfigung gestellt werden, indem sie den
EEG-Bilanzkreisen der Netzbetreiber zugeordnet werden, ohne Kosten oder unzuléassige
zusatzliche Beihilfen fir die Anlagenbetreiber zu begriinden. AuRerdem wird die Ausfallver-
gitung nach der Uberschreitung der Hochstdauer auf null abgesenkt. Hierdurch wird der
Zweck der Ausfallvergiitung, die zwischenzeitliche Abdeckung von Anlagen bei Ausfall ei-
nes Direktvermarkters, nicht eingeschrankt, gleichzeitig aber der Anreiz zum dauerhaften
Verbleib in der Ausfallvergiitung gesenkt.

Mit den Anderungen in § 21 Absatz 3 Satz 1 EEG 2023 wird der bisherige Anwendungs-
bereich der Regelungen zum Mieterstrom, die bisher auf, an oder in einem Wohngebaude
produzierten Strom aus Solaranlagen und dessen Verbrauch innerhalb dieses Wohngebau-
des bzw. eines solchen in demselben Quartier erfasste, nun ausgeweitet. Die Regelungen
zum Mieterstrom gelten zukUnftig auch fir Strom aus Solaranlagen, die auf, an oder in
sonstigen Gebauden (einschliel3lich solcher zum Wohnen und gewerblich genutzter Ge-
baude bzw. Raume) und auch auf Nebenanlagen dieser Gebaude installiert sind. Auch der
Ort, an dem der Mieterstrom verbraucht wird, ist nicht mehr auf Wohngeb&ude beschrankt.

Mit dem neuen 8§ 21 Absatz 3 Satz 2 EEG 2023 wird klargestellt, dass ein Anspruch auf
den Mieterstromzuschlag bei den nun neu erfassten Gebauden, die nicht Wohngebaude
sind, dann nicht besteht, wenn es sich bei den beteiligten Akteuren um verbundene Unter-
nehmen im Sinne der EU-Gruppenfreistellungsverordnung handelt. Dadurch soll eine miss-
brauchliche Inanspruchnahme des Mieterstromzuschlags verhindert werden.

Zu Nummer 12

Die Anderungen in § 21b EEG 2023 sind Uiberwiegend redaktioneller Natur. Materielle Wir-
kung hat der neue Satz 4. Dieser schliel3t die Zuordnung einer Anlage zur Ausfallvergtitung
aus, wenn in den letzten 24 Monaten eine zumindest zeitweise Zuordnung zur unentgeltli-
chen Abnahme bestand. Hierdurch wird Missbrauch der neuen Vergutungsform vermieden.

Zu Nummer 13

Zu Buchstabe a

Die Uberschrift des § 21¢c EEG 2023 wird redaktionell angepasst.
Zu Buchstabe b

Die Anderungen in § 21c EEG Absatz 1 2023 bestimmen die Vergitungsform, wenn der
Anlagenbetreiber keine ordnungsgemaie Wabhl trifft. Durch den neuen Satz 3 wird geregelt,
dass bei ausbleibender oder nicht ordnungsgemafer Ausiibung des Wahlrechts die Anlage
der unentgeltlichen Abnahme zugeordnet wird. Eine Ausnahme hiervon bildet der neue
Satz 4, der dem bisherigen Satz 3 entspricht; nach dieser Vorschrift werden ausgeforderte
Anlagen ohne Meldung der Einspeisevergutung in der Variante fir ausgeforderte Anlagen
zugeordnet. Der neue Satz 5 stellt klar, dass eine Geltendmachung des entsprechenden
Anspruchs, wie sie an verschiedenen Stellen Ankniipfungspunkt weiterer Regelungen ist,
auch bei der Zuordnung nach Satz 3 oder 4 und der Zuordnung zur unentgeltlichen Ein-
speisung vorliegt.
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Zu Buchstabe ¢

Durch den neuen § 21c Absatz 2 Satz 2 EEG 2023 missen Anlagenbetreiber bei der erst-
maligen Zuordnung einer Anlage oder einem Wechsel zum Mieterstromzuschlag eine Ei-
generklarung abgeben, dass die den Anspruch auf den Mieterstromzuschlag ausschlie-
Rende Voraussetzung gemal 8§ 21 Absatz 3 Satz 2 nicht vorliegt, sowie eine Selbstver-
pflichtung abgeben, dass jede Anderung des Inhalts dieser Erklarung unverziglich dem
Netzbetreiber mitgeteilt wird. Die Bestimmung dient dazu sicherzustellen, dass eine miss-
brauchliche Inanspruchnahme des Mieterstromzuschlags verhindert wird.

Zu Nummer 14
In § 23b EEG 2023 werden redaktionelle Folgednderungen vorgenommen.
Zu Nummer 15

In 8§ 24 Absatz 1 EEG 2023 wird im Satz 4 eine neue Ausnahme fiir die Zusammenfassung
von Dach-Solaranlagen geschaffen, die mit dem neu eingefligten § 9 Absatz 3 Satz 4 EEG
2023 korrespondiert, um die Einheitlichkeit des Rechts herzustellen und gegenlaufige An-
reize zu vermeiden.

In Satz 5 wird die auch in 8§ 9 eingefligte Ausnahme fir Steckersolargerate auch fur § 24
Absatz 1 EEG 2023 eingefligt. Dieser bezieht sich nur auf die Zusammenfassung nach
Absatz 1 der Vorschrift. Die Abrechnung Uber ein gemeinsames Messsystem nach § 24
Absatz 3 EEG 2023 bleibt unberthrt. Das heilt insbesondere, dass bei Vorliegen einer
Dach-Solaranlage und eines Steckersolargeréts die eingespeisten Mengen im Verhaltnis
zu der installierten Leistung der Anlagen auf die jeweiligen Vermarktungsformen aufzuteilen
sind.

Zu Nummer 16
In 8§ 25 Absatz 2 EEG 2023 wird eine redaktionelle Folgeanpassung vorgenommen.
Zu Nummer 17

Die Streichung von § 30 Absatz 1 Nummer 9 EEG 2023 erfolgt, weil diese Eigenerklarung
nicht fir alle Anlagen erforderlich ist. Nach der Regelung mussten bisher Bieter in allen
Ausschreibungen bei Anlagen, die auf einem entwasserten Moorboden errichtet werden
sollen, eine Eigenerklarung abgeben, dass durch die Errichtung der Anlage kein zuséatzli-
ches Hemmnis flir eine zukinftige Wiederverndssung des Moorbodens entsteht. Dieses
Erfordernis soll jedoch nicht fiir alle Ausschreibungen gelten. Es ist hauptsachlich bei PV-
Anlagen erforderlich, die auf Moorbéden errichtet werden. Daher wird die Regelung in die
besonderen Ausschreibungsbedingungen fir Solaranlagen verschoben.

Zu Nummer 18

Zu Buchstabe a

Durch die Anderung in § 30a Absatz 3 EEG 2023 wird die Regelung auf die Textform um-
gestellt und so die Ricknahme von Geboten erleichtert. Bieter kbnnen nun einfacher und

schneller Gebote zuriicknehmen, womit die Verfahren schlanker und digitaler werden kén-
nen.

Zu Buchstabe b

Durch die Anderung des § 30a Absatz 5 EEG 2023 werden die Verfahrensablaufe im Aus-
schreibungsverfahren vereinfacht und die Verwaltung und die Bieter entlastet. Die
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Anderung ermoglicht, dass die Bundesnetzagentur bei der Einfiihrung elektronischer Ver-
fahren in der Lage ist, durch einen sicheren Rickibertragungsweg Bescheide im Aus-
schreibungsverfahren elektronisch zu tUbermitteln, ohne dass es einer formlichen Zustel-
lung nach 8 73 EnWG bedarf. Die Abweichungsmaglichkeit von der Schriftlichkeit der Riick-
nahme ist aufgrund der Anderung des § 30a Absatz 3 EEG 2023 obsolet.

Zu Nummer 19

Die Anderung in § 31 Absatz 4 EEG 2023 dient der Verfahrensvereinfachung. Bei der Um-
stellung auf ein elektronisches Verfahren wirde ein Bestand der Schriftform in § 31 Absatz
4 EEG dazu fuhren, dass Burgschaften nicht in einfacher elektronischer Form eingereicht
werden kénnten. Damit wirden hybride Verfahren durchzufiihren sein, weil die Blrgschaft
nur nach MaRgabe des § 126 BGB eingereicht werden konnte. Durch die Anderung ist die
Abgabe von Birgschaftserklarungen grundséatzlich auch aufgrund des § 350 HGB formfrei
mdglich — es sei denn, dass die Bundesnetzagentur wie bisher Formatvorgaben nach § 30a
Absatz 1 EEG gemacht hat und die Erklarungen per Formular vorgibt.

Zu Nummer 20

Bei der Anderung des § 35 Absatz 4 EEG 2023 handelt es sich um die redaktionelle Klar-
stellung, dass auch die Realisierungsraten der Gebotstermine der Innovationsausschrei-
bung von der Bundesnetzagentur veréffentlicht werden missen.

Zu Nummer 21

Mit der Anderung in § 36e Absatz 1 EEG 2023 werden die Realisierungsfristen fiir Wind-
energieanlagen an Land um drei Monate verlangert. Diese Verlangerung erfolgt aufgrund
von Lieferkettenproblemen, die eine Realisierung innerhalb von 30 Monaten erschweren.
Damit kiinftige Projekte eine hthere Realisierungswahrscheinlichkeit haben und die Zu-
schlage nicht erléschen, ist die Fristverlangerung erforderlich.

Zu Nummer 22

Die Neueinfigung in 8 37 Absatz 2 Nummer 1la EEG 2023 ist erforderlich, weil das gleich-
lautende Erfordernis in § 30 Absatz 1 Nummer 9 EEG 2023 gestrichen wurde. Fiir Solaran-
lagen ist der Nachweis dieses Erfordernisses aber weiterhin relevant, sodass es hier bei
den besonderen Ausschreibungsbedingungen fir Solaranlagen geregelt wird.

Zu Nummer 23

Dem § 38h EEG 2023 wird ein Satz angefiigt, der eine Sonderregelung flr die Ersetzung
bestehender Solar-Dachanlagen, das sogenannte Repowering, trifft. Hiernach wird bei ei-
ner Leistungssteigerung durch das Repowering, wie sie zum Beispiel durch effizientere Mo-
dule erreicht werden kann, der bestehende Forderanspruch der ersetzten Anlage nur auf
den Teil des eingespeisten Stroms erstreckt, der dem Anteil der Leistung der ersetzten
Anlage an der Leistung der ersetzenden Anlage entspricht. Auch die Fiktion der friiheren
Inbetriebnahme der ersetzenden Anlage gilt nach § 38b Absatz 2 Satz 1 EEG 2023 nur bis
zur Hohe der vor der Ersetzung an demselben Standort installierten Leistung. Dadurch kann
fur die zusatzliche installierte Leistung ein neuer Forderanspruch mit regulér 20-jahriger
Forderdauer begrindet werden, wie Nummer 2 des neuen Satzes klarstellt. Dieser An-
spruch ergibt sich wie bei jeder Neuanlage nach den Ubrigen Vorschriften des Gesetzes;
insbesondere kann er bei einer groRen zusétzlichen Leistung von der Teilnahme an einer
Ausschreibung abhangig sein.



-57 - Bearbeitungsstand: 27.06.2023 15:06

Zu Nummer 24

Die Anderung in § 39g Absatz 1 Satz 3 EEG 2023 ist eine Folgeanderung, die Aufgrund
der Neufassung von 8 39i Absatz 5 EEG erforderlich ist. Bisher wurde die Erhéhung des
anzulegenden Wertes fur kleine Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 500 Ki-
lowatt auch in § 39g Absatz 1 Satz 3 EEG angeordnet. Nunmehr ist jedoch in § 39i Absatz
5 EEG 2023 geregelt, dass der anzulegende Wert um 0,5 Cent pro Kilowattstunde anzuhe-
ben ist. Da § 39i Absatz 5 EEG 2023 sowohl fiir Neu- als auch Bestandsanlagen gilt, die in
den Ausschreibungen in den Jahren 2024 bis zu 2025 einen Zuschlag in den Ausschrei-
bungen erhalten haben, darf in § 39g Absatz 1 Satz 3 EEG 2023 keine zusatzliche Erho-
hung der Zuschlagswerte erfolgen.

Zu Nummer 25

Die Neufassung von 8§ 39i Absatz 5 EEG 2023 erfolgt, damit tatsachlich nur Anlagen mit
einer installierten Leistung bis 500 Kilowatt von der erhdhten Forderung profitieren. Nach
der Regelung erhéht sich nunmehr der anzulegende Wert der Anlagen, die in den Jahren
2024 und 2025 einen Zuschlag in den Ausschreibungen erhalten haben, wenn die Anlage
eine installierte Leistung von 500 Kilowatt nicht Uberschreitet. Mit der bisherigen Formulie-
rung musste die Bundesnetzagentur bereits bei Zuschlagserteilung den Zuschlagswert er-
hohen. Allerdings kann die Bundesnetzagentur bei Gebotsabgabe nicht prifen, ob die An-
lage spater tatsachlich eine installierte Leistung von maximal 500 Kilowatt haben wird. Nach
der Neufassung der Regelung obliegt es dem Netzbetreiber zu priifen, ob die Anlagen nicht
grofer ist als 500 Kilowatt. Nur in diesem Fall zahlt der Netzbetreiber den héheren anzule-
genden Wert. Von der erhéhten Forderung profitieren sowohl Neu- als auch Bestandsanla-
gen, wenn sie in den Ausschreibungen einen Zuschlag erhalten haben.

Zu Nummer 26
Zu Buchstabe a

Durch die Anderung des § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ EEG 2023 werden
Solaranlagen in benachteiligten Gebieten auch in die Flachenkulisse der gesetzlichen Ver-
gUtung aufgenommen. Die Anderung dient damit der Angleichung an § 37 EEG 2023.

Zu Buchstabe b

Durch die Anderung des § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 EEG 2023 wird ein redaktionelles
Versehen behoben.

Zu Buchstabe ¢

Die Anderungen des § 48 Absatz 2a Satz 2 EEG 2023 dienen der Entbiirokratisierung.
Durch die Streichung der Nummer 1 kénnen eine Teil- und eine Volleinspeiseanlage hinter
einem Netzverknupfungspunkt zukiinftig auch dann getrennt betrieben werden, wenn sie
nicht auf demselben Geb&ude liegen. In diesen Fallen ist erst recht nicht von einem miss-
brauchlichen Anlagensplitting auszugehen, weshalb die Streichung geboten war. Durch die
weiteren Anderungen werden Meldepflichten reduziert. Anlagenbetreiber, die eine Vollein-
speiseanlage und eine Teileinspeiseanlage auf einem Dach betreiben, missen die Zuord-
nung, welche der beiden Anlagen welche Vergitung erhalt, nicht mehr jahrlich gegeniber
dem Netzbetreiber wiederholen. Stattdessen ist eine Mitteilung nur noch bei einer Anderung
der Zuordnung erforderlich. Die Wechselmdglichkeit soll mafRgebliche Veranderungen in
der Verbrauchsstruktur, etwa aufgrund des Einbaus einer Wallbox, abdecken. Sie besteht
daher nur kalenderjahrlich, um eine Optimierung im Jahresverlauf zu vermeiden.
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Zu Buchstabe d

Zur Begriindung des neuen § 48 Absatz 2a Satz 3 EEG 2023 wird auf die Begrlindung zur
Anderung des 8§ 48 Absatz 2a Satz 2 EEG 2023 verwiesen.

Zu Buchstabe e

Durch die Anderung des § 48 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 EEG 2023 werden weitere Dach-
flachen fur Solaranlagen erschlossen. Die Regelung dient grundsatzlich der Vermeidung
sogenannter ,Solarstadl®, d.h. von Gebauden im Aulienbereich, die lediglich errichtet wer-
den, um die erhdhten Vergitungssatze fir Dachanlagen zu erhalten, bei denen aber keine
tatsachliche Nutzung des Geb&udes erfolgt. Durch einen Stichtag wurde die weitere Errich-
tung derartiger Gebaude ab 2012 ausgeschlossen. Durch die Gesetzesanderung wird ein
neuer Stichtag gesetzt, da zwischenzeitlich errichtete Gebaude nicht in der Erwartung der
erhOhten Vergutungssatze errichtet wurden und daher von einer tatséchlichen Nutzung des
Gebaudes ausgegangen werden kann. Durch den Stichtag wird die zukiinftige Errichtung
von ,Solarstadin® weiterhin effektiv ausgeschlossen.

Zu Buchstabe f

Durch die Anderung des § 48 Absatz 4 Satz 2 EEG 2023 wird die in § 38h EEG 2023
getroffene Sonderregelung zum Repowering von Dachanlagen auch auf Anlagen in der ge-
setzlichen Vergutung erstreckt. Auf die dortigen Ausflihrungen wird verwiesen.

Zu Nummer 27

Zu Buchstabe a

In § 52 Absatz 1 Nummer 5 EEG 2023 wird eine redaktionelle Folgednderung vorgenom-
men.

Zu Buchstabe b
Die Streichung des § 52 Absatz 1b EEG 2023 dient der Rechtsbereinigung.
Zu Buchstabe c

Der neue 8 52 Absatz 3 Satz 2 EEG 2023 dient der Vermeidung unbilliger Harten, wenn
technischen Einrichtungen in einer Anlage ausfallen und Anlagenbetreibende daher eine
Pflicht nach dem EEG kurzzeitig nicht erflillen kénnen. In diesen Fallen entfallt die Zah-
lungspflicht nach § 52 EEG 2023 fir bis zu zwei Kalendermonate, um den Anlagenbetrei-
benden Zeit fiir eine Wiederherstellung eines ordnungsgemafien Zustands zu geben.

Zu Nummer 28

Zu Buchstabe a

Die Neufassung des § 53 Absatz 2 EEG 2023 erfolgt im Zuge der neuen Vergitungsform
der unentgeltlichen Abnahme. Der auf Null reduzierte anzulegende Wert wird durch die
Regelung nicht zusatzlich nach 8 53 Absatz 1 EEG 2023 reduziert.

Zu Buchstabe b

Der neue § 53 Absatz 4 EEG 2023 entspricht inhaltlich vollstandig dem bisherigen § 53
Absatz 2 EEG 2023. Im Zuge der neuen Nummerierung in § 21 Absatz 1 EEG 2023 und

wegen des neuen Absatz 2 wird die Vorschrift redaktionell angepasst in Absatz 4 verscho-
ben.
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Zu Nummer 29
In § 55 EEG 2023 werden zwei Anderungen vorgenommen:

Mit der Anderung in § 36e Absatz 1 EEG 2023 werden die Realisierungsfristen fir Wind-
energieanlagen an Land um drei Monate verlangert. Dementsprechend missen auch die
Ponalfristen in § 55 Absatz 1 EEG 2023 um drei Monate verlangert werden. Diese Verlan-
gerung erfolgt aufgrund von Lieferkettenproblemen, die eine Realisierung innerhalb von
30 Monaten erschweren. Damit kiinftige Projekte trotz der Verlangerung der Realisierungs-
fristen nicht vorzeitig eine Pdnale zahlen missen, ist auch eine Verlangerung der Ponalfris-
ten erforderlich.

Die Einfigungen jeweils eines neuen Satz 2 in 8 55 Absatz 1 und Absatz 4 EEG 2023
stellen klar, dass in den Féllen, in denen ein Zuschlag fur Windenergieanlagen an Land, fur
Biomasseanlagen, die keine Bestandsanlagen nach § 39g EEG 2023 sind, oder fiir Biome-
thananlagen ganz oder teilweise entwertet wird, im Umfang dieser Entwertung des Zu-
schlags keine realisierte Anlagenleistung auf die Erfullung des Zuschlags hinsichtlich der
Bestimmung der P6nalhéhe angerechnet werden kénnen. Denn in diesen Fallen erfolgt im
Umfang der Entwertung gerade keine Umsetzung des Zuschlags und es féllt insoweit eine
Pdnale in voller Hohe an. Dies entspricht der bisherigen Verwaltungspraxis sowie den ent-
sprechenden Regelungen und der bereits explizit bestehenden Regelung fir Solaranlagen
des ersten Segments nach 8§ 55 Absatz 2 Satz 2 EEG 2023 sowie der Regelung fur beste-
hende Biomasseanlagen nach § 39g EEG 2023 in § 55 Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 Buch-
stabe b EEG 2023.

Zu Nummer 30
Die Anderung des § 56 Nummer 2 EEG 2023 stellt den Umfang der Weitergabepflicht klar.
Zu Nummer 31

Die Anderung des § 70 Satz 1 EEG 2023 dient der Klarstellung, dass auch bei Inanspruch-
nahme der unentgeltlichen Abnahme die Mitteilung der erforderlichen Daten fir die kauf-
mannische Abnahme der einspeisevergiteten Strommengen durch den Netzbetreiber si-
cherzustellen ist.

Zu Nummer 32

Die Anderung des § 71 Absatz 1 Nummer 1 EEG 2023 dient wie die Anpassung des § 70
Satz 1 EEG 2023 der Klarstellung, dass auch bei Inanspruchnahme der unentgeltlichen
Abnahme die notwendigen Daten fur die Abnahme mitzuteilen sind. Auf die dortige Begriin-
dung wird verwiesen.

Zu Nummer 33

Der neue § 80a Satz 2 EEG 2023 regelt, dass die neue Vergutungsform der unentgeltlichen
Abnahme nach § 21 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2023 nicht als Zahlung nach diesem Gesetz
geht, wenn bei der Gewahrung eines Investitionszuschusses Zahlungen nach diesem Ge-
setz ausgeschlossen werden. Damit ist es moglich, dass Anlagenbetreiber eine Investiti-
onsforderung in Anspruch nehmen und ihre Anlage der Einspeisevergitung in Form der
unentgeltlichen Abnahme zuordnen, ohne dass eine kumulierte Betrachtung anzustellen
ware. Durch den neu eingefiigten Satz wird die unentgeltliche Abnahme nur bei Fragen der
Forderungskumulierung nicht als Zahlung nach dem EEG gewertet. In anderen Zusammen-
hangen, etwa bei der Ausstellung von Herkunftsnachweisen, ist auch die unentgeltliche
Abnahme als Zahlung nach dem EEG zu verstehen.
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Zu Nummer 34

In § 91 Nummer 1 Buchstabe ¢ EEG 2023 wird eine redaktionelle Folgednderung vorge-
nommen.

Zu Nummer 35

In 8 98 EEG 2023 wird eine redaktionelle Bereinigung vorgenommen. Durch ein techni-
sches Versehen in vorangegangenen Gesetzgebungsverfahren wurde der Absatz 4 aufge-
hoben und zwei neue Absétze als Absétze 5 und 6 statt als Abséatze 4 und 5 angehangen.
Durch die nun vorgenommene Korrektur gehen Verweise in § 7 Absatz 1 und Absatz 3
WindBG nicht mehr fehl.

Zu Nummer 36
Zu Buchstabe a

Der neue § 100 Absatz 1a EEG 2023 regelt, in welchen Fallen abweichend von Absatz 1
Regelungen des EEG 2023 auf Altanlagen Anwendung finden.

Zu Buchstabe b

In 8 100 Absatz 2 EEG 2023 wird ein Satz angefligt um klarzustellen, dass bereits ge-
schlossene Vereinbarungen nach dem zum Vertragsschluss geltenden § 6 Absatz 4 EEG
2023 zu bewerten sind.

Zu Buchstabe c
In 8§ 100 Absatz 7 EEG 2023 wird eine redaktionelle Folgeanderung vorgenommen.
Zu Buchstabe d

Der neue § 100 Absatz 14 EEG 2023 lasst, entsprechend den europarechtlichen Vorgaben,
bis zum 1. Januar 2026 auch Anlagen mit einer installierten Leistung von weniger als 400
kW die unentgeltliche Abnahme nutzen.

Der neue § 100 Absatz 15 EEG 2023 schafft auch fiir bestehende Anlagen die Méglichkeit,
die unentgeltliche Abnahme zu nutzen. Wenn Anlagenbetreiber von dieser Regelung Ge-
brauch machen, unterwerfen sie sich dem geltenden Regelungsregime zur Vergitung.

Der neue § 100 Absatz 16 EEG 2023 schafft eine Ubergangsvorschrift fur die Anderungen
am Netzanschlussverfahren nach § 8 EEG 2023. Diese finden erst auf Anschlussbegehren,
die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt werden, Anwendung.

Der neue 8§ 100 Absatz 17 EEG 2023 regelt, dass die dort genannten Regelungen nur auf
Anlagen, die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb genommen werden, Anwendung
finden.

Der neue § 100 Absatz 18 EEG 2023 regelt, dass die Erweiterung des Mieterstromzu-
schlags auf Nicht-Wohngebaude nur fir Neuanlagen ab Inkrafttreten dieses Gesetzes gilt.

Der neue § 100 Absatz 19 EEG 2023 regelt, dass die Anderungen der dort genannten
Vorschriften nur auf Anlagen, deren anzulegender Wert in einem Zuschlagsverfahren nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes ermittelt worden ist, Anwendung finden.

Der neue § 100 Absatz 20 EEG 2023 trifft eine Ubergangsbestimmung zu § 48 Absatz 1
Satz 1 Nummer 6 EEG 2023.
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Der neue 8 100 Absatz 21 EEG 2023 regelt, dass gemeinsam betriebene Voll- und Teilein-
speiseanlagen mit Inbetriebnahme vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf demselben
Gebaude liegen mussen.

Der neue § 100 Absatz 22 EEG 2023 regelt, dass die Veranderung des Stichtags der so-
genannten ,Solarstadl-Regelung® nur fur nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb ge-
nommene Anlagen gilt.

Durch den neuen 8 100 Absatz 23 EEG 2023 wird eine zeitlich befristete Ausnahmerege-
lung zu 8 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a EEG 2023 getroffen: Die besondere Vorausset-
zung fir solche sog. Garten-PV-Anlagen, dass das auf dem Grundstiick bestehende Wohn-
gebaude nach MalRgabe der Verordnung nach § 95 Nummer 3 nicht dazu geeignet sein
darf, dass auf, an oder in ihm eine Solaranlage errichtet wird, bleibt bis zum erstmaligen
Inkrafttreten einer Verordnung nach 8§ 95 Nummer 3 EEG 2023 unbericksichtigt. Fur So-
laranlagen, die vor dem erstmaligen Inkrafttreten einer Verordnung nach § 95 Nummer 3
EEG 2023 in Betrieb genommen werden, kann demnach, vorbehaltlich der Erfullung der
Ubrigen Voraussetzungen, eine Forderung auf Basis des in § 48 Absatz 1 Satz 1 EEG 2023
genannten anzulegenden Wertes in Anspruch genommen werden, ohne dass es auf die
Geeignetheit des Wohngebaudes fir die Errichtung einer Solaranlage an, auf oder in dem
Gebéaude ankdme. Dadurch soll dem Umstand begegnet werden, dass es bis zum Inkraft-
treten der Verordnung an einer Festlegung fehlt, wann ein Gebaude als nicht geeignet fur
die Errichtung einer Solaranlage gilt, und somit eine Férderung nach § 48 Absatz 1 Nummer
la EEG 2023 zurzeit nicht rechtssicher in Anspruch genommen werden kann. Dass durch
die befristete Ausnahmeregelung temporéar die Moglichkeit eréffnet wird, eine Forderung fiir
sog. Garten-PV-Anlagen auf Grundstiicken zu erhalten, auf denen ein fiir die Errichtung
einer Solaranlage geeignetes Wohngebaude besteht, ist hinnehmbar. Denn nur so kann
frihzeitiger dem Regelungszweck des § 48 Absatz 1 Nummer 1a EEG 2023 entsprochen
werden, wonach auch Eigentiimer von Grundstiicken mit Wohngeb&uden, die selbst nicht
fur eine Errichtung geeignet sind, eine Foérderung fur die Errichtung sog. Garten-PV-Anla-
gen ermdoglicht werden soll. Au3erdem ist davon auszugehen, dass Grundstiickseigentu-
mer in der Regel eine Dachanlage errichten werden, wenn bestehende Gebaude hierfir
geeignet sind, um ihr Grundsttick nicht durch die Garten-PV-Anlage anderweitiger Nutzung
zu entziehen.

Zu Nummer 37

Der § 101 EEG 2023 wird neugefasst. Der bisherige Beihilfevorbehalt ist aufgrund der Ge-
nehmigung des EEG 2023 durch die Europdische Kommission vom 21. Dezember 2022
(SA.102084) nicht mehr erforderlich. Die mit diesem Gesetz neu eingefiihrte Regelung zur
Vergutung von zusatzlicher Leistung, die durch Repowering entsteht, wird unter einen bei-
hilferechtlichen Genehmigungsvorbehalt gestellt. Bis zu einer solchen Genehmigung findet
die bisherige Rechtslage auf die Vergitung der Leistung von ersetzenden Dachanlagen
Anwendung.

Zu Nummer 38

Bei der Anderung in Anlage 1 Nummer 1 EEG 2023 handelt es sich um eine redaktionelle
Korrektur.

Zu Nummer 39

Die Anderung in Anlage 3 Ziffer | Nummer 1 EEG 2023 dient der Entbiirokratisierung. Mit
der Streichung des Buchstabens c ist fiir die Inanspruchnahme der Flexibilitdtspramie nicht
langer erforderlich, dass der Anlagenbetreiber die Registrierung der Inanspruchnahme der
Flexibilitatspramie an das Register tibermittelt. Diese Meldepflicht war zur Administrierung
des Flexibilitatsdeckels erforderlich. Die Regelungen zum Flexibilitdtsdeckel wurden jedoch
mittlerweile aufgehoben, sodass eine entsprechende Meldung nicht mehr erforderlich ist.
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Mit dem Wegfall der erforderlichen Registrierung gehen Anderungen der MaStRV einher,
die zu einem Abbau von Meldepflichten fihren. Eine Meldung beim Netzbetreiber bleibt
Voraussetzung der Inanspruchnahme der Flexibilitatspramie.

Zu Artikel 2 (Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Zu Nummer 1

Im Inhaltsverzeichnis werden die neuen 88 42b und 49d EnWG eingefugt.
Zu Nummer 2

Mit 8 3 Nummer 20a wird die ,Gebaudestromanlage® definiert. Im Rahmen der Gemein-
schaftlichen Geb&audeversorgung nach § 42b EnWG kann der durch eine Solaranlage er-
zeugte Strom an die Bewohner oder gewerblichen Mieter eines Gebaudes lber einen Ge-
baudestromnutzungsvertrag abgegeben werden. Dabei ist es unerheblich, ob der durch die
Solaranlage erzeugte Strom vollstdndig oder nur teilweise im Rahmen eines Gebéau-
destromnutzungsvertrags verbraucht wird. Dabei stellt die Begriffsbestimmung lediglich auf
den Verbrauch des durch die Gebaudestromanlage erzeugten Stroms ab.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Die Anpassung der Verordnungsermachtigung des § 12 Absatz 3a EnWG erfolgt, um der
durch 8§ 1 Absatz 2 des Zustandigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. |
S. 3165) und den Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBI. | S. 5176) bewirkten
Anderung der Bezeichnung ,Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie* zu ,Bundesmi-
nisterium fur Wirtschaft und Klimaschutz* Rechnung zu tragen und klarzustellen, wer Ad-
ressat der Erméachtigung ist.

Zu Buchstabe b

Die Anderung ersetzt den bisher in § 12 Absatz 3a EnWG verwendeten Begriff der ,Anla-
gen zur Erzeugung elektrischer Energie® im Sinne des § 3 Nummer 18d EnWG durch den
weiter gefassten Begriff der ,Energieanlagen®im Sinne des § 3 Nummer 15 EnNWG. Umfasst
sind demnach nunmehr nicht nur Anlagen zur Erzeugung, sondern auch solche zur Spei-
cherung, Fortleitung oder Abgabe von Energie. Dadurch soll bewirkt werden, dass Anlagen
nicht aus dem Anwendungsbereich der Verordnungserméchtigung fallen, die hinsichtlich
des Regelungsziels der Erméachtigung, die technische Sicherheit und die Systemstabilitat
zu gewahrleisten, in ihren Auswirkungen Erzeugungsanlagen vergleichbar sind. Zumindest
sollen aber insoweit bestehende rechtliche Abgrenzungsschwierigkeiten vermieden wer-
den. Zu denken ist hier beispielsweise an Anlagen zur Speicherung von elektrischer Ener-
gie, die gespeicherten Strom wieder ins Stromnetz einspeisen. Wenn und in dem Mal3e, in
dem sie dies tun, kdnnen von ihnen dieselben potentiellen Auswirkungen auf die technische
Sicherheit und Systemstabilitat wie von Erzeugungsanlagen ausgehen. Diese technische
Vergleichbarkeit spiegelt sich auf untergesetzlicher Ebene zum Teil bereits durch die ent-
sprechende Anwendung von unmittelbar fir Erzeugungsanlagen geltenden Bestimmungen
auf Speicheranlagen wieder, etwa in 8 1 Absatz 2 der auf § 49 Absatz 4 EnWG beruhenden
Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung (NELEV). Die zusatzliche Auf-
nahme des Begriffs ,Energieanlagenteilen” erfolgt, um auch gezielt Regelungen zu einzel-
nen Bestandteilen einer Energieanlagen vornehmen zu kénnen, ohne dabei im Einzelfall
die Frage klaren zu missen, ob die Ermachtigung zur Aufstellung von Regelungen von
Energieanlagen als Sachgesamtheit implizit diejenige zu den diese Sachgesamtheit for-
menden Bestandteilen umfasst. Insoweit wird auch ein Gleichlauf mit dem neu eigefligten
§ 49d EnWG hergestellt, der ebenfalls auf Energieanlagen und Energieanlagenteile abstellt.
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Zu Nummer 4

Die Anderungen des § 13b EnWG dienen der Versorgungssicherheit. Fir den Zeitraum der
Transformation des Elektrizitatssystems hin zur vollstandigen Erzeugung aus erneuerbaren
Energien wird die Ausweisung systemrelevanter Kraftwerke voraussichtlich, und vorbehalt-
lich einer ergebnisoffenen und ausfiihrlichen Prufung anderer Alternativen durch die Bun-
desnetzagentur, weiterhin ein wichtiges Ubergangsinstrument zur Wahrung der Versor-
gungssicherheit des Elektrizitatssystems darstellen. Dies gilt insbesondere zum Zwecke
der Absicherung der Vollendung des Kohleausstiegs sowie bis zu einem Zeitpunkt, an dem
gleichwertige Alternativen zu den systemrelevanten Kraftwerken zur Verfugung stehen.

Die Erfahrungen aus den letzten Genehmigungsverfahren zur Systemrelevanz von Netzre-
servekraftwerken zeigen, dass der Weiterbetrieb einzelner Anlagen fir diesen Zeitraum nur
sichergestellt werden kann, wenn die Systemrelevanz fir l&angere Zeitrdume als bisher
durch die Ubertragungsnetzbetreiber ausgewiesen und die Bundesnetzagentur genehmigt
werden kann.

Um langerfristige Ausweisungen der Systemrelevanz zu begriinden, bedarf es einer Lang-
fristanalyse im Sinne von 8§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der Netzreserveverordnung. Die
Systemanalyse, mit welcher nach gegenwartiger Rechtslage die Systemrelevanz begrin-
det wird, ermdglicht keinen mittel- bis langfristigen Ausblick in die Zukunft. Eine mittel- bis
langfristige Ausweisung der Systemrelevanz verschafft den Kraftwerksbetreibern die not-
wendige Planungssicherheit, um den Weiterbetrieb ihrer Anlage organisieren zu kénnen.
An dieser mittel- bis langfristigen Planungssicherheit fehlt es gegenwartig, sodass trotz
mehrfacher erneuter Systemrelevanz-Ausweisungen etlichen alteren Anlagen die Betriebs-
einstellung droht, da das dortige Personal altersbedingt ausscheidet. Um neues Personal
fir den Betrieb der alten Netzreservekraftwerke zu qualifizieren und zu motivieren, ist es
notwendig, den Kraftwerksbetreibern ausreichend zeitlichen Vorlauf zu geben und den
neuen Arbeitskraften eine zeitliche Perspektive aufzuzeigen, wie lange sie in den Anlagen
voraussichtlich Beschéftigung finden.

Zu Nummer 5

Der bisherige 8 42a Absatz 2 Satz 7 EnWG wird entsprechend der Ausdehnung des An-
wendungsbereiches der Regelungen zu Mieterstromvertragen in § 21 Absatz 3 EEG auch
auf Raume, die keine Wohnraume sind, bezogen und aus systematischen Griinden als
neuer Satz 3 in den 8§ 42a Absatz 3 EnWG verschoben.

Mit den Anderungen in § 42a Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 EnWG werden die bisherigen
Vorgaben zur maximalen Vertragslaufzeit, stillschweigenden Verlangerung und zur Kindi-
gungsfrist an den gesetzlichen Vorgaben des § 309 Nr. 9 BGB orientiert angepasst.

Durch die Anderung in § 42a Absatz 4 EnWG wird der bisherige Anwendungsbereich der
Regelung aufrechterhalten: Die Preisobergrenze gilt weiterhin nur zugunsten von Mietern
von Wohnraumen. Sie soll verhindern, dass der Mieter, der sich bei der Miete von Wohn-
raumen einem strukturellen Verhandlungsungleichgewicht gegeniiber dem Vermieter aus-
gesetzt sieht, wirtschaftlich schlechter gestellt wird, als wenn er seinen Strom Uber einen
Grundversorgungstarif bezieht. Fir eine Ausdehnung auf Mieter sonstiger RAume besteht
kein Erfordernis, da insbesondere im Fall der Miete von Gewerberdumen kein vergleichba-
res Verhandlungsungleichgewicht des Mieters gegenliber dem Vermieter besteht.

Zu Nummer 6

Mit § 42b EnWG wird ein neues Modell fir den erzeugungsnahen Verbrauch von Strom
aus solarer Strahlungsenergie eingefihrt, die sogenannte ,Gemeinschaftliche Gebaude-
versorgung"“. Ziel dieses neuen Modells ist es, dass Strom aus solarer Strahlungsenergie
ohne grolRen Birokratieaufwand von Vermieterinnen und Vermietern oder einem Dritten fiir
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die Mietparteien innerhalb eines Gebaudes bereitgestellt werden kann. Die Gemeinschaft-
liche Gebaudeversorgung kann gleichermalRen von Wohnungseigentimergemeinschaften
sowie gemeinschaftlichen Eigentimern und Eigentimerinnen gewerblich genutzter Ge-
baude genutzt werden. Im Vordergrund dieser Regelung steht, dass die Teilhabe an der
Energiewende von Mietenden und Wohnungseigentimern und -eigentimerinnen gestarkt
und der Zugang zu klimafreundlich erzeugter elektrischer Energie vereinfacht werden soll.

Die Gemeinschaftliche Gebaudeversorgung besteht als eigenstéandiges Modell neben dem
Mieterstrom gemaf § 42a EnWG. Beide Modelle sind insbesondere dadurch abzugrenzen,
dass bei der Gemeinschaftlichen Geb&udeversorgung vom Vermieter, der Eigentiimerge-
meinschaft bzw. einem Dritten, der Betreiber der Anlage ist, ausschlie3lich der durch die
gebaudeeigene Solaranlage erzeugte Strom bereitgestellt wird. Die an der Gemeinschatftli-
chen Gebé&udeversorgung teilnehmenden nattrlichen oder juristischen Personen und Un-
ternehmen haben daher neben dem Gebaudestromnutzungsvertrag, Uber den sie den So-
larstrom anteilig verbrauchen kénnen, jeweils noch andere Strombezugsquellen, z.B. indem
sie gleichzeitig einen regularen Stromliefervertrag haben.

§ 42b Absatz 1 regelt die Grundséatze und den Anwendungsbereich der Nutzung des Mo-
dells der Gemeinschaftlichen Gebaudeversorgung. Wesentlich fiir die Umsetzung der Ge-
meinschaftlichen Gebaudeversorgung ist der sogenannte Gebaudestromnutzungsvertrag.
Dabei handelt es sich um einen privatrechtlich zu schlieRenden Vertrag zwischen dem Be-
treiber einer Gebaudestromanlage und Mietenden, Wohnungseigentiimern und -eigenti-
merinnen bzw. gemeinschaftlichen Eigentiimern und Eigentiimerinnen gewerblich genutz-
ter RAume. Mietende kénnen sowohl Mieter von Wohnrdumen sein, als auch Mieter von
Raumen, die keine Wohnraume sind. Voraussetzung ist, dass sich die Wohnung oder die
Raume in demselben Gebaude befinden, auf, an oder in dem die Gebaudestromanlage
installiert ist. Durch den Abschluss eines Gebaudestromnutzungsvertrags wird der Mieter
oder die Mieterin bzw. der Eigentumer oder die Eigentimerin zu einem teilnehmenden
Letztverbraucher. Die teilnehmenden Letztverbraucher nutzen den durch die Gebau-
destromanlage erzeugten Strom lediglich und sind insoweit klar vom Anlagenbetreiber ab-
grenzbar. Als weitere Anforderung mussen sich die Erzeugungs- und Verbrauchsanlagen
hinter demselben Netzverknilpfungspunkt befinden, das heil3t, es darf keine Durchleitung
durch ein Netz erfolgen. Die technische Umsetzbarkeit der rechnerischen Zuteilung des
durch Gebaudestromanlage erzeugten Stroms auf die teilnehmenden Letztverbraucher ge-
maf den Anforderungen von § 42b Absatz 5 setzt voraus, dass die Strombezugsmengen
der Letztverbraucher mittels eines Messgerates ermittelt werden, dass eine viertelsttindli-
che Messung erlaubt.

Satz 2 regelt, dass fur die Gemeinschaftliche Geb&udeversorgung kein Mieterstromzu-
schlag gemal3 § 21 Absatz 3 EEG gewahrt wird.

Sofern die durch die Gebaudestromanlage erzeugte elektrische Energie nicht oder nur teil-
weise durch die teilnehmenden Letztverbraucher verbraucht wird, kann die nicht ver-
brauchte elektrische Energie in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist werden.

§ 42b Absatz 2 regelt notwendige Inhalte eines Geb&udestromnutzungsvertrags. Die Ver-
tragsparteien konnen uber diese Mindestanforderungen hinausgehende Vereinbarungen
treffen. Nummer 1 beschreibt den wesentlichen Gegenstand des Gebaudestromnutzungs-
vertrags: die Nutzungsmaglichkeit des Stroms, der durch die Geb&udestromanlage erzeugt
wurde. Dabei steht jedem teilnehmenden Letztverbraucher die elektrische Energie zu, die
sich aufgrund des vereinbarten Aufteilungsschlissels ergibt. Der teilnehmende Letztver-
braucher verfugt insofern Uber einen ideellen Anteil an der Erzeugungsanlage. Nur ideell
ist dieser Anteil allerdings insofern, dass er sich lediglich auf den Verbrauch des durch die
Gebaudestromanlage erzeugten Stroms bezieht, nicht auf die Anlage selbst.

Zwischen den Parteien kann sowohl ein statischer als auch ein dynamischer Aufteilungs-
schlissel vereinbart werden. Unter einem statischen Aufteilungsschlissel ist die
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Festlegung eines bestimmten, gleichbleibenden Anteils der Produktion der Anlage zu ver-
stehen, die jeder und jedem Beteiligten zugeteilt wird und von diesem genutzt werden kann,
solange der Stromverbrauch des oder der Beteiligten in dem jeweiligen gemessenen Zeit-
intervall mindestens so hoch wie die aufgrund des Aufteilungsschliissels zugeteilte Strom-
menge ist. Im Fall eines dynamischen Aufteilungsschliissels wird die Erzeugung der Ge-
baudestromanlage in jeder einzelnen gemessenen Zeiteinheit auf die Beteiligten zugeteilt,
welche zu dieser Zeit Strom verbrauchen. Wenn der Stromverbrauch aller Beteiligten die
Produktion der Anlage in einem einzelnen gemessenen Zeitintervall Ubersteigt, erfolgt die
Zuteilung im Regelfall anteilig gem&n der Hohe des Stromverbrauchs der Beteiligten inner-
halb des Zeitintervalls. Grundsatzlich steht den Parteien im Rahmen der dynamischen Auf-
teilungsschliussel die Vereinbarung von beliebigen Zuteilungslogiken offen.

Nummer 2 legt fest, dass im Geb&udestromnutzungsvertrag ausdrticklich vereinbart wer-
den soll, wer fiir den Betrieb, die Erhaltung und die Wartung der gemeinschaftlichen Erzeu-
gungsanlage verantwortlich ist.

Mit § 42b Absatz 3 wird klargestellt, dass Gegenstand des Gebaudestromnutzungsvertrags
nur die Versorgung mit dem durch die Gebaudestromanlage erzeugten Stroms ist. Der An-
lagenbetreiber hat nicht die Vollversorgung der teilnehmenden Letztverbraucher mit Strom
sicherzustellen. Dies stellt eine wesentliche Abweichung der Gemeinschaftlichen Gebau-
deversorgung vom Modell des Mieterstroms nach § 42a EnWG dar. Gleichzeitig stellt Satz
2 zum ausgleichenden Schutz der Letztverbraucher eine Informationspflicht des Anlagen-
betreibers gegeniber den Letztverbrauchern auf. Danach sind die Letztverbraucher dar-
tber zu informieren, dass der Strombedarf des Letztverbrauchers tiber den Gebaudestrom-
nutzungsvertrag nicht jederzeit und umfassend gedeckt werden kann und sich der Letztver-
braucher somit weiterhin um einen erganzenden Strombezug kiimmern muss. Satz 3 be-
stimmt, dass in einem Geb&udestromnutzungsvertrag die freie Wahl des Stromlieferanten
nicht eingeschrankt werden darf.

8§ 42b Absatz 4 regelt die Anwendbarkeit einzelner Vorgaben fir Stromliefervertrage auf
den Gebaudestromnutzungsvertrag.

Nummer 1 dient der Umsetzung von Burokratieabbau im Bereich der dezentralen Bereit-
stellung von Strom zum Verbrauch innerhalb desselben Gebaudes. Im Rahmen der Ge-
meinschaftlichen Gebaudeversorgung sollen die fiir Energieversorgungsunternehmen und
Stromlieferanten geltenden Lieferantenpflichten der 88 40 ff. EnWG weitgehend ausge-
schlossen werden. Die Lieferantenpflichten der 88 40 ff. EnWG haben den Zweck, insbe-
sondere Marktakteure, die eine Vielzahl von Verbrauchern unter Nutzung des Stromnetzes
mit elektrischer Energie versorgen, zur Einhaltung ordnungs- und verbraucherschutzrecht-
licher Vorgaben zu verpflichten. Sie sorgen damit fur einen Ausgleich bzw. Schutz der Letzt-
verbraucher in dem typischerweise durch ein erhebliches Machtgefélle gepragten Verhalt-
nis zu professionellen Energieversorgungsunternehmen. Betreiber im Rahmen der Ge-
meinschaftlichen Gebaudeversorgung erfillen keine der massengeschéftlichen Belieferung
von Letztverbrauchern durch Energieversorgungsunternehmen vergleichbare Funktion:
Der Anwendungsbereich ist auf eine Versorgung mit dem durch die Geb&udestromanlage
erzeugten Strom innerhalb desselben Gebaudes und damit auf eine Nutzung des Stroms
hinter dem Netzverknipfungspunkt beschrankt. Uber das Modell der Gemeinschaftlichen
Gebéaudeversorgung soll insbesondere das Engagement von Anlagenbetreibern, deren ge-
schéftliche Haupttatigkeit nicht in der Bereitstellung von Strom besteht, ermdglicht werden.
Damit wirkt das Modell der Gemeinschaftlichen Gebaudeversorgung im Sinne der Férde-
rung einer breiteren Teilhabe am dezentralen Ausbau der Erneuerbaren Energien uber
Konzepte der reinen Eigenversorgung hinaus, wie dies u.a. in der EU-Erneuerbare Ener-
gien-Richtlinie (Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 11. Dezember 2018 zur Fdérderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len) vorgesehen ist. Die Gemeinschaftliche Gebaudeversorgung folgt durch die weitge-
hende Befreiung von den Lieferantenpflichten der 88 40 ff. EnWG dem Anliegen der Richt-
linie, Anreize fur dezentrale Teilhabemodelle zu schaffen und unverhéltnismafige
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Hindernisse zu beseitigen. Dem stehen auch die Vorgaben der EU-Strombinnenmarktricht-
linie (Richtlinie (EU) 2019/944 des européischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni
2019 mit gemeinsamen Vorschriften fiir den Elektrizitatsbinnenmarkt und zur Anderung der
Richtlinie 2012/27/EU) nicht entgegen, da die Lieferantenpflichten durch 8§ 42b Absatz 4
Nummer 1 ausschlief3lich in einem klar definierten Bereich und transparent fir die betroffe-
nen Letztverbraucher ausgeschlossen werden. Durch Mindestanforderungen an den Ge-
baudestromnutzungsvertrag wird sichergestellt, dass die Parteien sich zu den wesentlichen
Vertragsinhalten einigen. Uberdies werden die teilnehmenden Letztverbraucher durch die
Informationspflicht des § 42b Absatz 3 Satz 2 geschitzt. Soweit fur die Belieferung mit
»Reststrom* aus dem Netz der 6ffentlichen Versorgung ein zusatzlicher Stromliefervertrag
abgeschlossen wird, ist dieser von dem Ausschluss der Lieferantenpflichten nicht betroffen.

Nummer 2 regelt, dass § 40a und 8§ 40b Absatz 1 bis 4 im Rahmen der Gemeinschaftlichen
Gebaudeversorgung angewendet werden sollen. Dahinter steht der Gedanke, dass auch
im Rahmen des Gebaudestromnutzungsvertrages eine transparente Abrechnung der
Strommengen erfolgen soll.

Nummer 3 regelt die entsprechende Anwendbarkeit von Regelungen zu Mieterstromver-
trdgen auf Gebaudestromnutzungsvertrage. Dies betrifft insbesondere das Kopplungsver-
bot des Gebaudestromnutzungsvertrags mit einem Mietvertrag tber Wohnraume, mit Aus-
nahme der in § 42a Absatz 2 Satz 5 genannten Mietverhaltnisse, und entspricht der Mal3-
gabe, dass der Abschluss eines Gebaudestromnutzungsvertrags freiwillig sein soll. Dar-
Uber hinaus sind die Regelungen Uber die Laufzeit und Beendigung von Mieterstromvertra-
gen auf den Gebaudestromnutzungsvertrag entsprechend anwendbar. § 42a Absatz 2 Satz
4 und 6 werden von der entsprechenden Anwendung ausgenommen.

§ 42b Absatz 5 macht Vorgaben fur die Zuteilung der durch die Gebaudestromanlage er-
zeugten elektrischen Energie auf die teilnehmenden Letztverbraucher auf Basis des gemani
Absatz 2 zu vereinbarenden Aufteilungsschlissels. Satz 1 stellt klar, dass die Zuteilung der
Strommenge grundsatzlich rechnerisch erfolgt. Maf3geblich hierbei sind die jeweils in dem-
selben 15-Minuten-Zeitintervall durch die Gebaudestromanlage erzeugte Strommenge, der
Verbrauch der teilnehmenden Letztverbraucher und der Aufteilungsschlissel. Fur den Fall,
dass kein Aufteilungsschliissel vereinbart wird, der Aufteilungsschlissel nicht wirksam ver-
einbart wird, oder die mit den einzelnen teilnehmenden Letztverbrauchern vereinbarten Auf-
teilungsschlissel inkompatibel sind, findet nachrangig die Zweifelsregel des 8§ 42b Absatz
5 Satz 3 Anwendung.

Mit den Regelungen des § 42b Absatz 5 ist keine weitergehende Vorgabe hinsichtlich der
Anzahl oder Art der zu verwendenden Zahler getroffen. Die Verwendung zusétzlicher,
messrechtskonformer Z&ahler zur Ermittlung der im Haus verbrauchten Strommenge aus
der Gebaudestromanlage auf Wunsch der Parteien wird durch diese Regelung nicht aus-
geschlossen.

Zu Nummer 7

Gegenstand des neu eingefugten 8§ 49d EnWG sind die wesentlichen Regelungen zur Ein-
fuhrung, zur Erhaltung, zum Betrieb und zur Weiterentwicklung eines zentralen, Giber das
Internet zuganglichen Registers zur Erfassung und Uberwachung von Energieanlagen und
Energieanlagenteilen. Die Schaffung eines solchen Registers ist von der Energiewirtschaft
vielfach gefordert worden. Es soll zun&chst fur den Bereich der Einheiten- und Komponen-
tenzertifikate von Erzeugungseinheiten in Betrieb gehen, wobei spéatere Erweiterungen des
Registers auf weitere Gegenstande (beispielsweise Netzbetriebsmittel) mdglich bleiben.
Die Nutzung des Registers soll fir bestimmte Marktteilnehmer mit einem zeitlichen Abstand
nach ihrer Errichtung verpflichtend werden. Konkretisierende Regelungen werden in einer
Anderungsverordnung zur Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung
(NELEV) getroffen, einer Rechtsverordnung nach 8§ 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 2, 3, 4,
9, und 10 des Energiewirtschaftsgesetzes.
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Absatz 1 Satz 1 schafft die gesetzliche Grundlage fir die Errichtung, die Erhaltung, den
Betrieb und die Weiterentwicklung des Registers. Diese liegen im originaren Verantwor-
tungsbereich des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz. Satz 2 raumt dem
Ministerium aber die Mdglichkeit ein, diese Befugnis einer nachgeordneten Behérde, bei-
spielsweise der Bundesnetzagentur, zu Ubertragen, wenn dies zweckmalfig erscheint. Dies
kann sich etwa wegen der grol3eren Sachnédhe, einschlagigen Expertise oder fiir die kon-
krete Aufgabe besser geeigneten personellen Ausstattung der nachgeordneten Behdrde
anbieten. In Absatz 1 Satz 1 wird das Ministerium zudem ermdchtigt, die Befugnis nach
Satz 1 alternativ zur Ubertragung auf eine ihm nachgeordnete Behorde im Wege der Belei-
hung auf ein geeignetes Privatrechtssubjekt zu Ubertragen. Satz 3 stellt die unterschiedli-
chen Ziele und Zwecke dar, die mit dem Register verfolgt werden, und setzt damit den
Rahmen fiir weitere Regelungen durch die genannte Rechtsverordnung.

Dies ist zum einen ein erheblicher Beitrag zu Wahrung der Sicherheit und Zuverlassigkeit
des Energieversorgungssystems (Satz 3 Nummerl). Dieses Ziel erreicht das zu errichtende
Register, indem es erstmals zentral und umfassend erfasst, welche Einheiten und Kompo-
nenten flr Energieanlagen im Markt verfigbar sind und so die Marktiiberwachung erleich-
tert. Das Register soll zum anderen zu einer Digitalisierung des Betriebserlaubnisverfah-
rens sowie zu einer Beschleunigung und Entblrokratisierung fihren (Satz 3 Nummern 2
und 3). Dies erreicht sie, indem sie die bisher stattfindende manuelle (und oftmals unndtig
komplexe sowie fehleranféllige) Versendung von physischen Dokumenten und/oder von
Dateien zwischen Anlagenbetreibern, Zertifizierungsstellen und Netzbetreibern tberfllissig
macht. Auch der bisher zu beobachtende Betrieb von parallel gefuhrten, nicht miteinander
interagierenden und damit sowohl redundanten als auch fehleranfalligen wie unvollstandi-
gen Datenbanken durch die einzelnen Netzbetreiber wird perspektivisch durch die Zentra-
lisierung Uberflissig. Zugleich wird insbesondere das Netzanschlussverfahren transparen-
ter, weil Daten bei einer zentralen Stelle eingesehen werden kénnen. Nicht zuletzt soll das
Register auch einen Beitrag zur verbesserten Integration von Anlagen leisten, die Elektrizi-
tat aus erneuerbaren Energien erzeugen (Satz 3 Nummer 4). Sie erleichtert so insheson-
dere den Hochlauf von Photovoltaik (PV)-Anlagen, vor allem in Gestalt von PV-Dachanla-
gen, indem sie das Betriebserlaubnis- bzw. Netzanschlussverfahren erheblich vereinfacht.

In Absatz 2 Satz 1 wird aufgefuhrt, welche Daten mindestens in dem Register nach Absatz
1 Satz 1 zu erfassen sind. Der Katalog ist nicht abschliel3end. Néhere Bestimmungen zum
Inhalt des Registers trifft gemafR Satz 2 eine Rechtsverordnung nach § 49 Absatz 4 Satz 1
Nummer 1, 2, 3, 4, 9, und 10.

Absatz 3 ergffnet die Moglichkeit einer Umsetzung des Registers nach Absatz 1 Satz 1 im
Wege einer sogenannten Branchenldsung, als Alternative zur nach Absatz 1 Satze 1 und
2 moglichen Umsetzung durch das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz
selbst oder eine ihm nachgeordnete Behorde. Das bedeutet, dass das Register im Sinne
der bestmdglichen Einbeziehung des technischen Sachverstands der Branche und der
gleichzeitigen Entlastung der Verwaltung nicht von einer Behorde im formell-organisatori-
schen Sinne, sondern von einem Privatrechtssubjekt errichtet, erhalten, betrieben und wei-
terentwickelt werden kann. Deshalb wird das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klima-
schutz in Satz 1 erméchtigt, einer privatrechtlich organisierten, fachlich qualifizierten Stelle
im Wege der Beleihung die Ausiibung hoheitlicher Befugnisse im Zusammenhang mit der
Errichtung, der Erhaltung, dem Betrieb und der Weiterentwicklung zu tbertragen. Satz 2
stellt klar, dass der Begriff der fachlich qualifizierten Stelle nicht voraussetzt, dass die zu
Beleihende in einer bestimmten Rechtsform des Privatrechts organisiert ist, sondern es
vielmehr auf ihre Eignung zur Erfullung der ihr konkret zugewiesenen Aufgaben ankommt.
Die Ubertragung hoheitlicher Aufgaben an eine naturliche Person scheidet im Rahmen des
Absatzes 3 aber aus. Die ndheren Voraussetzungen der Eignung ergeben sich aus Absatz
4. Die Beleihung kann vorliegend durch Rechtsverordnung, Verwaltungsakt oder durch 6f-
fentlich-rechtlichen Beleihungsvertrag erfolgen. In jedem Falle bedarf es nach Satz 3 des
Einverstandnisses der zu Beleihenden. Dies unterscheidet die hier gewahlte Konstellation
von der sogenannten Indienstnahme oder Inpflichtnahme von Privaten, bei der diesen
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unmittelbar durch Hoheitsakt und ohne Ricksicht auf ihren Willen bestimmte Handlungs-
pflichten auferlegt werden, um damit die Erfullung einer hoheitlichen Aufgabe sicherzustel-
len. Satz 4 benennt (nicht abschlieRende) Beispiele fur besondere Befugnisse, die der Be-
liehenen aufgrund der Ermachtigung nach Satz 1 Gbertragen werden kénnen. Im Sinne der
groRtmoglichen Transparenz fur samtliche Marktteilnehmer bestimmt Satz 5, dass die Be-
leihung im Bundesanzeiger bekannt zu geben ist. Dies ist aber keine Wirksamkeitsvoraus-
setzung der Beleihung. Der Rechtsschutz gegen Entscheidungen im Zusammenhang mit
dem Register, der von der Beliehenen gesucht wird, bei der es sich gemaf Absatz 3 Satz
1 um eine fachlich qualifizierte Stelle im Sinne von § 85a EnWG handeln muss, bemisst
sich nach § 85a EnWG.

Absatz 4 beinhaltet die naheren materiellen Voraussetzungen der Beleihung, konkret die-
jenigen der Eignung der zu Beleihenden. Da der Staat auch nach der Beleihung eine Ga-
rantenstellung fur die Gewahrleistung der Erfullung der Aufgaben hat, ist eine verfassungs-
rechtliche Vorgabe jeder Beleihung, dass die zu beleihende Organisation eine hinreichende
Gewahr fur die ordnungsgemaéliie Erflllung der Aufgaben bietet. Es handelt sich insofern
um zwingend notwendige Anforderungen, die die zu Beleihende erfillen muss, um die
Ubertragung der mit einer erheblichen Verantwortung verbundenen Befugnisse in Absatz 1
zu rechtfertigen und die in vergleichbarer Form regelméfiig auch in anderen Fachgesetzen
aufgestellt werden, die eine Ermachtigung zur Beleihung beinhalten (so zum Beispiel § 40
Absatz 1 Satz 3 und 4 des Elektro- und Elektronikgerategesetzes oder § 48a Absatz 2 des
Strompreisbremsegesetzes). Hervorzuheben ist vorliegend das besondere Erfordernis der
fachlichen Kenntnisse der Geschéftsfiihrung, Angestellten oder auch Mitglieder der zu Be-
leihenden, welches in einem besonderen Mal3e Gewahr fir das in die zu Beleihende ge-
setzte Vertrauen geben soll. Die Aufnahme der Kenntnisse von Mitgliedern erméglicht es
auch mitgliedschaftlich organisierten Stellen (wie z. B. Verbanden oder Vereinen), die ihre
Expertise vor allem dber ihre mit Vertretern ihrer Mitglieder besetzten Fachgremien erlan-
gen und auch ihre Willensbildung im Wesentlichen in diesen Gremien durchfiihren, als Be-
liehene in Frage zu kommen. Diese Einrichtungen genie3en gerade deshalb das Vertrauen
der Branche, weil deren Vertreter dort umfassend reprasentiert sind und sich in die jeweili-
gen Entscheidungsvorgange inhaltlich einbringen kénnen. In der Sache sind bloRe Kennt-
nisse im Bereich der elektronischen Datenverarbeitung im Allgemeinen oder der Errichtung
und dem Betrieb von Datenbanken, elektronischen Registern oder sonstigen IT-Systemen
insoweit nicht ausreichend. Vielmehr kommt es hier zusatzlich entscheidend auch auf fur
die Erfillung der Zwecke nach Absatz 1 Satz 3 erforderlichen Kenntnisse im Bereich der
Energiewirtschaft, insbesondere des Anlagen- und Einheitenzertifizierungsverfahrens von
Energieanlagen sowie der Integration von Erneuerbare-Energien-Anlagen, an.

Absatz 5 regelt die Finanzierung von Betrieb, Erhaltung und Weiterentwicklung des Regis-
ters im Sinne von Absatz 1 Satz 1 im Falle der Beleihung nach Absatz 3. Insoweit wird eine
Erstattungspflicht der vier Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung im
Sinne von 8 3 Nummer 10a gegenuber der Beliehenen mit gesamtschuldnerischer Haftung
begrindet. Umfasst werden Sachmittel fir externe Dienstleistungen (wie zum Beispiel
Hosting-Dienstleistungen eines IT-Dienstleisters) sowie eigene fur Betrieb, Erhaltung und
Weiterentwicklung des Registers erforderliche und auch tatsachlich eingesetzte Personal-
mittel der Beliehenen. Dass die primare Erstattungspflicht die vier Ubertragungsnetzbetrei-
ber mit Regelzonenverantwortung im Sinne von § 3 Nummer 10a EnWG trifft, ergibt vor
dem Hintergrund ihrer Systemverantwortung (8 13 EnWG), konkret ihrer gesetzlichen
Pflicht zur Aufrechterhaltung der Netz- und Systemsicherheit, Sinn. Die Schaffung des Re-
gisters erleichtert es ihnen, dieser Pflicht in Bezug auf die von ihm umfassten Energieanla-
gen gerecht zu werden.

Dabei wird den vier Ubertragungsnetzbetreibern mit der parallel zu dieser Gesetzesande-
rung vorgenommenen Einfiigung einer neuen Nummer 5.10 in Anlage 1 zu 8§ 2 des Ener-
giefinanzierungsgesetzes (EnFG) die Moglichkeit eingeraumt, diese Kosten, die wesentlich
zur Erfullung der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe der sicheren und effizienten Umset-
zung der Energiewende dienen, als besondere Ausgaben bei der Férderung der
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erneuerbaren Energien nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 2023 aus dem
EEG-Konto begleichen. Dies ist sachlich gerechtfertigt, weil das Register nach Absatz 1
Satz 1 in besonderem MaRRe den Netzanschluss von Anlagen, die Strom aus erneuerbaren
Energien erzeugen, beschleunigt und begunstigt. Der weit Uberwiegende Teil der neu an-
geschlossenen Anlagen kann den erneuerbaren Energien zugeordnet werden. Aktuell gibt
es alleine rund 3 Millionen PV-Anlagen, demgegentiber aber nur unter 100.000 fossile
Stromerzeugungseinheiten (was einem Anteil von 3 % entspricht). Durch den in den kom-
menden Jahren zu erwartenden weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien durfte der
Anteil der Anlagen, die Strom aus erneuerbaren Energien erzeugen, bei den in den Anwen-
dungsbereich des Registers fallenden Neuanlagen sogar noch héher liegen und weiter an-
steigen.

Zugleich stellt dieser Mechanismus fiir die Ubertragungsnetzbetreiber keine echte wirt-
schaftliche Belastung dar, da sie die auf dem EEG-Konto verfigbaren Mittel lediglich treu-
handerisch verwalten, ohne dass diese dabei aber Bestandteil ihres Vermogens oder ihnen
anderweitig zur freien Verfligung zugewiesen werden.

Ferner waren alternative Finanzierungsmodelle zur Erreichung der in Absatz 1 Satz 3 ge-
nannten Zwecke nicht anndhernd gleich wirksam oder rechtssicher. So lieRe sich wegen
der Heterogenitat der Nutzerstruktur des Registers (Ubertragungs- und Verteilnetzbetrei-
ber, Hersteller, akkreditierte Zertifizierungsstellen, aktuelle und potentielle Anlagenbetrei-
ber) eine gebihrenfinanzierte Nutzung kaum sinnvoll im Einklang mit gebiihrenrechtlichen
Grundsatzen ausgestalten. Es fallt bereits schwer, flr einzelne Nutzer die individuell zure-
chenbare o6ffentliche Leistung (vgl. 8 9 Absatz 1 des Bundesgebiihrengesetzes [BGebG])
genau zu qualifizieren, die durch die Nutzung des Registers jeweils in Anspruch genommen
wird. Zudem variiert der erwartete wirtschaftliche Wert bzw. Nutzen (vgl. 8 9 Absatz 2
BGebG), den jede Nutzergruppe aus dem Register ziehen wird, erheblich. Dies ist sogar
bereits im Vergleich zwischen Angehérigen ein und derselben Nutzergruppen zu erwarten.
Entsprechendes gilt fiir den jeweils erzeugten Aufwand. Das zeigt beispielhaft die beson-
ders heterogene Gruppe der rund 865 Verteilnetzbetreiber, die in Deutschland aktiv sind.
Ein Verteilnetzbetreiber, der fiir ein grof3eres Netzgebiet mit zahlreichen Netzanschlissen
zustandig ist, profitiert von den durch das Register bewirkten Vereinfachungen deutlich star-
ker und erzeugt der Beliehenen gleichzeitig deutlich mehr Aufwand als ein kleinerer, nur
lokal aktiver Netzbetreiber. Erst recht gilt diese Diskrepanz im Vergleich zwischen unglei-
chen Nutzergruppen wie Herstellern und Anlagenbetreibern. Hinzu kommt, dass die Nut-
zung des Registers nicht fur alle Nutzergruppen verpflichtend ausgestaltet wird. Dies er-
schwert die Vergleichbarkeit weiter. Deshalb wirde eine gebuhrenfinanzierte Losung zu
Verwerfungen und Widersprichen fiihren.

Satz 2 begriindet im Falle der Beleihung nach Absatz 3 die Pflicht der Beliehenen, jahrlich
bis zum 15. Oktober einen Kostenplan fur den Betrieb des Registers im Folgejahr aufzu-
stellen und dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz vorzulegen. Dadurch
wird sichergestellt, dass diese vorausschauend, sorgféltig, genau und sparsam budgetiert.
Die Kostenplanung und etwaige Abweichungen von ihr werden dadurch zudem in transpa-
renter Weise dokumentiert. Letztlich soll damit auch gewahrleistet werden, dass nur die
tatsachlich erforderlichen Kosten weitergereicht werden. Das Bundesministerium fur Wirt-
schaft und Klimaschutz kann dann im Rahmen seiner Fach- und Rechtsaufsicht nach Ab-
satz 8 bei Bedarf auf eine sparsamere Mittelverwendung hinwirken oder sonstige erforder-
liche Anordnungen oder MalRnahmen treffen.

Fur das Register werden in einem erheblichen, aber auf das zur Erreichung der Ziele und
Zwecke nach Absatz 1 Satz 3 notwendige Mal3 beschrankten Umfang Daten von Marktteil-
nehmern, vor allem den Herstellern, erhoben. Absatz 6 soll deshalb sicherstellen, dass
dabei Belange des Datenschutzes bertcksichtigt sowie Betriebs- und Geschaftsgeheim-
nisse geschiitzt werden. Der Betreiber des Registers muss deshalb im Zusammenhang mit
dem Register anwendbare Regelungen des europdischen und nationalen Rechs hinsicht-
lich der Vertraulichkeit, des Datenschutzes und der Datensicherheit beachten.
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Absatz 7 Satz 1 stellt klar, dass der Betreiber die ihm tbertragenen Aufgaben und Befug-
nisse nur im 6ffentlichen Interesse wahrnimmt und dabei keinen individuellen Zielen nach-
geht. Durch Satz 2 wird der Betreiber zudem zu einer diskriminierungsfreien Behandlung
samtlicher Nutzer und Nutzergruppen des Registers verpflichtet. Dies erscheint gerade vor
dem Hintergrund der Heterogenitat dieser Gruppen und ihrer jeweiligen, sich stark unter-
scheidenden Interessen (Netzbetreiber, Hersteller, akkreditierte Zertifizierungsstellen, ge-
genwartige und potentielle Anlagenbetreiber) angezeigt. Satz 3 erganzt, dass dem Betrei-
ber die Erzielung von Gewinnen untersagt ist. Dies ist zum einen eine Konsequenz der
beabsichtigten Finanzierung des Betriebs des Registers aus 6ffentlichen Mitteln. Das Ver-
bot der Erzielung von Gewinnen oder Uberschiissen soll zum anderen sicherstellen, dass
der Fokus der Tatigkeit des Betreibers ganz auf der objektiven, am Gemeinwohl orientierten
und von wirtschaftlichen Partikularinteressen freien Erfiillung der ihm zugewiesenen Aufga-
ben liegt. Satz 4 begriindet eine Haftungsbeschrankung zugunsten des Betreibers im Zu-
sammenhang mit der Errichtung, der Erhaltung, dem Betrieb und der Weiterentwicklung
des Registers nach Absatz 1 Satz 1. Dies ist sachgerecht, da der Betreiber im Wesentlichen
auf die Zulieferung von Informationen von Dritten (Herstellern von Einheiten und Kompo-
nenten, akkreditierten Zertifizierungsstellen, ggf. auch Netz- oder Anlagenbetreibern) ange-
wiesen ist. Zwar ist beabsichtigt, dass dem Betreiber durch Rechtsverordnung in einem
gewissen Umfang auch eigene Prifungsaufgaben hinsichtlich der ihm zugelieferten Infor-
mationen Ubertragen werden. Dieser beschrankte Prifauftrag andert aber nichts daran,
dass die eigentliche inhaltliche Prifungsverantwortung bezogen auf die Einhaltung techni-
scher Mindestanforderungen im Wesentlichen bei anderen Akteuren liegt, die fur ihre Pri-
fungsleistung entweder auch entsprechend vergitet werden (wie Zertifizierungsstellen) o-
der zumindest anderweitige wirtschaftliche Vorteile aus dem erfolgreichen Abschluss der
Prufung erlangen (wie Hersteller). Der Betreiber des Registers dagegen hat nicht die M6g-
lichkeit oder Mittel, die grol3e Vielzahl an im Markt vorhandenen Einheiten- oder Kompo-
nentenzertifikaten zu Uberprufen. Die Haftungsbeschrankung soll auch sicherstellen, dass
der Betreiber die ihm zugewiesenen Aufgaben effektiv wahrnehmen kann, ohne tbermafig
durch mogliche Rechtsstreitigkeiten abgelenkt zu werden. Die Interessen der Registernut-
zer werden dabei auch insofern ausreichend beriicksichtigt, als ein vollstandiger Haftungs-
ausschluss nicht vorgesehen ist. In Fallen grober Fehler des Betreibers, die insbesondere
uber bloRRe Ubertragungsfehler hinausgehen, bleibt eine Haftung somit maglich. Der Betrei-
ber wird zudem rechtlich zur stdndigen Weiterentwicklung des Registers verpflichtet, wozu
auch die Ausmerzung von Fehlern in der Registerfihrung gehort. Es werden zudem durch
Rechtsverordnung entsprechende Verfahren geschaffen, die insbesondere sicherstellen,
dass vor der offentlichen Zugénglichmachung von Informationen im Register, die potentiell
nachteilig fir die Reputation einzelner Registernutzer sein kénnen, die Moglichkeit zur Be-
hebung und Ausrdumung von Fehlern an Einheiten- und Komponentenzertifikaten oder der
Aufklarung von etwaigen diesbezuglichen Irrtiimern besteht.

Die Ubertragung hoheitlicher Aufgaben auf Private durch die Beleihung verlangt eine ange-
messene Kontrolle der Beliehenen durch den Bund. Diese Ingerenzrechte sind die Kom-
pensation der Auslagerung von hoheitlichen Téatigkeiten in den privaten Bereich. Deshalb
ordnet Absatz 8 Satz 1 an, dass die Beliehene, die eine Aufgabe im Geschaftsbereich des
Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz tibernimmt, nach Absatz 1 Satz 1 auch
der Aufsicht dieses Ministeriums unterféllt. Davon ist sowohl die Fach- als auch die Rechts-
aufsicht umfasst. Nach Satz 2 kann diese Befugnis auch an eine dem Ministerium nachge-
ordnete Behotrde wie zum Beispiel die Bundesnetzagentur tibertragen werden. Dies kann
sich etwa wegen der gréReren Sachnéhe, einschlagigen Expertise oder fur die konkrete
Aufgabe besser geeigneten personellen Ausstattung der nachgeordneten Behdrde anbie-
ten. Satz 3 erlaubt es dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz, im Rahmen
der Rechtsverordnung, des Verwaltungsakts oder 6ffentlich-rechtlichen Vertrags, durch die
beziehungsweise den die Beleihung begriindet wird, ndhere Bestimmungen zur Ausgestal-
tung der Aufsicht zu treffen.
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Durch Absatz 9 Satz 1 wird eine Pflicht des Betreibers des Registers geschaffen, erstmals
zum 31. Dezember 2024, und danach wiederkehrend alle zwei Jahre einen Bericht zum
aktuellen Stand und Fortschritt des Registers an die Bundesregierung zu erstatten. Diese
Berichtspflicht, deren Gegenstand vor allem die technische Entwicklung des Registers ist,
ist unabhangig von der Pflicht zur Vorlage von Kostenplanen fur das jeweils kommende
Jahr nach Absatz 5 Satz 2. Im Falle des Betriebs durch eine dem Bundesministerium fir
Wirtschaft und Klimaschutz nachgeordnete Behdrde oder eine Beliehene soll dies das Bun-
desministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz auch in die Position versetzen, seine Auf-
sicht Uber diese effektiv auszuiiben, die Tatigkeit des jeweiligen Betreibers laufend zu tiber-
wachen und zu Uberprifen und im Falle der Beleihung ggf. von den Méglichkeiten zur An-
passung oder Beendigung der Beleihung nach Absatz 10 Gebrauch zu machen. Das Bun-
desministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz ist aber im Rahmen seiner Aufsicht Uber
nachgeordnete Behdérde oder Beliehene auch ungeachtet der Berichtspflicht und auerhalb
der Zweijahresfrist berechtigt, jederzeit Auskiinfte, Informationen oder Einsicht in Doku-
mente von ihr zu verlangen.

In Absatz 10 werden die Voraussetzungen und das Verfahren der Beendigung einer nach
Absatz 3 Satz 1 erfolgten Beleihung geregelt. Die Beleihung endet zum einen ohne Erfll-
lung weiterer Voraussetzungen kraft Gesetzes, wenn die Beliehene aufgeltst ist, also recht-
lich nicht mehr fortbesteht (Satz 1). Zum anderen muss aber auch beiden Seiten, sowohl
dem Bund als Beleihendem als auch der Beliehenen, jeweils die Mdglichkeit zur geordneten
Ldsung von der Beleihung durch Gestaltungsakt gegeben werden. Fir den Fall der Belei-
hung durch Verwaltungsakt werden die allgemeinen Regeln des Verwaltungsrechts in Satz
2 dahingehend moadifiziert, dass das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz
dazu berechtigt wird, ungeachtet des Vorliegens der Voraussetzungen von § 48 oder § 49
des Verwaltungsverfahrensgesetzes auch dann die Beleihung zu beenden, wenn die Be-
liehene die ihr Ubertragenen Aufgaben nicht sachgerecht erfillt. Bei der Entscheidung dar-
Uber, ob und inwieweit von dieser Ermachtigungsgrundlage Gebrauch gemacht wird,
kommt dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz ein breiter Ermessensspiel-
raum zu. Satz 2 erlaubt auch die nachtragliche Aufnahme von Nebenbestimmungen in den
Beleihungsbescheid als milderes Mittel im Vergleich zur Beendigung. Satz 3 stellt klar, dass
etwaige Beendigungsmechanismen, die in einer Rechtsverordnung oder in einem &ffent-
lich-rechtlichen Vertrag vorgesehen werden, von Satz 2 unberihrt bleiben. Satze 4 bis 6
statuieren sodann aus umgekehrter Perspektive die Beendigung der Beleihung auf Betrei-
ben der Beliehenen. Spiegelbildlich zu dem nach Absatz 3 Satz 3 erforderlichen Einver-
standnis bei der Begriindung der Beleihung muss dieser auch die Mdglichkeit eingerdumt
werden, sich von der Beleihung zu Idsen. Dabei ist aber tber die in Satz 5 vorgesehene
Frist gewéhrleistet, dass eine angemessen lange Ubergangsphase hin zu einem Nachfol-
gemechanismus besteht, die gewahrleistet, das die in Absatz 1 Satz 3 genannten Ziele und
Zwecke weiterhin erreicht werden kénnen. Diese Frist betragt gemaR Satz 6 in der Regel
sechs Monate. Diese Dauer rechtfertigt sich daraus, dass das Auffinden eines geeigneten
neuen Betreibers und die Ubertragung des Registerbetriebs auf diesen regelmaRig diesen
Zeitraum in Anspruch nehmen durfte. Die Regelvermutung lasst in atypischen Ausnahme-
fallen eine langere Frist zu.

Absatz 11 beinhaltet die Grundlage fir etwaige Regressanspriiche des Bundes im Sinne
des Artikels 34 Satz 2 des Grundgesetzes gegen die Beliehene im Sinne des Absatzes 3.
Diese Regelung ist Folge der begrenzten Ubertragung von Hoheitsrechten auf die Belie-
hene. Regressanspriiche sind auf Falle von grober Fahrlassigkeit oder Vorsatz beschrankt.

Zu Nummer 8

Die Vollstreckung angeordneter MaRnahmen zu Meldepflichten und Datenkorrekturen im
Marktstammdatenregister kdnnen derzeit nur mit Zwangsgeldern in Hohe von mindestens
1.000 Euro geahndet werden. Um angemessen auf geringe Verstol3e reagieren zu kdnnen,
wird fur solche Verfahren durch den neu eingefligten § 94 Satz 4 EnWG ein neuer Mindest-
betrag in Héhe von 250 Euro eingefihrt.
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Zu Nummer 9

Mit den Anderungen des § 111e Absatz 1 EnWG wird der Zweck des Marktstammdaten-
registers erweitert: Mit der Aufnahme von Daten aus dem Bereich der Fernwarme wird das
Marktstammdatenregister ein Instrument zur Beobachtung, wie die Verzahnung zwischen
Warme- und Energiesektor gelingt. Auf dem Weg zur Dekarbonisierung des Energiesys-
tems ist die Sektorenkopplung wichtig, so dass die Erfassung im Marktstammdatenregisters
geboten ist. Nach 8§ 1a Absatz 3 EnWG ist eine effiziente Kopplung des Elektrizitats- mit
dem Warmesektor erforderlich, um ,die Transformation zu einem umweltvertraglichen, zu-
verlassigen und bezahlbaren Energieversorgungssystem [zu] erméglichen und die Versor-
gungssicherheit [zu] gewahrleisten.” Dabei leistet die Nutzung von Strom einen Beitrag zur
Erhéhung des Anteils erneuerbarer Energien in der Fernwarme, insbesondere durch die
Integration von GroRBwarmepumpen. Aul3erdem konnen Power-to-heat-Anlagen und Wér-
mespeicher zur Flexibilisierung des Stromversorgungssystems dienlich sein. Die Kopplung
kann am besten dargestellt werden, wenn beide Sektoren zugleich erfasst werden; hier-
durch wird deutlich, welche Anlagen in beiden Sektoren bereits jetzt tatig sind und wie sich
der Einsatz dieser Technologien entwickelt. Werden Anlagen auch im Bereich der Warme-
erzeugung eingesetzt, haben sie ein anderes Stromerzeugungsprofil als Anlagen, die aus-
schlie3lich Strom erzeugen — dieses andert sich dann wieder, wenn die Warme gespeichert
werden kann.

Der Katalog der zu erfassenden Daten wird um Warmeerzeugungsanlagen, Warmenetze
und Warmespeicher erweitert. Daten zu ihnen und zu den Betreibern sind im Marktstamm-
datenregister zu hinterlegen, § 111e Absatz 2 Nummer 3 EnWG. Ohne die Erfassung dieser
Daten ist eine Darstellung des Fernwarmebereiches nicht in der erforderlichen Tiefe mdg-
lich.

Zu Nummer 10

Bei den Anderungen des § 111f EnWG handelt es sich um Folgeanderungen, die durch die
Anderung des § 111e EnWG notwendig geworden sind. Es diirfen nun auch Daten im Be-
reich der Fernwarme erhoben werden. In 8§ 111f Nummer 6 wird eine Passage gestrichen,
die sich auf die Ubernahme von Bestandsdaten bezog und mittlerweile obsolet geworden
ist.

Zu Artikel 3 (Anderung der Marktstammdatenregisterverordnung)
Zu Nummer 1

Bei der Anderung des § 15 MaStRV handelt sich um die Behebung eines durch die Ande-
rung der KritisV entstandenen Fehlverweises.

Zu Nummer 2

Die Anderungen des § 16 Absatz 4 MaStRV ermdglichen der Bundesnetzagentur in den
Fallen, in denen Behérden Daten zu Anlagen anfordern, dauerhafte Zugange fiir diese Be-
horden einzurichten. Durch den dauerhaften Zugriff entfallen wiederkehrende Datenliefe-
rungen, wodurch der Erfullungsaufwand bei der Bundesnetzagentur sinkt. So kdnnen die
Behdrden in diesen Fallen ihren Datenbestand regelmafiger aktualisieren. Vor der Eroff-
nung eines Zugangs muss die Bundesnetzagentur prifen, ob die Aufgabe einer gesetzli-
chen Regelung entspricht und von Dauer ist. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die
Daten von Feuerwehren zum Brand- und Katastrophenschutz angefordert werden. Auch
bendtigen Umwelt- und Energiebehtrden auf Bundes- und Landerebene sowie Stadtver-
waltungen die detaillierten Daten, zum Beispiel zur Erfullung von Klimaschutzzielen, zur
Fuhrung von Energieatlanten oder zu statistischen Auswertungen oder Berichtspflichten.
Der Grundsatz der Datensparsamkeit gebietet der Bundesnetzagentur, regelméafRig zu pri-
fen, ob der Zugang noch erforderlich ist. Der Zugang darf ausschliel3lich einen Zugriff auf
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Anlagendaten beinhalten, dies jedoch auch dann, wenn die Anlagendaten einen Personen-
bezug aufweisen. Aufgrund der Ahnlichkeit zu den Zugangen nach § 16 Absatz 3 MaStRV
muss die Bundesnetzagentur die gewahrten Zugange auf dieselbe Weise im Internet be-
kannt machen und die Behdrde und deren gesetzliche Aufgabe benennen.

Zu Nummer 3

Die Anderungen in § 18 MaStRV sind erforderlich, weil die Angaben zur Inanspruchnahme
der Flexibilitdtspramie und des Mieterstromzuschlags nicht mehr gesondert erfasst werden.
Daher kdnnen auch die entsprechenden Meldepflichten entfallen.

Zu Nummer 4

Die Anderung des § 19 MaStRV dient der Beseitigung einer textlichen Unstimmigkeit, da
die Anderung gemaf Artikel 10 Nummer 7 des Gesetzes zu SofortmaRnahmen fiir einen
beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Malinahmen im
Stromsektor vom 20. Juli 2022 (BGBI. I, S. 1237) aufgrund eines Fehlzitats bislang nicht
umgesetzt werden konnte.

Zu Nummer 5
Durch die Anderung des § 21 MaStRV wird ein Fehlverweis korrigiert.
Zu Nummer 6

Die Anderung des § 23 Absatz 2 MaStRV erfolgt im Wege der Rechtsbereinigung. Da in
§ 52 EEG mittlerweile keine Regelungen enthalten sind, die Zahlungen an Anlagenbetrei-
ber regeln, kann der Verweis entfallen.

Zu Nummer 7

Die Neufassung der Anlage zur MaStRYV dient der Entblrokratisierung. Sie wird an vielen
Stellen geandert, um die vereinfachten Meldungen der steckerfertigen Solargerate zu er-
mdglichen. Bei der Anmeldung eines steckerfertigen Solargerats sind nun elf Daten weniger
zu melden. Durch diese Anderung wird der burokratische Aufwand der Anlagenbetreiber
deutlich verringert.Auch an anderen Stellen wurden obsolete Meldungen, vor allem im Be-
reich der Flexibilitatspramie bei Biomasse oder beim Mieterstrom, gestrichen. Insgesamt
werden tber 30 Meldungen vereinfacht.

Zu Artikel 4 (Anderung des Messstellenbetriebsgesetzes)

In § 3 Absatz 3a MsbG wird mit der Streichung der Begrenzung auf den grundzustandigen
Messstellenbetreiber ein Redaktionsversehen bereinigt. Wie die Verankerung in der Grund-
norm des Messstellenbetriebs des § 3 verdeutlicht, gehoért die Bereitstellung beziehungs-
weise Anderung der erforderlichen Messeinrichtungen zwingend zu den Pflichten eines
Messstellenbetreibers. Ubernehmen wettbewerbliche Messstellenbetreiber nach § 5 die
Verantwortung fir eine Messtelle, sind sie ebenso wie grundzusténdige Messstellenbetrei-
ber verpflichtet, die erforderlichen Messeinrichtungen auf Auftrag des Anschlussnutzers o-
der Anschlussnehmers binnen eines Monats zu &ndern oder zu erganzen. Kommen sie
dieser Verpflichtung nicht innerhalb von sechs Wochen nach, ist der Anschlussnehmer zur
Selbstvornahme berechtigt. Etwas anderes gilt nach dem durch dieses Gesetz eingefligten
§ 10a Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bei bestimmten Steckersolargeraten:
Hier wird den Messstellenbetreibern eine Frist von vier Monaten eingerdumt, um eine ge-
bindelte Abarbeitung zu ermdéglichen und Installationskapazitaten fur den Rollout von in-
telligenten Messsystemen freizuhalten.
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Zu Artikel 5 (Anderung der KWK-Ausschreibungsverordnung)

Zu Nummer 1

Durch die Anderung des § 4 Satz 1 KWKAusV werden die Verfahrensablaufe im Ausschrei-
bungsverfahren vereinfacht und die Verwaltung und die Bieter entlastet. Die Anderung er-
moglicht, dass die Bundesnetzagentur bei der Einfihrung elektronischer Verfahren in der
Lage ist, durch einen sicheren Rickibertragungsweg Bescheide im Ausschreibungsverfah-
ren elektronisch zu tbermitteln, ohne dass es einer férmlichen Zustellung nach 8 73 EnWG
bedarf.

Zu Nummer 2

Die Anderung in § 9 Absatz 1 KWKAusV dient der Verfahrensvereinfachung. Die Riick-
nahme von Geboten soll nun auch in Textform moglich sein, um einfache digitale Kommu-
nikationswege nutzen zu kénnen. Die Anderung dient der Umstellung auf ein elektronisches
Ausschreibungsverfahren.

Zu Nummer 3

Die Anderungen in § 10 Absatz 4 und 5 KWKAusV dienen der Verfahrensvereinfachung.
Bei der Umstellung auf ein elektronisches Verfahren wiirde ein Bestand der Schriftform in
§ 10 Absatz 5 KWKAusV dazu fiihren, dass Blrgschaften nicht in einfacher elektronischer
Form eingereicht werden koénnten. Damit wirden hybride Verfahren durchzufiihren sein,
weil die Burgschaft nur nach Mal3gabe des § 126 BGB eingereicht werden kénnte. Durch
die Anderung ist die Abgabe von Blrgschaftserklarungen grundsatzlich auch aufgrund des
§ 350 HGB formfrei méglich — es sei denn, dass die Bundesnetzagentur wie bisher Format-
vorgaben nach 8 30a Absatz 1 EEG gemacht hat und die Erklarungen per Formular vorgibt.
Zu Artikel 6 (Anderung des Energiefinanzierungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Anderung in 8 2 Nummer 18 EnFG korrigiert einen Fehlverweis.

Zu Nummer 2

Die Anderung des § 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnFG korrigiert einen fehlerhaften
Verweis.

Zu Nummer 3

In 8 51 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b EnFG wird eine redaktionelle Folgeanderung
vorgenommen.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

In 8 67 Absatz 3 Satz 2 EnFG wird ein fehlerhafter Verweis korrigiert.
Zu Doppelbuchstabe bb

Die Streichung des § 67 Absatz 3 Satz 3 EnFG dient der Rechtsbereinigung. Der Rege-
lungsgehalt des Satzes wird durch die vorherigen Satze abgedeckt.
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Zu Buchstabe b

Die Anderungen des § 67 Absatz 4 Satz 1 EnFG dienen in zweifacher Hinsicht der Klar-
stellung. Erstens wird nun ausdrticklich geregelt, dass es den antragstellenden Unterneh-
men freisteht, von der Moglichkeit des Nachweises per Verpflichtungserklarung Gebrauch
zu machen. Mit anderen Worten: Unternehmen, die bereits entsprechende Investitionen
durchgefihrt haben, kénnen diese auch in den Antragsjahren 2023 bis 2025 zum Nachweis
nutzen; 8 67 Absatz 4 EnFG ist eine optionale Erleichterung.

Zweitens: Da die Antrage auf Umlagenbegrenzung nach der Besonderen Ausgleichsrege-
lung nicht auf einen bestimmten Betrag begrenzt und gerichtet sind, stellt die Regelung nun
auf die voraussichtliche Begrenzungswirkung des Bescheids ab, indem aus den mit dem
Antrag einzureichenden Prognosedaten ein Begrenzungsbetrag extrapoliert wird.

In 8 67 Absatz 4 Satz 2 und 3 EnFG werden fehlerhafte Verweise korrigiert.
Zu Nummer 5

In der Anlage 1 zum EnFG wird die Mdglichkeit zur Wélzung der Kosten des Registers
nach 8§ 49d EnWG geschaffen. Aul3erdem werden redaktionelle Folgednderungen vorge-
nommen.

Zu Buchstabe a

Durch die Einfigung der neuen Ziffer 5.10 werden die Kosten des neu einzufiihrenden
Registers nach § 49d Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in Anlage 1
(zu § 2 EnFG) aufgenommen. Demnach kénnen die Ubertragungsnetzbetreiber die Perso-
nal- und Sachmittel fur die Finanzierung des Registers nach § 49d Absatz 1 Satz 1 EnWG
als besondere Ausgaben bei der Forderung erneuerbarer Energien nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) 2023 aus dem EEG-Konto im Sinne von § 47 Absatz 1 Satz 1
EnFG begleichen, soweit sie diese aufgrund des ebenfalls neu eingefligten § 49d Absatz 5
Satz 1 EnWG der Beliehenen im Sinne des § 49d Absatz 3 Satz 1 EnWG zu erstatten
haben. Diese Kosten kdnnen als gesamtgesellschaftliche Aufgabe gewdlzt werden, da sie
einen erheblichen Beitrag zur Umsetzung der Energiewende im Bereich der Vereinfachung
des Netzanschlusses von Erzeugungsanlagen, und hier insbesondere Photovoltaikanla-
gen, leisten sowie einer sicheren Integration von Anlagen dienen, die Strom aus erneuer-
baren Energiequellen erzeugen. Das Register kommt weit (berwiegend Anlagen zugute,
die Strom aus erneuerbaren Energiequellen erzeugen. Hier ist zu beriicksichtigten, dass
der weit Uberwiegende Teil der neu angeschlossenen Energieanlagen den erneuerbaren
Energien zugeordnet werden kann. Aktuell gibt es alleine rund 3 Millionen PV-Anlagen und
lediglich unter 100.000 fossile Stromerzeugungseinheiten (was einem Anteil von 3 % ent-
spricht). Durch den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien dirfte der Anteil der EE-
Anlagen bei den Neuanlagen sogar noch hoher liegen und weiter ansteigen.

Die Hohe der zu erstattenden Mittel wird durch das Erfordernis der vorherigen Vorlage von
Kostenplanen fir das jeweilige Folgejahr aus § 49d Absatz 5 Satz 2 EnWG begrenzt. Das
Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz Gberprift im Rahmen seiner Aufsicht
Uiber die ihr nachgeordnete Behotrde oder Gber die Beliehene nach Absatz 8 laufend die in
Rechnung gestellten Kosten. Das Verbot der Erzielung von Gewinnen oder sonstigen Uber-
schissen durch den Betrieb des Registers aus § 49d Absatz 7 Satz 2 EnWG tragt ebenfalls
dazu bei, dass die Kosten, die gewalzt werden kdnnen, mdglichst gering gehalten werden.

Zu Buchstabe b

Die Anderung der Ziffer 9.1 ist eine redaktionelle Folgeanderung.
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Zu Buchstabe c
Die Anderung der Ziffer 9.3 ist eine redaktionelle Folgeanderung.
Zu Artikel 7 (Inkrafttreten)

Artikel 7 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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	34. In § 91 Nummer 1 Buchstabe c wird die Angabe „§ 53 Absatz 2“ durch die Angabe „§ 53 Absatz 4“ ersetzt.
	35. In § 98 werden die bisherigen Absätze 5 und 6 die Absätze 4 und 5.
	36. § 100 wird wie folgt geändert:
	37.   § 101 wird wie folgt gefasst:
	§ 101 „
	Beihilferechtlicher Genehmigungsvorbehalt


	38. In Anlage 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 23d“ durch die Angabe „§ 23c“ ersetzt.
	39. Anlage 3 Ziffer I Nummer 1 wird wie folgt geändert:


	Artikel 2
	Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes
	Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970; 3621), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 3 wird wie folgt geändert:
	3. § 12 Absatz 3a wird wie folgt geändert:
	4. § 13b wird wie folgt geändert:
	5. § 42a wird wie folgt geändert:
	6. Nach § 42a wird folgender § 42b eingefügt:
	„§ 42b
	Gemeinschaftliche Gebäudeversorgung


	7. Nach § 49c wird ein neuer § 49d mit folgendem Inhalt eingefügt:
	„§ 49d
	Register zur Erfassung und Überwachung von Energieanlagen sowie Energieanlagenteilen; Verordnungsermächtigung


	8. Dem § 94 wird folgender Satz angefügt:
	9. § 111e wird wie folgt geändert:
	10. § 111f wird wie folgt geändert:


	Artikel 3
	Änderung der Marktstammdatenregisterverordnung
	Die Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBl. I S. 842), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1237) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c wird die Angabe „Absatz 5“ durch die Angabe „Absatz 6“ ersetzt.
	2. § 16 Absatz 4 MaStRV wird wie folgt gefasst:
	3. § 18 wird wie folgt geändert:
	4. § 19 wird wie folgt gefasst:
	5. In § 21 wird die Angabe „§ 95 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe d“ durch die Angabe „§ 95 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe e“ ersetzt.
	6. In § 23 Absatz 2 werden die Wörter „§ 52 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und“ gestrichen und wird das Wort „bleiben“ durch das Wort „bleibt“ ersetzt.
	7. Die Anlage wird wie folgt gefasst:
	„Anlage
	Im Markstammdatenregister zu erfassende Daten

	Tabelle I
	Zu erfassende Daten zu Markakteuren und Behörden
	Tabelle II
	Zu erfassende Daten zu Stromerzeugungseinheiten, EEG-Anlagen und KWK-Anlagen
	Tabelle III
	Zu erfassende Daten zu Stromverbrauchseinheiten, Gaserzeugungs- und Gasverbrauchseinheiten
	Tabelle IV
	Zu erfassende Daten zu Strom- und Gasspeichereinheiten
	Tabelle V
	Zu erfassende Daten zu technischen Stromerzeugungs- und Stromverbrauchslokationen und technischen Gaserzeugungs- und Gasverbrauchslokationen



	Artikel 4
	Änderung des Messstellenbetriebsgesetzes
	In § 3 Absatz 3a des Messstellenbetriebsgesetzes vom 29. August 2016 (BGBl. I S. 2034), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 133) geändert worden ist, werden jeweils die Wörter „grundzuständige“ und „grundzuständ...

	Artikel 5
	Änderung der KWK-Ausschreibungsverordnung
	Die Verordnung zur Einführung von Ausschreibungen zur Ermittlung der Höhe der Zuschlagszahlungen für KWK-Anlagen und für innovative KWK-Systeme vom 10. August 2017 (BGBl. I S. 3167), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. März 2023 (BGBl. ...
	1. In § 4 Satz 1 werden die Worte „dem Schriftformerfordernis nach § 9 Absatz 1 Satz 2“ durch die Worte „den Anforderungen an die Zustellung nach § 73 des Energiewirtschaftsgesetzes“ ersetzt.
	2. In § 9 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Schriftform“ durch das Wort „Textform“ ersetzt.
	3. § 10 wird wie folgt geändert:


	Artikel 6
	Änderung des Energiefinanzierungsgesetzes
	Das Energiefinanzierungsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1237, 1272), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2512) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 Nummer 18 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb wird die Angabe „Nummer 1“ durch die Angabe „Doppelbuchstabe aa“ ersetzt.
	2. In § 40 Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe „Absatz 3 bis 5“ durch die Angabe „Absatz 2 bis 4“ ersetzt.
	3. In § 51 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b wird die Angabe „§ 53 Absatz 2“ durch die Angabe „§ 53 Absatz 4“ ersetzt.
	4. § 67 wird wie folgt geändert:
	5. Anlage 1 wird wie folgt geändert:


	Artikel 7
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
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